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Prolog

Ein  Prolog  erscheint  unüblich  im  Zusammenhang  mit  einer  Masterarbeit.  Er  dient  als

Vor-Wort, ein Wort vor der eigentlichen Arbeit, als Vor-Rede, vorangestellt allen folgenden

Argumenten, Thesen und Interpretationen. Ein Gedanke, der dermaßen wichtig ist, dass er

vor  aller  Theorie  genannt  werden  muss,  vorangestellt  wird,  um  seine  Bedeutung  zu

verdeutlichen und als Grundgedanke die gesamte Arbeit durchziehen soll: Schreiben über ein

Thema soll nicht im Sinne eines über-etwas-Stehen begriffen werden, dieses Schreiben über

enthält in seiner Absicht keine hierarchische Positionierung, ist aber dennoch nie neutraler

Raum, sondern eingebettet in einen Kontext. Ich  schreibe über ein Lehrwerk, das sich an

„Zuwanderer_innen“ richtet,  analysiere es in Hinblick auf die damit zusammenhängenden

Zugehörigkeitsordnungen als eine Person, die dieser Gruppe nicht zugeordnet wird. Meine

Motivation kommt aus dem Moment der Empörung, der Empörung über die Asymmetrie der

Machtverhältnisse,  die  mich  inkludiert,  da  ich  die  Möglichkeit  des  Schreibens  habe.  Ich

schreibe über dieses Thema mit dem Versuch, hierarchische Positionierungen aufzuzeigen,

aber im Bewusstsein, dass ich mit meiner Arbeit auch Teil des hierarchischen Systems bin.
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1. Einleitung

Der  Fachbereich  Deutsch  als  Zweitsprache  (in  Folge:  DaZ)  ist  eingebettet  in  soziale,

politische und ökonomische Rahmenbedingungen des Sprachlernens. In Zusammenhang mit

der  Sprachenpolitik  des  österreichischen  Nationalstaates  ergeben  sich

Zugehörigkeitsordnungen, die Menschen mit anderer Erstsprache als Deutsch zum Erlernen

der deutschen Sprache bringen. Deutsch als Zwang realisiert sich durch die Verpflichtung

zum Deutschlernen aufgrund gesetzlicher Bestimmungen oder aufgrund des Verbots anderer

Sprachen im Rahmen der  Schule.  Deutsch wurde 1920 im Artikel  8  des  österreichischen

Staatsvertrags  als  offizielle  Staatssprache  Österreichs  deklariert1.  Seitdem  ist  Deutsch

gesetzlich verankert und sprachenpolitische Interventionen richten sich danach aus. Aktuell

ist  Integration das  dominierende  Thema  der  österreichischen  Sprachenpolitik.  Die

Integrationsvereinbarung  ist  die  gesetzliche  Grundlage  dafür;  damit  gehen

Selektionsmechanismen einher, die die Zuwanderung nach Österreich regeln (vgl. Dorostkar

2014: 173).

Die Wichtigkeit des Deutschen ist aber nicht nur auf staatlicher Ebene präsent, sondern auch

weitgehend Konsens – gewisse Kompetenzen in der deutschen Sprache zu erwerben ist das

Ziel  vieler  Menschen,  deren  Erstsprache  nicht  Deutsch  ist.  Sozialer  Aufstieg,

Selbstbestimmung und Teilhabe an der Gesellschaft werden mit dem Erlernen des Deutschen

in Verbindung gebracht. 

Zweifel  am Konsens,  am Selbstverständlichen ist  Aufgabe des  Fachbereichs DaZ,  dessen

Hauptaugenmerk  in  der  Sprachvermittlung  liegt,  wobei  die  Rahmenbedingungen  eine

wichtige Rolle spielen. Sprachvermittlung findet in keinem neutralen Raum statt,  sondern

steht  in  Beziehung zu  gesellschaftlichen Wirklichkeiten,  die  sich  in  Prozessen  der  Macht

konstituieren.

Sprachunterricht  wird  meist  im  Rahmen  von  Sprachkursen  abgehalten,  die  sich  an  ein

bestimmtes  Lehrwerk  halten.  Grammatik,  Inhalte  und Aufbau des  Lehrwerkes  sind dabei

prägend für  den Unterricht,  sie  bestimmen zu weiten  Teilen  die  zu erlernenden Themen.

Deshalb ist die Analyse von Lehrwerken notwendig, um aufzuzeigen, was, wie, durch welche

Hilfsmittel  den  Lerner_innen  gezeigt  wird.  Ein  Lehrwerk  hat  Auswirkungen  auf  den

Unterricht  und  damit  auch  auf  das,  was  die  Lerner_innen  als  sprachliches  Rüstzeug

1 Wortlaut in der Verfassung: Artikel 8. (1) Die deutsche Sprache ist, unbeschadet der den sprachlichen 
Minderheiten bundesgesetzlich eingeräumten Rechte, die Staatssprache der Republik (Verfassung: 
www.ris.bka.gv.at)
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mitbekommen2. Denn gelernt wird nicht nur Sprache an sich, sondern Sprache eingebunden

in einen bestimmten gesellschaftlichen Kontext. Welche Redemittel ein Lehrwerk bereitstellt,

beeinflusst, was die Lerner_innen sagen können, beeinflusst was sie sagen sollen, was sie

sagen dürfen, beeinflusst die gesamte kommunikative Situation. Der Emanzipationsanspruch

des  Fachbereichs  liegt  in  einer  autonomieorientierten  Sprachvermittlung,  sodass  die

Lerner_innen  selbstbestimmt  entscheiden  können,  wie  sie  auf  Situationen  sprachlich

reagieren. 

Ziel  dieser  Masterarbeit  ist  das  Sichtbarmachen  hegemonialer  Prozesse  im  Bereich  der

Sprachvermittlung  oder  genauer:  in  einem  Lehrwerk  für  Deutsch  als  Zweitsprache.

Sprachenlernen ist eingebettet in Strukturen von Macht – Sprache – Migration. In diesem

komplexen Beziehungsgeflecht ist die Autonomieorientierung von großer Bedeutung; in der

vorliegenden Arbeit soll geklärt werden, ob Lehrwerke dem gerecht werden. Grundlage der

Analyse ist ein bestimmtes Lehrwerk, nämlich Pluspunkt Deutsch – Österreich. Dieses wird

im Rahmen der Integrationsvereinbarung als Lehrwerk für Sprachkurse empfohlen, die die

Lerner_innen auf  die  Prüfungsformate des  Österreichischen Integrationsfonds vorbereiten.

Staatliche  Legitimation  zeichnet  folglich  das  Lehrwerk  aus,  da  diese  Prüfungsformate

Grundlage  für  die  Erteilung  verschiedenster  Aufenthaltstitel  bilden  und  somit

ausschlaggebend sind, ob eine Person in Österreich bleiben darf oder nicht. Das Lehrwerk ist

eingebettet  in  ein  klares  Herrschaftsverhältnis:  Es  ist  Grundlage  für  die  Prüfungen;  die

Prüfungen sind Grundlage für Aufenthaltstitel und zeugen von Strategien der Lenkung. Die

Verpflichtung des Deutschlernens ist eingebettet in das Themenfeld Integration, bei der sich

Migrant_innen  an  das  Konstrukt  einer  nationalen  Identität  anzupassen  haben.  Basis  der

gesamten Debatte um Integration ist der Gedanke einer homogenen, nationalen Identität als

Legitimation  der  Differenzmarkierungen,  die  mit  verschiedenen  gesetzlichen  Grundlagen

operieren.

Der Kontext ist deshalb nicht neutral, sondern weist Herrschaftsstrukturen auf, die im Zuge

dieser Analyse aufgezeigt werden. Eine kritische, hegemonietheoretische Sichtweise auf das

Lehrwerk  ist  Gegenstand  dieser  Forschung.  Dabei  sollen  pseudopaternalistische

Positionierungen  aufgezeigt  werden,  die  einer  Autonomieorientierung  der  Lerner_innen

entgegen stehen. 

Die vorliegende Masterarbeit gliedert sich in zwei Teile: Der erste Teil ist theoretischer Natur,

der zweite Teil ist die Analyse des Lehrwerks anhand der im ersten Teil bearbeiteten Theorie.

2 Neuner (2003: 400) bezeichnet das Lehrwerk sogar als den „heimliche[n] Lehrplan“ und Hacker (1980: 7ff) 
nennt es als den „geheime[n] Lehrplan“. 
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Im ersten Teil (Kapitel 2) erfolgt die Klärung des Zusammenhangs Sprache, Gesellschaft und

Macht  im  Rahmen  der  kritischen  Migrationsforschung.  Ausgehend  vom  Konzept  der

Hegemonie  von  Antonio  Gramsci  (Kapitel  2.1),  nämlich  der Fähigkeit  einer  bestimmten

Gruppe,  ihre  Werte,  Normen  und  Ideen  als  führend  durchzusetzen  und  damit  einen

gesellschaftlichen Konsens durch freiwillige Zustimmung zu erreichen (vgl. Opratko 2012:

37),  werden  ungleiche  Machtverhältnisse  als  Ausgangspunkt  der  Analyse  gesetzt.  Eine

bestimmte Sichtweise wird nicht unter Zwang aufgedrängt, sondern durch die Anwendung

von  bestimmten  Machttechniken,  diskursiver  und  politischer  Natur,  wird  die  Perspektive

einer  bestimmten  Gruppe  als  führend  durchgesetzt.  Diese  Perspektive  ist  geprägt  von

bestimmten Interessen und dient der Etablierung einer allgemeinen und normalen Sicht auf

die soziale Wirklichkeit, die bestimmte Interessen vertritt und dem Machterhalt dient (vgl.

maiz  2014:  236).  In  diesem Zusammenhang  wird  im  ersten  Teil  dieser  Arbeit  auch  die

Möglichkeit  der  Veränderung  aufgrund  des  dialektischen  Verhältnisses  aller  Beziehungen

angesprochen  und  diese  Möglichkeit  mit  Bildung  und  Wissen  in  Verbindung  gesetzt.

Anknüpfend daran wird ein kurzer Einblick in Machtverhältnisse, realisiert durch Sprache,

gegeben (Kapitel 2.2). 

Die  Sprachfähigkeit  ist  konstitutiv  für  den  Menschen,  sie  ist  wichtiger  Bestandteil  des

sozialen  Lebens  und  laut  Pierre  Bourdieu  reproduziert  sie  auch  Formen  von  Macht  und

Ungleichheit  (vgl.  Thompson  1990:  1).  Kompetente  Sprecher_innen  können  nicht  bloß

grammatikalisch richtig sprechen, sie besitzen auch die Fähigkeit, sich Gehör zu verschaffen

und  in  einer  bestimmten  Situation  angemessene  Ausdrucksweisen  zu  verwenden  (vgl.

ebenda: 8f). Bourdieu bezieht sich auf den performativen Aspekt der Sprache, Sprechen als

eine sich in sozialen Beziehungen realisierende Handlung, weshalb Macht und Sprache in

einem  engen  Zusammenhang  stehen.  Sagbares  und  Unsagbares  zeugen  von  der

Verinnerlichung der Herrschaftsstrukturen – die eigene Identität konstruiert sich durch ein

Außen  (Kapitel  2.3),  durch  Normen.  Deshalb  wird  im  Anschluss  die  Konstruktion  von

Identität durch Subjektivierungsprozesse aufgezeigt und diese mit Strategien der Lenkung in

Bezug gesetzt. Um einige Begriffe, die herrschaftssichernde Effekte haben, nicht affirmativ

zu verwenden, werden sie, wie beispielsweise Integration, kursiv geschrieben. 

Die kritische Migrationsforschung (Kapitel 2.4) beschäftigt sich mit konstruierten Identitäten,

Zugehörigkeitsprozessen  und  der  geforderten  Integration.  Sie  ist  eine  Kritik  innerhalb

hegemonial  geprägten  Formen  des  Wissens,  weshalb  die  vorher  beschriebenen  Theorien

direkt daran anknüpfen und deshalb zum erweiterten Verständnis beitragen. Migration als ein

altes Phänomen, das sich dennoch als asymmetrisches soziales Verhältnis konstituiert und mit
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Prozessen der Disziplinierung einhergeht. 

Ziel der Disziplinierung ist die Herstellung und Legitimation von Dominanzverhältnissen, die

im  Zusammenhang  mit  der  Analysegrundlage  des  Pseudopaternalismus  (Kapitel  2.5)

beschrieben werden. Pseudopaternalismus ist eine Form des Paternalismus, bei der es nur

rhetorisch um das Wohlergehen der Personen, um ihre Autonomie und ihre Handlungsfreiheit

geht, eigentlich aber ein anderes Ziel mit den paternalistischen Praxen verfolgt wird. Dieses

könnte beispielsweise die Balance oder die imaginierte Einheit gesellschaftlicher Wirklichkeit

sein. Dazu zählt die Aussage, dass erst mit guten Deutschkenntnissen die Integration gelingen

kann, in der Folge ein guter Arbeitsplatz eingenommen werden kann und schließlich auch der

soziale Aufstieg kommt (vgl. AG Sprache, Bildung und Rassismuskritik).

Der  zweite  Teil  der  Masterarbeit  ist  die  Analyse  des  Lehrwerks  Pluspunkt  Deutsch  –

Österreich auf Niveau B1 nach dem GERS (Kapitel 3) anhand der im Kapitel 2 aufbereiteten

theoretischen Grundlage mit dem Analyseschwerpunkt des Pseudopaternalismus. Nach einer

kurzen Beschreibung der aktuellen Situation der Lehrwerksanalyse (Kapitel 3.2) wird auf die

methodische  Grundlage  Bezug  genommen.  Anhand  der  Key Incident  Methode  wird  das

Lehrwerk  durch  die  Auswahl  von  fünf  Schlüsselevents,  die  als  Beispiel  für

pseudopaternalistische  Praxen  dienen,  analysiert.  Diese  einzelnen  Beispiele  sollen  am

Spezifischen das Allgemeine aufzeigen. Diese qualitative Methode setzt Schlüsselevents in

Beziehung zum Kontext und setzt sich die Darlegung der Zusammenhänge zum Ziel. 

Die  Analyse  (Kapitel  3.4)  setzt  drei  inhaltliche  Schwerpunkte,  nämlich  die  Themen

Gleichberechtigung (Kapitel 3.4.1), Arbeit (Kapitel 3.4.2) und Politik (3.4.3), in denen der

Zusammenhang  der  im  Lehrwerk  vorgeschlagenen  Themen,  Inhalte  und  Redemittel  in

Beziehung  zu  Herrschaftsstrukturen,  kritischer  Migrationsforschung  und

pseudopaternalistischen Praxen gesetzt wird.

Schwerpunkt  der  vorliegenden  Masterarbeit  liegt  in  der  theoretischen  Aufarbeitung  von

Herrschaftsstrukturen in Zusammenhang mit dem Fachbereich DaZ, da Sprache und Macht

nicht unabhängig voneinander gedacht werden können. Theorien helfen, den Blick zu weiten,

Verbindungen herzustellen und so dem Verhaftetsein der eigenen Denkgrenzen zu entfliehen.

Ein Perspektivenwechsel kann durch neue Gedanken erleichtert werden. Damit hängt auch

der Schritt zurück zusammen; dieser ermöglicht den Blick auf Gegebenes in Verbindung mit

dem größeren Zusammenhang, ganz im Sinne der Metapher „den Wald vor lauter Bäumen

nicht sehen können“. Einzelwissenschaften dienen der Spezifizierung – diese Masterarbeit

widmet sich eher der Interdisziplinarität mit dem Bestreben, den Blick zu weiten und sich auf

diese  Weise  der  Wirklichkeit  anzunähern.  Diese  besteht  aus  einem riesigen Geflecht  von
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Zusammenhängen, deren gesamte Erfassung wohl unmöglich ist. An dieser Stelle wird aber

zumindest  ein Versuch unternommen,  die  Zusammenhänge von Sprache  und Gesellschaft

anhand  einer  Analyse  des  Lehrwerks  Pluspunkt  Deutsch  –  Österreich,  dessen  Ziel  die

Vermittlung  der  notwendigen  Kenntnisse  für  die  Erlangung  der  Staatsbürgerschaft  ist,

aufzuzeigen.  Deshalb  spielen  verschiedenste  Aspekte  eine  wichtige  Rolle:  Migration  und

Zugehörigkeit,  damit  zusammenhängend  der  Staat  mit  seiner  Machtposition  und  die

Verpflichtung  zum Deutschlernen,  womit  wir  uns  mitten  im  Fachbereich  DaZ  befinden.

Unterricht findet nie in einem neutralen, wertfreien Raum statt,  sondern ist bedingt durch

Rahmenbedingungen, die großen Einfluss auf den Unterricht haben. Diese Umstände nicht zu

beachten, bedeutet, die Realität auszuklammern.
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2. Theoretischer Teil

2.1 Hegemonie

2.1.1 Wichtige Begriffe 

„Aber  kein  Mensch  ist  denkbar,  der

nicht auch Philosoph ist, der nicht denkt,

eben weil das Denken eine konstitutive

Eigenschaft des Menschen ist.“ 

Gramsci 1967: 150

Das Konzept der Hegemonie soll an dieser Stelle anhand der Theorie von Antonio Gramsci3

erläutert werden. Er beschreibt Hegemonie als Konsens, als Mittel zur gesellschaftlichen und

politischen Sinnstiftung, als Mittel zur Durchsetzung bestimmter Normen und Werte. 

Gramsci konzentriert sich bei seinen Analysen auf gesellschaftliche Machtstrukturen anhand

derer  die  Machtverteilung in  der Gesellschaft  ermittelt  werden können. Die herrschenden

Klassen  üben  ihre  Macht  durch  geschichtlich  beeinflusste  kulturelle  und  politische

Werkzeuge aus. Der Fokus liegt in den politischen Herrschaftsmechanismen der modernen

Industriegesellschaft, die durch ideologische Mittel aufrecht erhalten wird (vgl. Moreau 2002:

260f). 

Der Begriff Hegemonie blickt auf eine lange Geschichte zurück, nicht erst Gramsci hat sich

3 Antonio Gramsci wurde 1891 in Sardinien geboren und war einer der Gründer der Kommunistischen Partei

Italiens. Der sowohl als Philosoph, Schriftsteller, Politiker und als Journalist tätige Kommunist wurde 1924 in

das italienische Parlament gewählt und zeichnete sich als ein deutlicher Gegner des Faschismus aus. 1926 wurde

Gramsci zum Parteichef gewählt und anschließend verhaftet. 3 Jahre später wurde er zu einer langen Haftstrafe

verurteilt  und starb 1937 an  den  Folgen  der  Haft  (vgl.  Moreau 2002:  259).  Während seiner  Gefängniszeit

verfasste er über 3000 Seiten handgeschriebener Notizen zu Politik, Geschichte, Philosophie und Kultur. Dies ist

der Beleg dafür,  dass  das Gefängnis nicht  den vom Staatsanwalt  intendierten Zweck diente:  Dieser soll  im

Prozess über den Zweck der Inhaftierung Folgendes gesagt haben: „Wir müssen für zwanzig Jahre verhindern,

dass dieses Hirn funktioniert!“ (Fiori 1990:230, Herv. i.O., zit. nach: Opratko 2012: 11).
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mit diesem Begriff beschäftigt, sondern der Begriff wurde bereits in der griechischen Antike

verwendet. Damals wurde Hegemonie im Gegensatz zur Despotie gesetzt,  sie bezeichnete

eine Führung, die im Interesse aller geschah und unter Gleichen stattfand (vgl. Opratko 2012:

26). Diese Herrschaft unter Gleichen heißt, dass die Betroffenen gleiche Möglichkeiten und

Fähigkeiten zur Erreichung eines Zieles haben. Die griechische polis ist ein Beispiel für eine

solche  Herrschaft  unter  Gleichen,  während  die  Beziehungen  zwischen  Herr  und  Sklave

Herrschaft unter Ungleichen beschreibt (vgl. Fröhlich/Rehbein 2009: 118).

Gramsci  unterscheidet  zwischen  Herrschaft  und  Führung.  Bei  Ersterem sind  sowohl  der

Aspekt des Zwanges als auch der Aspekt der Ausübung von Gewalt vorherrschend. Zweitere

ist  die  moralisch-kulturelle  Dimension,  nämlich  die  Hegemonie  (vgl.  Opratko 2012:  36).

Hegemonie ist eine Art von Führung, die auf Zwang und Konsens beruht, wobei der Konsens

überwiegt  (vgl.  Merkens  2007:  158).  Konsens  bedeutet  sowohl  Übereinstimmung  der

Meinungen,  als  auch   Zustimmung  bzw.  Einwilligung,  was  ein  gewisses  Maß  an

Freiwilligkeit  bedeutet.  Hegemonie  realisiert  sich  durch  die  Durchsetzung  bestimmter

Räume,  in  denen  sich  kulturelle  und  politische  Sinnstiftung  festsetzt.  Es  geht  um  die

Fähigkeit einer bestimmten Gruppe, ihre Werte, Normen und Ideen als führend durchzusetzen

und damit einen gesellschaftlichen Konsens zu erreichen. Sie ist eine politische Macht, die

auf verschiedenen Ebenen wirkt, nämlich in Bezug auf Moral, Kultur und Ethik und damit

auf diese Bereiche Einfluss nimmt (vgl. Opratko 2012: 37). 

Hegemonie und Ideologie stehen in einem engen Zusammenhang:  Nur durch eine eigene

Ideologie  kann  sich  eine  soziale  Klasse  als  herrschend  durchsetzen  und  somit  andere

Ideologien  bzw.  Weltdeutungen  verdrängen.  Die  Ideologie  ist  ein  Weltentwurf,  die  das

gesamte Leben umfasst und somit Auswirkungen auf Kunst, Politik, Kultur, Wirtschaft und

alle anderen Bereiche, die das Individuum und die Gesellschaft betreffen, hat. (vgl. Moreau

2002: 281f). Dieses Durchsetzen eines allgemeinen Weltbildes, von Dingen, die als denkbar,

als normal angesehen werden, bedeutet Hegemonie über die Ideologie zu haben.

Die  Machtverhältnisse,  die  ungleich  verteilt  sind,  bilden  die  Basis  für  die  Überlegungen

Gramscis:  „Das früheste Element ist, daß es Regierende und Regierte, Führer und Geführte

tatsächlich gibt.“ (Gramsci 1967: 297)  Es gibt demnach Menschen, die Macht über andere

ausüben können und dies auch wirklich machen, weshalb der vorhin aufgeworfene Begriff

des  Konsens  nicht  darüber  hinwegtäuschen  darf,  dass  Hegemonie   Führung  ist,  trotz

Zustimmung und Konsens. Bei der Hegemonie kommt es zur freiwilligen Anerkennung der

Macht und zwar auf Basis von ideologischer Vorherrschaft (vgl: Moreau 2002: 261f).

Hegemonie als Konsens ist aber nicht nur eine Einstellung oder vorherrschende Meinung,
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sondern  auch  eine  lebenspraktische  Haltung  gegenüber  den  eigenen  Lebensbedingungen,

einer Kultur bzw. Lebensweise. Der Begriff „Kultur“ wird hier im Sinne Gramscis verwendet

und umfasst nicht nur Zivilisation, Kultiviertheit oder Lebensweise, sondern auch Formen, in

denen um Hegemonie  gekämpft  wird,  d.h.  Fragen nach der  Emanzipation  gegenüber  der

herrschenden  Klasse  (vgl.  Langemeyer  2009:  76f).  Wichtig  ist  an  dieser  Stelle,  dass  die

Rollen nicht passiv sind, da die Subalternität (die geführte, untergeordnete Klasse) durch eine

„kulturelle  Bewegung“  (ebenda:  77)  die  Verhältnisse  ändern  kann.  Gegenhegemoniale

Bewegungen  dienen  als  Impuls  für  neues  politisch-ethisches  Denken,  indem  sie  neue

Richtungen aufzeigen um damit neue Wahrheiten etablieren (vgl. Merkens 2007: 162f). Dies

ist  der  essentielle  Punkt  der  Hegemonie-Theorie  Gramscis,  nämlich  die  Möglichkeit  der

Veränderung  der  Zustände:  Hegemonie  ist  eine  Art  Führung,  die  durch  eine  ungleiche

Machtverteilung  konstituiert  wird.  Trotzdem sind  derartig  geführte  Menschen  aber  nicht

machtlos, sondern durchaus imstande, Zustände und Normen zu ändern und eine aktive Rolle

einzunehmen.

2.1.2 Hegemonie als pädagogisches Verhältnis 

Hegemonie als „pädagogisches Verhältnis“ (Merkens 2007: 159) weist auf die pädagogische

Beziehung  zwischen  den  Menschen  hin.  Dieses  Verhältnis  realisiert  sich  nicht  nur  auf

individueller  Ebene,  sondern  ist  auch  ein  „gesamtgesellschaftliches  Strukturverhältnis“

(ebenda: 159), in dem sich Herrschaftsbeziehungen regeln. Diese sind nicht linear, sondern in

steter Wechselwirkung. Die Wechselseitigkeit ist konstitutiv für das pädagogische Verhältnis.

Denn das Verhältnis zwischen Lehrer_in und Schüler_in verläuft nicht bloß in eine Richtung.

Die oder der Lehrer_in ist zeitgleich Lehrer_in und Schüler_in und die oder der Schüler_in

nimmt  auch  beide  Rollen  ein.  Gramsci  betont,  dass  dieses  Verhältnis  nicht  bloß  im

schulischen  Kontext  zutrifft,  sondern  sich  auch  auf  andere  Verhältnisse  übertragen  lässt.

Zwischen Lehrer und Schüler besteht ein hegemoniales Verhältnis und dieses ist zwingend

auch  ein  pädagogisches  Verhältnis.  Andere  Kontexte,  in  denen  diese  wechselseitige

Beziehung besteht, sind das Verhältnis zwischen Regierenden und Regierten, zwischen Eliten

und  Anhänger_innen,  zwischen  Intellektuellen  und  Nichtintellektuellen  oder  auf

internationaler Ebene (vgl: Gramsci 1967: 152).

Diese wechselseitigen Verhältnisse sind sehr komplex. Besteht ein Bewusstsein von diesen
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Verhältnissen,  können sie verändert  werden. Mit dem Bewusstsein geht das Erkennen der

Möglichkeit der Veränderung einher und in diesem Sinne kann Wissen auch Macht bedeuten.

Dieses Wissen umfasst aber nicht bloß gegenwärtiges Wissen, sondern sieht die Umstände in

ihrer  Historizität  (vgl.  Gramsci  1967:  154).  Mit  Historizität  ist  das  Wissen  um  die

Veränderung und Geschichtlichkeit von Gegenwärtigem gemeint, da Normen, Werte, Wissen

usw. je nach Zeit verschieden aufgefasst werden. 

Die  wirtschaftlichen  Erfordernisse,  also  die  neue  Art  zu  produzieren,  erfordern  auch  die

Anpassung  der  Menschen,  die  Anpassung  an  die  Arbeit,  an  eine  bestimmte  Art  sich  zu

ernähren, zu wohnen, zu leben. Dabei spielen verschiedene Prozesse der Disziplinierung eine

Rolle, die sowohl durch Verbote, als auch durch Prozesse der Förderung durchgesetzt werden.

Diese Prozesse wirken sowohl auf der Ebene der Arbeit, wie beispielsweise der Anpassung

der  Arbeiter_in  an  den  Rhythmus  der  Maschine  bei  der  Fließbandproduktion,  als  auch

außerhalb  der  Arbeit  durch  Unterstützung  der  Selbstverwirklichung  mittels  bestimmter

Freizeit- oder Konsumangeboten. Zwang und Konsens sind die Grundlage der Tätigkeit des

Staates  mit  dem  Ziel,  Mitarbeit  und  den  damit  zusammenhängenden  gesellschaftlichen

Konformismus  in  der  Gesellschaft  herzustellen.  Dies  heißt  aber  nicht,  dass  die  Prozesse

widerspruchsfrei ablaufen: Es gibt stets Momente der widerständigen Praxis, oppositionelle

Bewegungen,  die  sich  dagegen  aussprechen.  In  gesellschaftlichen  Institutionen  von

Erziehung kann ein Bewusstsein der Gesellschaft erlangt werden. Durch das Bewusstwerden

der Herrschaftsbeziehungen kann eine Hinterfragung und Ablehnung der Strukturen erfolgen.

In  diesem Sinne  können  sich  die  Individuen  eine  Deutung  der  Welt  aneignen  und  diese

mitgestalten. Hegemonie ist ein wechselseitiger Prozess, weshalb  Veränderung von beiden

Seiten möglich sind.  Das Verhältnis  ist  dialektisch,  jede_r lehrt  und lernt zeitgleich4 (vgl.

Merkens o.J.: 29f). 

2.1.3 Intellektuelle

„Erkenne  dich  selbst“  -  dieser  Gedanke  ist  prägend  für  Gramsci.  Selbsterkenntnis  ist

Voraussetzung dafür, sich selbst aktiv am Geschehen der Gesellschaft zu beteiligen und sie

damit zu beeinflussen. Ziel dieses Prozesses ist die gesellschaftliche Mündigkeit: Zunächst

erlangt das Subjekt ein kritische Distanz zum eigenen Ich und nimmt sich als zugehörig zum

4 Dabei nimmt Gramsci auch Bezug auf die Feuerbachthesen: Die bzw. der Erzieher_in selbst muss erzogen 
werden. 
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bisherigen  geschichtlichen  Prozess  wahr.  Darauf  wird  das  Erlangen  von  politischem

Bewusstsein möglich und genau dies ist zentral für die Aushandlung der gesellschaftlichen

Hegemonie. Deshalb ist Bildung und politisches Bewusstsein wichtig, da erst dadurch die

Emanzipation des Individuums möglich wird (vgl. Merkens o.J.: 34). 

Die Schule nimmt für Gramsci eine wichtige Stellung ein, da sie ein Ort der Bildung ist und

somit  die  Aufgabe hat,  zu dieser  Selbsterkenntnis  hinzuführen.  Lernen muss  sich an den

Lebensweisen  und  Erfahrungen  der  Individuen  ausrichten  und  soll  deshalb  keine  bloße

Reproduktion von Erkenntnissen, die andere gedacht haben, sein. Gramsci argumentiert für

die  Mündigkeit  und  die  Allgemeinbildung  der  Menschen  und  kritisiert  die  bestehende

fehlende  Emanzipation  durch  Bildung.  Viele  Menschen  sind  dermaßen  in  ihre  Arbeit

eingebunden,  dass  sie  diese  Emanzipation  nicht  vollziehen  können  und  somit  ihre

Intellektualität  nicht  vollständig  verwirklichen  können.  Gramsci  sieht  alle  Menschen  als

Intellektuelle, da es keine Tätigkeit gibt, die frei von Intellektualität ist.  Aber nur wenige

Menschen nehmen die Rolle von Intellektuellen in der Gesellschaft ein. Das bedeutet, dass

die Funktion von Intellektuellen in der Gesellschaft  limitiert  ist  und deshalb bloß wenige

auch offiziell als solche wahrgenommen werden (vgl. ebenda: 35f).

Offizielle  Intellektuelle  nehmen  eine  hegemoniale  Rolle  in  der  Organisation  der

Zivilgesellschaft  ein,  sie  unterstützen  die  herrschende  Gruppe  bei  der  gesellschaftlichen

Hegemonie  und  auch  bei  der  politischen  Regierung.  Sie  nehmen  somit  einerseits

herrschaftssichernde Aufgaben wahr,  doch nicht nur:  Es gibt innerhalb der  Intellektuellen

verschiedene Gruppen, die zwei gegensätzlichen Strömungen zuzuordnen sind. Auf der einen

Seite  stehen  die  traditionellen  Intellektuellen,  die  zur  herrschaftlichen  Konsenssicherung

beitragen  und  ihren  ehemals  organischen  Status  verloren  haben.  Das  bedeutet,  sie

übernehmen keine sozial-ökonomischen Funktionen, sondern Aufgaben und Dienstleistungen

in  der  herrschaftlichen Konsenssicherung,  die  die  Zeit  überdauern.  Sie  sind nicht  an den

Alltagsverhältnissen interessiert, sehen sich keiner Klasse zugehörig und stellen deshalb die

gesellschaftlichen Verhältnisse nicht in Frage (vgl. ebenda: 36f). Sie positionieren sich als

unabhängig  von  der  herrschenden  politischen  Gruppe  und  können  auf  die  Legitimation

geschichtlicher Kontinuität zurückgreifen, als Beispiel nennt Gramsci Kirchenmänner, aber

auch  Wissenschaftler_innen  oder  Philosoph_innen  (vgl.  Opratko  2012:  50).  Die  zweite

Gruppe will aktiv in das politische Geschehen eingreifen, sie sind Teil der aktuellen sozialen

und ökonomischen Verhältnisse und agieren aktiv (vgl. Merkens o.J.: 36f). Mitglieder dieser

zweiten  Gruppe werden  als  organische  Intellektuelle  bezeichnet,  da  sie  in  verschiedenen

Gebieten – Produktion, Kultur, politische Administration – auf der organisatorischen Ebene
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wirken und deshalb an der Auseinandersetzung um Hegemonie partizipieren (vgl. Opratko

2012:  49).  Organische  Intellektuelle  reflektieren  gegenwärtige  soziale  Kämpfe  und leiten

„eine Kritik von >unten<“  (Merkens o.J.: 37) ein.

Konstitutiv für Gramscis Konzept ist das pädagogische Verhältnis, das die Wechselseitigkeit

von Beziehungen beschreibt. Das erzieherische Verhältnis definiert sich nicht nur in Bezug

auf  das  Schulsystem,  sondern  beschreibt  Erziehung  als  soziologisches  und  politisches

Strukturverhältnis (vgl. Merkens o.J.: 28). So ist es durchaus möglich, dass sich hegemoniale

Strukturen  verändern,  da  durch  das  wechselseitige  pädagogische  Verhältnis  auch  die

Subalternen eine Möglichkeit zur Veränderung haben.

„Die Möglichkeit ist nicht die Wirklichkeit, aber sie ist auch eine Wirklichkeit: daß der
Mensch eine Sache machen kann oder sie nicht machen kann, spielt eine wichtige Rolle
bei der Frage, was wirklich getan wird. Möglichkeit will heißen „Freiheit“.“ (Gramsci
1967: 160)

Das  Konzept  der  Hegemonie  setzt  auf  einer  sehr  allgemeinen  Ebene  an,  versucht  die

Machtstrukturen  innerhalb  der  Gesellschaft  aufzuzeigen  und  durch  dieses  Aufzeigen  ihre

Strukturen zu verändern. Dabei ist der Konsens und die damit einhergehende Zustimmung

entscheidend  für  das  Zusammenspiel  dieser  Machtstrukturen  mit  dem  Ziel  des

Konformismus. Die Machtstrukturen sind geprägt von Prozessen der Disziplinierung und der

Förderung. Konstitutiv  ist  die  Annahme, dass durch Wissen auch Veränderung stattfinden

kann – im Sinne Gramscis durch das Wissen über Machtstrukturen. Wissensvermittlung ist

Aufgabe von Bildungsinstitutionen, wodurch sich der Bezug zum Feld von DaZ ergibt, da

sich  darin  auch  der  Gedanke  der  Emanzipation  durch  Bildung  finden  lässt.  Ob  diese

Emanzipation und Wissensvermittlung bereits im Lehrwerk verankert ist, soll im empirischen

Teil der Arbeit genauer beleuchtet werden.

2.2 Macht und Sprache

2.2.1 Die Macht der Begriffe

„Es  gibt  nichts,  was  sich  nicht  sagen

ließe,  und  das  Nichts  kann  gesagt

werden.“

Bourdieu 1990: 16
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Nachdem das Konzept der Hegemonie vorgestellt wurde, soll sich nun der Blick spezifizieren

und der Zusammenhang zwischen den beschriebenen gesellschaftlichen Strukturen und der

Sprache hervorgehoben werden, da es im Fachbereich DaZ schließlich und vorrangig um die

Vermittlung der deutschen Sprache geht. Dabei wird auf Bourdieu (1990) Bezug genommen,

der  in  seinem  Werk  „Was  heißt  Sprechen?“  an  die  Sprechakttheorie  anschließt  und

Erkenntnisse  der  Linguistik,  auch  Chomskys  Universalgrammatik,  zum  Anlass  einer

soziologischen Deutung des Themas Sprache und Sprechen nimmt.

Sprache ist  mehr als  ein reines  Mittel  zur  Kommunikation,  durch Sprache wird die  Welt

erschlossen  und  sie  ist  Voraussetzung  für  die  Teilhabe  am  sozialen,  politischen  und

ökonomischen  Geschehen.  Durch  Sprache  wird  gesellschaftliche  Anerkennung  hergestellt

bzw. abgesprochen. Sowohl auf der Ebene der sprechenden Personen als auch auf der Ebene

der  Sprache gibt  es Formen von Legitimität  -  es gibt in bestimmten Situationen legitime

Sprecherinnen und Sprecher, aber auch legitime bzw. nicht-legitime Sprachen. Deshalb ist

Sprache  auch  mit  sozialen  Unterscheidungen  verbunden,  da  verschiedene  Sprachen  bzw.

Sprachvarianten  verschieden  anerkannt  werden.  Inwiefern  Menschen  Zugang  zu

gesellschaftlichen  Kontexten  erhalten,  hängt  nicht  nur  von  ihrer  Sprachkompetenz  ab,

sondern  vor  allem  von  der  Akzeptanz  der  Sprache,  die  sie  erworben  haben  (vgl.

Dirim/Mecheril 2010: 100f). Das System der sprachlichen Unterschiede ist deshalb auch an

soziale und ökonomische Unterschiede gebunden (vgl. Bourdieu 1990: 34).

Sprache  wurde  in  der  Geschichte  der  Sprachforschung  oft  ohne  diesen  sozialen  Aspekt

betrachtet, so beschreibt Noam Chomsky den „idealen Sprecher-Hörer“, der sich dafür eignet,

Grammatik an sich zu untersuchen, aber wohl weitab jeder Realität ist, da kein Mensch zu

diesem Idealtyp gezählt werden kann (vgl. Chomsky 1965 zitiert nach: Dirim/Mecheril 2010:

101). Deshalb ist es wichtig, Sprache in Beziehung zu gesellschaftlichen Phänomenen, wie

eben Machtverhältnisse, zu setzen.

Symbolische Macht ist laut Bourdieu ein Aspekt der meisten Formen von Macht. Macht wird

selten offen und physisch ausgeübt (es ist kein Zwang), sondern eher in eine symbolische

Form umgewandelt und dadurch legitimiert. Dies zeigt, dass die Ausübung von Macht durch

einen symbolischen Austausch stets auf einem geteilten Glauben beruht. Die Legitimität der

Macht  wird  anerkannt,  obwohl  diese  Hierarchien  eine  willkürliche  soziale  Konstruktion

darstellen und den Interessen von bestimmten Gruppen dienen. Bourdieu betont hierbei das

aktive  Einverständnis  von  jenen,  die  der  symbolischen  Macht  unterworfen  sind  (vgl.

Thompson  1990:  25f),  ähnlich  dem  im  vorherigen  Kapitel  beschriebenen  Konsens  und
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Konformismus.

Sprache ist ein wichtiger Bestandteil des sozialen Lebens und kann deshalb auch Formen von

Macht und Ungleichheit reproduzieren (vgl. ebenda: 1), wobei der performative Aspekt der

Sprache  bei  Bourdieu  im  Mittelpunkt  steht.  Dieser  Aspekt  bezieht  sich  auf  die

Verwirklichung der Sprache in Handeln, wie beispielsweise bei einer Kriegserklärung. Diese

Worte werden zu einer praktischen Realität und implizieren Macht (vgl. Fröhlich/Rehbein

2009: 355).

Sprechen definiert Bourdieu als eine Handlung, die nicht unabhängig in einem Raum entsteht

und  deshalb  auch  nicht  losgelöst  betrachtet  werden  kann.  Sie  vollzieht  sich  in  einer

bestimmten Konstellation, die durch gesellschaftlich bestimmte Dispositionen bedingt wird,

die  Bourdieu  mit  einem  sprachlichen  Markt  vergleicht:  Dieser  Markt,  ähnlich  einem

gewöhnlichen Markt, bei dem bestimmte Produkte angeboten werden, ist durch ein striktes

System  gekennzeichnet,  in  dem  sich  unter  anderem  Sanktionen  durchsetzen  und

Zensurvorgänge einstellen. Somit verortet Bourdieu seine Analyse nicht unabhängig von den

Umständen, da sich durch Sprache auch stets soziale Beziehungen ausdrücken, und grenzt

sich somit von der rein systematischen Betrachtung von Sprache ab (vgl. Bourdieu 1990:

11f). Sprechen ist  nicht nur Kommunikation, sondern auch Ausdruck eines ökonomischen

Verhältnisses,  das  sich  auf  die  Differenzen  von  sozialen  Beziehungen  bezieht  (vgl.

Fröhlich/Rehbein 2009: 356f).

Aber zurück zum sprachlichen Markt: Bei diesem geht es vorrangig nicht um die Sprache

selbst,  sondern  um Diskursformen,  in  denen  Sender_in  und Empfänger_in  ihren  Beitrag

leisten. Erst durch das Wahrnehmen der Mitteilung wird diese auch erzeugt. Dieses Erzeugen

der Mitteilung ist individuell unterschiedlich, da dabei alle Erfahrungen, die das Individuum

gemacht hat, in die Bewertung einfließen. So sind die Erfahrungen des Individuums stets

unterschiedlich,  weshalb  auch  die  Bewertung  des  Gesagten  unterschiedlich  verläuft  (vgl.

Bourdieu 1990: 13).

Durch diese situationale Einbettung der Mitteilungen gibt es, laut Bourdieu, keine neutralen

Wörter. Je nach Situation und Sender_in hat ein Wort eine andere Konnotation. Als Beispiel

führt  er das Wort „gepflegt“ an, das für Kleinbürger_innen als etwas Positives verwendet

wird,  während  sich  Intellektuelle  aus  Abgrenzung  zum  Kleinbürgertum  von  der  damit

assoziierten Engstirnigkeit distanzieren. So ist die soziale Position ausschlaggebend für die

Bewertung von bestimmten Begriffen (vgl. Bourdieu 1990: 14f). Dieses Beispiel lässt sich

gut auf den heute so präsenten Begriff der „Migrantin“ bzw. des „Migranten“ anwenden. Je

nachdem, ob eine Person eine Zuschreibung zu dieser Kategorie erhält  oder nicht,  ist der

22



Begriff  mit  verschiedenen  Konnotationen  verbunden.  Die  soziale  Position  ist  deshalb

ausschlaggebend für den Deutungsspielraum dieses Begriffes. 

In  diesem  Sinne  ist  Sprache  mit  Macht  verbunden.  Bei  performativen  Aussagen  wird

Existenz  verliehen,  nicht  bloß  bereits  Existierendes  benannt.  Somit  hat  Sprache  die

Möglichkeit, Realität zu erschaffen, indem etwas gesagt wird. Dies zeigt die schöpferische

Macht der Sprache (vgl. Bourdieu 1990: 16) und somit auch die schöpferische Macht der

Begriffe,  um  das  vorherige  Beispiel  nochmals  aufzugreifen,  nämlich  den  Begriff

„Migrant_in“. Gäbe es diesen Begriff nicht, wäre die Zuordnung zu dieser Gruppe oder das

Gegenteil, die Zuordnung zu einer Gruppe der „Nicht-Migrant_innen“ irrelevant, da es den

Begriff nicht gäbe, dessen Realität also nicht existent wäre und somit diese Klassifizierung in

der Gesellschaft,  sofern nicht ein anderer Begriff diese Funktion übernommen hätte, nicht

vollzogen würde. Die performative Kraft von Sprache und von Begriffen darf deshalb nicht

außer Acht gelassen werden. Begriffe schaffen eine Realität und sind in diesem Sinne eine

Art Selbsterfüllende Prophezeiung: Durch ihr Vorhandensein werden sie zur Realität, denn

Begriffe  haben nicht  nur  eine beschreibende,  sondern auch eine  vorschreibende Funktion

(vgl. Bourdieu 1990: 111).

Diese  schöpferische  Macht  ist  aber  nur  unter  bestimmten  Bedingungen  wirksam.  Ist  die

Person, die Worte ausdrückt, in einer bestimmten sozialen Position, erhalten ihre Worte damit

ihr Gewicht und ihre Relevanz. Eine Kriegserklärung hat nur Wirkung und Relevanz, wird sie

von einer Präsidentin oder einem Präsidenten eines Staates ausgesprochen. Die Macht, aus

der  sich  das  Gewicht  der  Wörter  ableiten  lässt,  ist  von  der  Person  abhängig  (vgl.

Fröhlich/Rehbein 2009: 357) oder auch von ihrer medialen Verbreitung. Um ein aktuelles

Beispiel zu nennen: Das Ankommen der Flüchtlinge in den letzten Monaten wurde medial

meist mit „Flut“ oder „Welle“5 (vgl. orf.at) in den Schlagzeilen beschrieben. Beide Begriffe

sind nicht neutral, da sie an eine Naturkatastrophe erinnern und deshalb mit Gefahr assoziiert

werden. 

5 Karin Böke analysierte 1997 Metaphern im Einwanderungsdiskurs, die große Ähnlichkeit mit der aktuellen 
Situation haben. „Berlin ertrinkt in einer infektiösen Flut“ wird in Bezug auf Zuwander_innen verwendet, in 
Bezug zu Flüchtlingen viele Wasser-Metaphern wie „Flüchtlingsstrom“ oder „Fluchtwelle“. Diese Strom-
Metaphorik verortet Menschen als entindividualisierte Masse und ruft Assoziationen von Gefahr auf. Diese 
Metaphern entwerfen ein bestimmtes Bild von Zuwanderung, die meist negativ konnotiert ist und 
realitätskonstituierend wirkt, da die Wahrnehmung des Phänomens auf eine bestimmte Art und Weise 
geprägt wird (vgl. Böke 1997: 177ff).
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2.2.2 Symbolische Gewalt

Die Ausführungen zur symbolischen Gewalt gehören zu der Kernpunkten der bourdieuschen

Analyse, mit denen er verschiedene Felder wie Politik, Justiz oder Sprache analysiert.  Im

Gegensatz zu Marx, Weber oder Durkheim lag der Fokus in Bourdieus Analyse sowohl im

objektiven Charakter der symbolischen Gewalt als auch in der körperlichen und unbewusst-

spontanen Dimension. Die Verinnerlichung von Herrschaftsstrukturen in der Gesellschaft und

damit auch deren Verschleierung ist kennzeichnend für dieses Konzept. Pointierter formuliert

heißt  dies,  dass  der  Beherrschte  den  herrschenden  Standpunkt  einnimmt,  also  die

herrschenden Gedanken dergestalt verinnerlicht, dass sie seine eigenen zu sein scheinen. 

Diese Verinnerlichung ist aber nicht bewusst, durch die Sozialisation wird sie erlangt und

damit Herrschaft stabilisiert. Dabei nehmen öffentliche Institutionen eine tragende Rolle ein,

wie das Bildungswesen, Medien oder die Wissenschaft. Diese Institutionen werden auf den

ersten Blick nicht mit herrschaftstragenden Mechanismen assoziiert, da es vor allem bei der

Bildung und in der Wissenschaft um Wissenserweiterung und um die Bildung des Menschen

im Sinne einer Emanzipation gehen sollte. Zentrales Medium dieser Verinnerlichung ist die

Sprache. Sinngebung wird durch die Performativität, die der Sprache eigen ist, erzeugt und

damit werden Machtverhältnisse reproduziert (vgl. Moebius/Wetterer 2011: 2).

Die Welt  wird als  etwas selbstverständliches wahrgenommen,  diese Selbstverständlichkeit

führt  dazu,  dass  vieles  nicht  hinterfragt  und  deshalb  als  natürlich  angenommen  und

wahrgenommen  wird.  Ein  Beispiel  dafür  wären  die  Begriffe  des  Wachstums  oder  der

Flexibilität,  die  in  den  Medien  unhinterfragt  bleiben  und  als  etwas  Positives  und

Wünschenswertes  dargestellt  werden.  Diese  Begriffe  verschleiern  aber  die  ökonomischen

Interessen,  die  diesen  Konzepten  zugrunde  liegen  und  für  die  davon  Betroffenen  nicht

zwingend  positive  Folgen  haben.  Diese  Denk-  und  Wahrnehmungsmuster  wirken  durch

Rituale und bestimmte Verhaltensweisen, in denen die naturalisierten Herrschaftsbeziehungen

gefestigt  und  legitimiert  werden.  Voraussetzung  für  die  symbolische  Gewalt  ist  die

Anerkennung  der  Prinzipien,  unter  deren  Namen  sie  ausgeübt  werden.  Das  Prinzip  der

symbolischen Gewalt  setzt somit an der Wurzel an, das Natürliche und Unhinterfragte ist

Gegenstand ihrer Analyse und erst dadurch werden gesellschaftliche Strukturen erkennbar,

die  einen  Herrschaftscharakter  inne  haben.  Auch  Denk-  und  Verhaltensmuster  werden
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aufgezeigt und ihr Zusammenhang mit gesellschaftlicher Herrschaft verdeutlicht, die meist

verharmlost oder verschleiert wird (vgl. ebenda: 3ff).

Basis für die symbolische Gewalt  ist die Anerkennung und damit Akzeptanz dessen,  was

zurzeit  ist.  Es geht um die Anerkennung von Meinungen, die als  gültig gelten und deren

Gültigkeit fraglos anerkannt und vorausgesetzt werden. Sie werden nicht explizit geäußert,

sondern  es  geht  um  die  Hinnahme  und  und  um  das  Nichthinterfragen  von

Selbstverständlichem, wie etwa sozialen Strukturen (vgl. Fröhlich/Rehbein 2009: 79). Ein

konkreteres Beispiel ist  die Akzeptanz dessen, dass Akademiker_innen in der Regel mehr

verdienen als Mechaniker_innen. Dadurch kommt es zur Legitimation und Anerkennung von

Herrschafts- und Machtstrukturen (vgl. ebenda: 119).

Dieses  Selbstverständliche  wird  aber  immer  wieder  legitimiert.  In  kapitalistischen

Industriestaaten  übernehmen  sogenannte  neutrale  Institutionen  diese  Aufgabe.  Diese  sind

hierarchisch organisiert, erfüllen bestimmte Aufgaben in der Gesellschaft und tragen durch

ihre  Objektivierung  zur  Legitimität  bei.  Eine  der  wichtigsten  Institutionen  ist  das

Bildungswesen, da es aufgrund seiner Selektionsfunktion die Zukunft der Kinder schon sehr

früh  bestimmt,  also  Einfluss  darauf  nimmt,  welche  Möglichkeiten  der  Entwicklung  die

Kinder  haben  können.  Das  Bildungswesen  wirkt  als  symbolische  Stütze  der

Klassenherrschaft, indem durch Leistung Unterschiede im Bildungsweg legitimiert werden.

Die Gedanken, dass Klassifizierung durch Leistung gerecht und Schule neutral, im Sinne der

Chancengerechtigkeit,  sei,  zeugt  von  symbolischen  Herrschaftsverhältnissen.  Denn  das

Bildungswesen reproduziert die Gesellschaftsordnung und durch seine scheinbare Neutralität

wird diese Ordnung wiederum legitimiert (vgl. Fröhlich/Rehbein 2009: 120f).

2.2.3 Die legitime Sprache

Der Begriff der legitimen Sprache erhält vor allem dann seine Gewichtung, wenn man an das

Gegenteil denkt. Legitime Sprache impliziert, dass es auch eine nicht-legitime Sprache gibt.

Der Grund liegt in der Historizität der Sprache und der Entwicklung von Nationalsprachen in

jüngerer  Vergangenheit.  Durch  die  Entstehung  der  Nationalstaaten  kam  es  auch  zur

Entstehung von Nationalsprachen. Ein Dialekt, meist jener der oberen Klassen, wurde in den

Status einer Amtssprache erhoben und somit wurden die anderen Varianten offiziell  nicht

anerkannt,  weshalb  Sprecher_innen  einer  nicht  legitimierten  Sprache  von  offiziellen
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Bereichen und damit auch von politischer Macht ausgeschlossen wurden. Der Dialekt wurde

standardisiert,  systematisiert,  Grammatiken  und  Wörterbücher  wurden  erstellt  und  so  als

offizielle Sprache konstruiert (vgl. Thompson 1990: 5).

Dabei spielt auch die offizielle Sprache eine wichtige Rolle: Innerhalb territorialer Grenzen

ist die offizielle Sprache jene, die theoretisch von allen innerhalb dieser Grenzen lebenden

Menschen gesprochen und verstanden wird (vgl. Bourdieu 1990: 20f).

Diese offizielle Sprache wird in öffentlichen Institutionen verlangt,  wie beispielsweise im

Bildungswesen. Das Bildungswesen bewertet die Sprache der Schüler_innen: Sprache wird

einer  Prüfung  unterzogen,  Leistungen  zu-  oder  aberkannt  und  damit  auch  Bildungstitel

vergeben  oder  eben  nicht  vergeben.  Die  erwähnte  Prüfungsunterziehung  von Sprache  ist

besonders  relevant  in  der  heutigen  Zeit  wie  der  Nachweis  der  Deutschkenntnisse  durch

Zertifikate zeigt. 

Der Fokus der bourdieuschen Analyse liegt bei der legitimen Sprache, aufgezeigt im Kontext

von Frankreich  im Zuge der  Ausbildung zum Nationalstaat.  Verschiedenste  Dialekte  und

Sprachen wurden gesprochen und einer dieser wurde schließlich zur Staatssprache, während

die anderen den Status eines Dialekts erhielten und damit aus Bereichen des öffentlichen

Lebens ausgeschlossen wurden. Durch Institutionen wurde die Anerkennung der legitimen

Sprache forciert, wodurch sprachliche Herrschaftsverhältnisse bestärkt wurden (vgl. Bourdieu

1990: 21).

Dabei spielen Bildungsinstitutionen eine wichtige Rolle, da in ihnen eine bestimmte Art der

Sprechweise belohnt und eine andere, beispielsweise durch negative Noten oder mangelnde

Anerkennung, sanktioniert wird. Ein direkter Zusammenhang besteht auch zwischen Bildung

und Arbeitsmarkt: Durch Bildung und den Erwerb von entsprechenden Bildungstiteln war es

den Leuten möglich, Arbeit in Institutionen des Staates wie beispielsweise der Verwaltung zu

finden. Eltern begannen, nicht mehr im Dialekt mit ihren Kindern zu sprechen, sondern – im

Bewusstsein  der  Wichtigkeit  des  offiziellen  Sprachgebrauchs  –  in  der  standardisierten

Sprache (vgl. Bourdieu 1990: 25f).

So  setzte  sich  die  offizielle  Sprache  durch  und  ihre  Legitimität  wurde  anerkannt.  Diese

Anerkennung steht im Zusammenhang mit symbolischer Gewalt, die, wie bereits aufgezeigt

wurde,  auch mit  einem Einverständnis  vonseiten  der  Beherrschten  ausgeübt  wird.  Dieses

Einverständnis  wird  durch  einen  langen  Prozess  eingeübt,  bei  dem  die  Sanktionen  des

Sprachmarktes erfahren werden und deshalb auch dementsprechend gehandelt wird. Wichtig

ist hierbei, dass es Bourdieu nicht um Zwang im alltagssprachlichen Sinn geht, sondern diese

Entscheidungen  unbewusst  getroffen  werden,  da  die  Menschen  in  eine  gewisse  Weise
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sozialisiert wurden und deshalb bestimmten Dispositionen ausgesetzt waren (vgl. Bourdieu

1990: 27f).

Die  offizielle  Sprache  wird  mit  dem  Attribut  der  Elaboriertheit  versehen,  was  im

Umkehrschluss bedeutet, dass nicht-offizielle Sprachen als mangelhaft beurteilt werden. Was

heißt  Sprechen?“  fragt  der  Titel,  und  zur  Beantwortung  dieser  Frage  ist  folgendes  Zitat

hilfreich:

„Sprechen heißt, sich einen der Sprachstile anzueignen, die es bereits im Gebrauch und
durch  den  Gebrauch  gibt  und  die  objektiv  von  ihrer  Position  in  der  Hierarchie  der
Sprachstile geprägt sind, deren Ordnung ein Abbild der Hierarchie der entsprechenden
sozialen Gruppen ist.“ (Bourdieu 1990: 31)

Dieser Satz verdeutlicht die  Bedeutung der legitimen Sprache:  Unterschiede im Sprechen

konstituieren hierarchische Positionen in der Gesellschaft.  Diese Sprechweise wird erlernt

durch den Gebrauch ebendieser und ist  geprägt durch die Dispositionen als  grundlegende

Einstellungen.  In  Folge  bedeutet  dies,  dass  durch  den  Sprachstil  die  Legitimität  des

Sprechens  festgeschrieben  ist.  Die  Situation  bestimmt  den  Stil  und  da  nicht  allen  alle

Sprachstile eigen sind, können auch nicht alle in allen Situationen sprechen. In bestimmten

Situationen  ist  ein  bestimmter  Sprachstil  nötig,  um  einerseits  sprechen  zu  können  und

andererseits auch gehört zu werden. Durch die legitime Sprache wird ein Anspruch erhoben,

nämlich  ein  Anspruch  auf  Glauben  und  Gehorsam,  oder,  kurz  gesagt,  ein  Anspruch  auf

Autorität (vgl. Bourdieu 1990: 52). Durch diese Autorität wird dem Gesagten zugehört, es

wird aufgenommen und anerkannt.  Das Gesagte wird stets  in  einer  bestimmten Situation

gesprochen  und  diese  sind  hierarchisch  geordnet,  so  wie  das  soziale  Leben  hierarchisch

geordnet ist. Dies zeigt die Bedeutung des Begriffes der legitimen Sprache, da die Legitimität

nicht immer gegeben ist. Auf den Punkt gebracht:

„Sprecher ohne legitime Sprachkompetenz sind in Wirklichkeit von sozialen Welten, in
denen  diese  Kompetenz  vorausgesetzt  wird,  ausgeschlossen  oder  zum  Schweigen
verurteilt.“ (Bourdieu 1990: 32)

Die legitime Sprache erhält ihre hierarchische Positionierung aufgrund ihrer Verwertbarkeit

im ökonomisch-sozialen Sinne. Die herrschende Sprachkompetenz ist eine Möglichkeit zur

Maximierung des Profits. Die Logik und die Mechanismen eines Marktes stecken dahinter:

Mittels  der  legitimen  Sprache  erhält  man  Zugang  zu  verschiedenen  Märkten,  wie  den

Bildungsmarkt  oder  den  Markt  des  gesellschaftlichen  Lebens.  In  diesen  Märkten  ist  die

legitime  Sprache  die  vorherrschende,  weshalb  der  Zugang  auch  bloß  durch  die  legitime

Sprache erfolgt und im Umkehrschluss jenen, die nicht die legitime Sprache sprechen, der
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Zugang verwehrt bleibt (vgl. Bourdieu 1990: 34).

Dies wirft die Frage auf, wer die legitime Sprache definiert. Sie ist nicht in Stein gemeißelt,

d.h. sie selbst ist auch von Veränderungen betroffen und kann Gegenstand von Kämpfen sein.

Wer  über  die  Definitionsmacht  der  legitimen  Sprache  verfügt,  beherrscht  diese  (vgl.

Fröhlich/Rehbein 2009: 357). In Österreich ist Deutsch die offizielle Staatssprache und ist in

diesem Sinne auch in der Verfassung verankert. 

Diese Herrschaft ist aber symbolischer Natur, da sie die Anerkennung der Legitimität braucht

und damit auch Einverständnis seitens der Beherrschten (vgl. Bourdieu 1990: 27). Ist dieses

Einverständnis nicht gegeben, kommt es zu Aushandlungen ganz im Sinne Gramscis – die

Subalternität kann Veränderungen initiieren.

2.2.4 Die Autorität der Sprache

Sprache hängt mit Hierarchie zusammen, sowohl in gesellschaftlichen Zusammenhängen als

auch auf individueller Ebene. Diese Hierarchie zeigt sich aber nicht bloß in der legitimen

Sprache,  sondern  auch  in  den  vielen  verschiedenen  Möglichkeiten,  etwas  auszudrücken.

Diese  stilistischen  Variationen  ein  und  derselben  Aussage  haben  viele  unterschiedliche

Konnotationen.  Dies  lässt  sich  an  einem einfachen  Beispiel  erläutern:  „Könntest  du  das

Fenster schließen?“, „Bitte, sei so lieb und schließ das Fenster.“, „Wärst du so freundlich und

würdest das Fenster schließen?“, „Schließ sofort das Fenster!“, „Mach das Fenster zu!“, „Mir

ist  kalt!“.  Diese  Beispiele  lassen  sich  noch  fortsetzen,  aber  eines  sollte  bereits  deutlich

geworden  sein:  Es  gibt  unzählige  Möglichkeiten,  eine  Bitte  oder  Aufforderung

auszusprechen, der Inhalt ist derselbe, aber wie es gesagt wird, welche Positionen dadurch

verhandelt  werden,  ist  sehr  unterschiedlich.  Je  nach  Höflichkeit  oder  Autorität  des

Sprechenden wird die Beziehung zur anderen Person konstituiert, d.h. das soziale Verhältnis

zwischen den Personen wird auch dadurch verhandelt. Die Position entscheidet, mit wie viel

Nachdruck gesprochen werden kann und ob es mehr eine Aufforderung oder eher eine Bitte

ist (vgl. Bourdieu 1990: 59f).

Kompetente Sprecher_innen können nicht bloß grammatikalisch richtig sprechen, sie besitzen

auch  die  Fähigkeit,  in  einer  bestimmten  Situation  angemessene  Ausdrucksweisen  zu

verwenden.  Es  ist  die  Fähigkeit  sich  Gehör,  aber  auch  Gehorsam zu  verschaffen.  Wenn

gesprochen wird, ist das Wissen um Legitimität und Befugnis wichtig (vgl. Thompson 1990:
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8f). 

Damit ist auch die Höflichkeitsform verbunden, das höfliche und Distanz aufbauende „Sie“

im Gegensatz zum vertrauten und Nähe konstituierendem „Du“. Der Ausdruck „Wollen wir

uns nicht duzen?“ impliziert, dass die Person, die diesen Satz ausspricht wahrscheinlich eine

hierarchisch  höhere  soziale  Position  inne  hat,  oder  wenigstens  gleichwertig  zur  anderen

Person. Dass eine Person, deren sozialer Status niedriger als der Status der anderen Person

ist, diesen Satz spricht, ist unüblich. Dies verdeutlicht die Wichtigkeit der Situation, in der die

Worte gesprochen werden und die soziale Position der Sprechenden. 

Die soziolinguistische Auseinandersetzung mit dem Thema Sprache hat gezeigt, dass Sprache

nicht  losgelöst  von  sozialen  Positionen  gesehen  werden  kann.  Sprache  ist  ein

gesellschaftliches Phänomen und realisiert als ökonomisches Verhältnis soziale Differenzen.

Die hierarchische Struktur der Gesellschaft zeigt sich an der Legitimität dessen, was welche

Person  wie  sagen  kann6. Diese  Herrschaftsstrukturen  werden  verinnerlicht  und  durch

Bildungsinstitutionen reproduziert. Die offizielle Sprache konstituiert und legitimiert damit

Unterschiede  sozialer  Art,  und  durch  die  Verwendung  bestimmter  Begriffe  wird  Realität

geprägt und beeinflusst. 

Der  Blick  richtete  sich  in  diesem  Kapitel  auf  den  Zusammenhang  von  Sprache  und

Machtstrukturen in der Gesellschaft. Diese Erläuterungen waren abstrakter Natur, weshalb in

Folge eine stetige Annäherung an den aktuellen Kontext  erfolgt,  indem zunächst  auf  das

Subjekt, gegenwärtige Subjektiverungstendenzen und die Einbettung in gesellschaftliche und

institutionelle Wirklichkeit eingegangen wird.

2.3  Das Subjekt im Dispositiv

2.3.1 Subjektivierung

Die Identität eines Menschen setzt sich aus weit mehr Aspekten zusammen, als der Blick auf

einen  Personalausweis  vermuten  lässt  und  wird,  poststrukturalistischen  Vertreter_innen

6 Spivak beschäftigt sich mit der Frage, ob die Subalternität sprechen kann und setzt Macht und Sprache in 
Bezug „zum Subjekt der Dritten Welt innerhalb westlicher Diskurse“. Unter bestimmten Bedingungen 
können Subalterne nicht sprechen, da viele Sprechakte der Subalternen nicht vorgesehen sind und deshalb 
keine Bedeutung erlangen können. Der Mangel liegt nicht in der Subalternität, sondern in hierarchisch 
strukturierten westlichen Denkmustern, die einschränkend wirken (vgl. Kerner 2012: 135).
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zufolge,  von  Normen  und  Normalitäten  mitbestimmt.  Diese  leiten  bzw.  regulieren  das

Handeln der Individuen und beeinflussen somit ihre Identität. Individuen passen sich an die

herrschenden Ordnungen der  Gesellschaft  an und erhalten darin ihre Position als  Subjekt

(vgl. Rose 2013: 115).

Bevor weiter auf den Begriff der Subjektivierung eingegangen wird, sollte an dieser Stelle

zunächst der Begriff des Subjekts nach Foucault angeführt werden:

„Das Wort Subjekt hat zwei Bedeutungen: es bezeichnet das Subjekt, das der Herrschaft
eines anderen unterworfen ist und in seiner Abhängigkeit steht; und es bezeichnet das
Subjekt, das durch Bewusstsein und Selbsterkenntnis an seine eigene Identität gebunden
ist.“ (Foucault 2005: 275)

Zwei  Ebenen werden bei  dieser  Definition  angesprochen.  Zuerst  wird  auf  die  Herrschaft

Bezug genommen, dann auf die Identität des Subjekts. Subjekte sind in einer Abhängigkeit,

das bedeutet, sie konstruieren sich nicht nur aus sich selbst, sondern werden bedingt durch ein

Geflecht von Strukturen und Diskursen. Die zweite Ebene beschreibt das Subjekt, das an die

„eigene Identität  gebunden ist“;  dies  geschieht  „durch Bewusstsein und Selbsterkenntnis“

(Foucault 2005: 275). Diese Selbsterkenntnis ist  aber stets eingebettet in ein Umfeld, das

geprägt  ist  von  Normen  und  Kategorien,  in  welchen  sich  das  Subjekt  einordnet.  Dieser

Prozess wird beeinflusst von äußeren Normen, die schließlich zu inneren Normen werden.

Das Individuum bezieht sich auf äußere Kategorien, die nicht von ihm selbst stammen, sich

zu diesen in Beziehung setzt und somit die eigene Identität formt (vgl. Dirim et.al.  2013:

18f). Und genau dies ist eine Form von Macht, da das Individuum seine eigene Identität nicht

unabhängig schafft, sondern immer in Bezug zu einem Außen, zu Normen, Werthaltungen

und Wahrheiten. Der Blick auf die Welt und auf sich selbst geschieht durch solche Kategorien

und bindet das Individuum an seine Identität. So werden „aus Individuen Subjekte“ (Foucault

2005: 275).

Wie bereits mehrfach erwähnt, gibt es bei Machtverhältnissen die Suggestion des eigenen,

freien Willens und Wollens – genau dadurch sind sie so wirkmächtig. Das Subjekt hat die

Möglichkeit  zu  handeln,  Entscheidungen  zu  treffen  und  dies  als  Ausdruck  der  eigenen

Freiheit zu werten. Macht gehört zum sozialen Leben der Menschen dazu und wird durch

bestimmtes  Wissen,  das  durch  Diskurse  in  der  Gesellschaft  zirkuliert,  über  die  Subjekte

ausgeübt.  In  einem Diskurs  gibt  es  verschiedene  Positionsmöglichkeiten,  die  durch  ihre

Verschiedenheit  Subjektivität  erst  ermöglichen.  Das,  was  uns  als  selbstverständlich  und

normal  erscheint,  wie  unsere  Subjektivität,  ist  etwas,  das  kulturell  und  gesellschaftlich

konstruiert  wurde.  Diese  Normen  und  sozialen  Codes  erhalten  ihre  Macht  durch  den
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Anschein ihrer Normalität bzw. Natürlichkeit. Die Subjektivität dient der Unterwerfung und

wird bei Foucault durch den Begriff der  Subjektivierung gekennzeichnet (vgl. Rose 2015:

326f). 

Individuen werden innerhalb eines Diskurses zu Subjekten, da sie der Diskurs konstituiert. Im

Diskurs stehen dem Subjekt Positionierungsmöglichkeiten zur Verfügung und üben in diesem

Sinne Macht  über  die  Subjekte aus,  weshalb sie  nie  völlig  autonom und frei  sind.  Diese

Positionierungsmöglichkeiten umfassen Regeln, die den Subjekten auferlegt werden und die

darüber bestimmen, ob und wie sie an einem Diskurs partizipieren können7. So schließt der

nationale Diskurs bestimmte, marginalisierte Gruppen aus – nicht zwingend durch Verbote,

sondern auch in Bezug auf Zustimmung oder Akzeptanz (vgl. Yıldız 2009: 48f).

Dies ist somit die dritte Theorie, die sich mit Machtverhältnissen auseinandersetzt. Wichtig

ist dabei, dass es nicht nur um stille Zustimmung geht, sondern die Werte und Normalitäten

internalisiert  werden  und  ihre  Nichteinhaltung  sanktioniert  wird.  Gezeigt  wird,  dass  das

Individuum erst  in  Bezug  auf  die  ihn  umgebenden  Zustände,  die  aktuellen  Normen  und

Werthaltungen,  zum  Subjekt  wird  und  die  Identität  sich  durch  äußere  Kategorien  und

Zuschreibungen definiert. 

2.3.2 Dispositiv

Michel Foucault prägte den Begriff des Dispositivs, der, wenngleich keine klare Definition

vorliegt, verschiedene Praktiken, wie Gesetze, Regulierungen und Maßnahmen, beschreibt,

die Eingriff in bestimmte Bereiche des öffentlichen und privaten Lebens nehmen. Ziel ist das

Erfassen  der  Gesamtheit  von  Praktiken  und  Mechanismen,  seien  sie  sprachlicher,  nicht-

sprachlicher, juristischer oder politischer Natur, die aus hegemonialen Diskursen entstehen

und  somit  institutionelle  und  gesellschaftliche  Wirklichkeit  beschreiben  (vgl.  maiz  2014:

230).  Der  Begriff  ist  sehr  weit  gefasst,  da  er  die  Metastrukturen,  die  Subjektivität

produzieren,  zu  erfassen  sucht  und  wird  an  dieser  Stelle  erwähnt,  um  im  Sinne  einer

kritischen Reflexion die Perspektive zu erweitern und auf die hegemonialen Machtstrukturen

7 Die Partizipation an einem Diskurs ist ungleich verteilt – Spivak schreibt in ihrem Aufsatz „Can the 
Subaltern speak?“ über Witwenopfer in Indien, die während der Kolonialzeit von den Briten verboten wurde.
Dies wurde als Erfolg gesehen, in dem Sinne, dass „weiße Männer braune Frauen vor braunen Männern“ 
retteten. Im Zuge des Imperialismus wurden die damit verbundenen Veränderungen in den kolonialisierten 
Gebieten als Grundstein für eine „gute“ Gesellschaft gesehen. Frauen wurden viktimisiert und der Westen 
erhebt Anspruch darauf, für sie zu sprechen, die betroffenen Frauen waren selbst aber nicht Teil des 
Diskurses (vgl. Kerner 2012: 136).
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zu legen.

Bei  der  Gesamtheit  der  Mechanismen  sind  auch  die  Mechanismen  der  Macht  gemeint,

speziell geht es hierbei um das Ausüben von Macht durch Regieren, wobei nicht nur eine

bestimmte Gruppe von Menschen betroffen ist, sondern sich dieses Regieren auf die gesamte

Bevölkerung  bezieht.  Objekt  und  Ziel  dieser  Beeinflussung  durch  das  Regieren  ist  die

gesamte Bevölkerung, obwohl es eine Form des Lenkens ist, die auf den ersten Blick bloß auf

Dinge  Einfluss  nimmt,  die  weit  entfernt  von den Individuen  erscheinen,  tatsächlich  aber

durchaus Wirkung auf  die  Bevölkerung haben.  Diese Strategien  der  Lenkung implizieren

Gesetze,  administrative  Entscheidungen,  wissenschaftliche  Erkenntnisse,  Lehrsätze,  usw.

(vgl. Rose 2013: 113f).

Es handelt sich beim Dispositiv um verschiedene Strategien, man kann sie sich zum besseren

Verständnis aber  auch als  eine Art  Netz von interaktiven Praktiken vorstellen.  Verbunden

wird dieses Netz durch dynamische Elemente, die sich aufeinander beziehen und voneinander

abhängig  sind.  Das  Netz  selbst  ist  machtvoll  und  strategisch,  da  Kräfteverhältnisse

manipuliert und durch bestimmtes Eingreifen blockiert bzw. stabilisiert werden. Dispositive

intervenieren, das heißt, sie greifen auf eine spezifische Art und Weise – positiv oder negativ

– ein, indem sie etwas bestätigen oder verhindern. Sie bestimmen, was sagbar und was nicht

sagbar ist,  und knüpfen ein Netz zwischen Diskursivem und Nicht-Diskursivem. Deshalb

sind die Elemente, die in diesem Netz verknüpft sind, auch sehr weitläufig und umfassen

Institutionen,  Einrichtungen,  wissenschaftliche  Aussagen  und  Diskurse  (vgl.

Rigelsky/Mecheril 2010: 63f).

Wichtig ist dabei Folgendes: Dispositive entstehen nicht aus dem Alltag, dem  business as

usual, sondern sind Antwort auf einen bestimmten Notstand. Dieser Notstand ist ein neues

Problem,  dessen  Lösung  nicht  mit  den  herkömmlichen  Strategien  bewältigbar  erscheint,

weshalb es zu neuen Strategien der Lenkung kommt. Diese Einflussnahme ist meist komplex

und indirekt und zielt auf eine neue Art der Normalität bzw. Normalisierung durch indirekte

Maßnahmen,  die  die  Individuen  betreffen,  ab.  Diese  Maßnahmen  sind  angepasst  an  die

Wünsche der Bevölkerung: Nicht eine gewaltsame Änderung ist das Ziel,  sondern leichte

Veränderungen,  die  sich  auch  an  der  Bevölkerung  orientieren.  Der  Blick  wird  auf  die

Wirkung  des  Diskursiven  und  damit  auf  die  gesellschaftliche  Wirklichkeit  ausgeweitet.

Gegenstände des Wissens, wie beispielsweise Sicherheit oder Sexualität, werden erst durch

Einflussnahme in dieser Form hervorgebracht, indem die beschriebenen Maßnahmen greifen

(vgl. Rose 2013: 114). 

Deshalb sind Dispositive beeinflusst von Zeit und Raum, da erst ein bestimmter Kontext ein
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Dispositiv  hervorbringt  –  aber  auch  umgekehrt:  Ein  Dispositiv  bringt  einen  bestimmten

Kontext hervor. Die strategische Funktion der Dispositive ist auf diesen Kontext bezogen,

dessen Netz von räumlichen und zeitlichen Gegebenheiten beeinflusst ist. Dieses Geflecht ist

aber so komplex, dass, obgleich eine kohärente und rationale Strategie feststellbar ist, nicht

gesagt werden kann, wer diese Strategie geplant hat. Die Reaktion auf einen Notstand ist

dabei die Hauptfunktion des Dispositivs. Beispiel für eine solche Notsituation war der rasante

Anstieg der Population bis Ende des 18. Jahrhunderts. Dies hatte zur Folge, dass bestimmte

Machttechniken entwickelt wurden, um die Menschen besser zu kontrollieren. Aber nicht nur

die Kontrolle, auch die ökonomische Verwertbarkeit der Menschen war ein Anliegen. Nicht

mehr dem einzelnen Subjekt wurde Zuwendung zuteil, sondern der Blick richtete sich nun

auf die gesamte Bevölkerung. Auf lokaler Ebene ist die Disziplinierung von Individuen ein

gängiger  Machtmechanismus,  wie  beispielsweise  in  Schulen  oder  Krankenhäusern.  Nun

zielen die Techniken aber auf die Gesamtheit der Menschen, nämlich auf die Bevölkerung, ab

und  können  damit  als  Bevölkerungsdispositiv  bezeichnet  werden,  da  auf  das  Leben  der

Individuen Einfluss  ausgeübt  wird.  Dieser  Einfluss  ist  aber  für  die  einzelne Person nicht

zwingend wahrnehmbar (vgl. Rigelsky/Mecheril 2010: 64).

Dispositiv und Macht hängen zusammen: Durch Machthandlungen, die strukturell begünstigt

werden,  erfolgt  eine  Minderung  der  Notlage,  während  zeitgleich  das  Dispositiv  Macht

produziert. Durch die Gesamtheit strategischer Interessen und Mittel zur Durchsetzung wird

die Funktion des Dispositivs aufrechterhalten und ermöglicht die Verwirklichung von Macht

(vgl. Rigelsky/Mecheril 2010:  65f).

Das Konzept des Dispositivs ist, wie versucht wurde aufzuzeigen, sehr weit und umfassend,

da verschiedenste Maßnahmen in den Blick genommen werden und Ziel die Erfassung der

Gesamtheit  der  (Macht-)Mechanismen  ist.  Obgleich  die  Einflussnahme  nur  selten  direkt

bewusst  ist,  wird  das  Leben  der  Individuen  mit  dem  Ziel  der  Normalisierung  eines

Notstandes beeinflusst.

2.3.3 Dispositive – zwei Beispiele

Es gibt verschiedene Arten von Dispositiven, die sich jeweils auf einen bestimmten Aspekt in

der Gesellschaft  beziehen. Im Forschungszweig der Migrationsforschung finden sich zwei

bedeutungstragende Dispositive.
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Den  Begriff  „Ausländerdispositiv“  prägten  Paul  Mecheril  und  Bernhard  Rigelsky.  Die

Autoren definieren ihn als

„das  Bündel  von  Vorkehrungen,  Maßnahmen  und  Interpretationsformen,  mit  dem es
gelingt,  die  Unterscheidung  zwischen  natio-ethno-kulturellem  Wir  und  Nicht-Wir
plausibel,  akzeptabel,  selbstverständlich  und  legitim zu  machen.“  (Rigelsky/Mecheril
2010: 66)

Die Krise, die das Dispositiv zum Wirken bringt, ist eine Krise der nationalen Identität und

umfasst die Idee der Nation, auf die im folgenden Kapitel näher eingegangen wird.

Rigelsky und  Mecheril  (2010)  argumentieren,  dass  die  nationale  Identität  erst  durch  die

Abgrenzung zu Anderen konstruiert wird. Die Einheit der Nation, bedarf, da sie imaginiert

und konstruiert ist, einer stetigen Definition und Legitimation. Dieses Wir, das es durch diese

Einheit  der  Nation herzustellen gilt,  braucht  Imaginationspraxen,  in  denen die  Nation als

Ganzes  repräsentiert  wird  und  somit  ein  Einheitsgefühl  entsteht.  Beispiele  für  solche

Imaginationspraxen sind die Fußball-Weltmeisterschaft, der Eurovision-Songcontest oder ein

Krieg.  In  diesen  Fällen  werden  Vertreter_innen  einer  Nation  gesandt,  um  diese  zu

repräsentieren und damit auch zu konstruieren.

Das  Ausländerdispositiv  kennzeichnet  sich  durch  drei  Merkmale:  Erstens  gibt  es  die

Unterscheidung  zwischen  Wir  und  Nicht-Wir.  Das  Wir  bezieht  sich  auf  die  natio-ethno-

kulturelle Einheit. Das zweite Merkmal ist die unterschiedliche Behandlungsweise von jenen

Personen, die zu diesem Wir gezählt werden, auf eine systematische und institutionalisierte

Art  und  Weise.  Drittes  Kennzeichnen  ist  die  (Konstruktion  der)  Legitimität  der

Unterscheidungen und der damit zusammenhängenden Behandlung. Das Ausländerdispositiv

spannt sich wie ein Netz mit kulturellen, wissenschaftlichen, medialen und institutionellen

Faktoren über die Gesellschaft,  wodurch ein bestimmtes Verständnis von Zugehörigkeiten

entstehen. Auch ein bestimmtes  Welt-  und Selbstverständnis wird durch dieses Dispositiv

hergestellt,  wobei  dies sich nicht  bloß auf die „Ausländer_innen“ bezieht,  sondern dieses

Verständnis  auch  für  „Nicht-Ausländer_innen“  gilt.  Das  Wissen,  wo  das  Individuum als

Subjekt  zugeordnet  wird,  ist,  ähnlich  einer  geografischen  Verortung,  festgelegt.  Das

Dispositiv  wirkt  in  diesem Sinne auf  die  Subjekte ein und erzeugt  Zugehörigkeiten (vgl.

Rigelsky/Mecheril 2010: 67f).

Das Integrationsdispositiv ist das zweite bedeutende Dispositiv. Auch dabei kommt es zu der

Annahme  eines  Notstandes,  der  bloß  durch  die  Integration und  der  damit  intendierten

Anpassung bestimmter Subjekte gelöst werden kann (vgl. maiz 2013: 231). Migrant_innen

gelten als fremd, da sie sich in einem Raum niedergelassen haben, der von diesem Wir als
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eigener Raum beansprucht und deklariert wird (vgl. Rigelsky/Mecheril 2010: 66). 

Bestimmte Menschen müssen innerhalb des Integrationsdispositivs erst beweisen,  Teil der

Gesellschaft  zu  sein.  Dies  kann  anhand  von  Zertifikaten  erfolgen,  die  der  Überprüfung

bestimmter  sprachlicher  Kenntnisse  dienen.  Diese  Maßnahmen  werden  lebensweltlich

wirksam und damit auch selbstverständlich (vgl.  maiz 2013: 143). Die Mitgliedschaft  zur

Gesellschaft ist nicht gegeben und soll erreicht werden – durch „Anpassung“, „Assimilation“

oder Deutschkennntisse.  Integration ist aber kein zu erreichender Zustand: Es bleibt unklar,

wann ein_e Migrant_in als integriert gilt, denn österreichische Staatsbürger_innen, denen der

Status  „Migrationshintergrund“  zugeschrieben  wird,  machen  trotz  Staatsbürgerschaft

Diskriminierungserfahrung aufgrund dieser Zuschreibung (vgl. maiz 2013: 236).

Migration  dient  der  Distinktion  und  trägt  zur  Selbstdefinition  und  Identitätsbildung  bei.

Bürger_innen Europas sind anders als  Migrant_innen und dies wird durch die Zuweisung

bestimmter Merkmale deutlich. Ist die europäische Frau emanzipiert, wird durch Abgrenzung

die Migrantin8 zu zu einem unterdrückten Opfer ohne Handlungsmöglichkeiten konstruiert

(vgl. Castro Varela 2013: 66).

Zugehörigkeit  wird  schließlich  ab  dem  Punkt  relevant,  ab  dem  es  zu  unterschiedlichen

Behandlungsweisen oder gar zur Absprache bestimmter Privilegien kommt, womit sich auch

die kritische Migrationsforschung beschäftigt.

2.4 Kritische Migrationsforschung

2.4.1 Was ist kritische Migrationsforschung?

Migrationsbewegungen  werden  zurzeit  große  Bedeutung  beigemessen:  So  ist  das  Thema

„Flüchtlinge“  derzeit  medial  sehr  präsent.  Täglich  berichten  Rundfunk,  Zeitungen  und

Fernsehen  über  die  nicht  abzubrechen  scheinende  „Flüchtlingswelle“.  Deshalb  ist  die

Betrachtung der Gegenwart unter der Perspektive der Migrationsforschung durchaus legitim,

da sie die durch die Überschreitung von Grenzen ausgelösten Phänomene in den Blick nimmt

(vgl.  Arens  et.al.  2013:  8).  Dabei  ist  Migration  ein  altes  Phänomen;  aber  durch  ihre

8 Ähnliche Entwicklungen ließen sich auch im Imperialismus bzw. Kolonialismus nachweisen, wo sich die 
Bürger_innen Europas im Gegensatz zur kolonialisierten Bevölkerung definierten (vgl. Castro Varela 2013: 
66).
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historische Dethematisierung entsteht der Eindruck, Migration wäre ein neues Phänomen und

damit ein gesellschaftlich bedeutendes Vorkommnis (vgl. ebenda: 11). Dieser Punkt darf nicht

außer Acht gelassen werden: Migration hat es schon immer gegeben und wird es vermutlich

auch immer geben. Die Problematisierung dieses Umstandes kann möglicherweise auch zu

einem  Problem  führen,  ähnlich  einer  selbsterfüllenden  Prophezeiung.  Wird  etwas  in  der

Gesellschaft  als  ein Problem aufgefasst,  kann dies dazu führen,  dass  es dadurch auch zu

einem Problem wird. 

Die Wissenschaft beschäftigt sich im deutschsprachigen Raum mit dem Thema erst seit recht

kurzer Zeit, die Migrationsforschung selbst gibt es erst seit etwas mehr als 25 Jahren. Diese

Entwicklung wurde durch die  Anwerbung der  Gastarbeiter  begünstigt,  die  schließlich der

Ausgangspunkt  für  die  Problematisierung von Migration  wurde.  Die  Thematisierung von

Migration ist selten neutral,  auch die Wissenschaft selbst spricht nicht neutral über dieses

Phänomen, sondern durch die Bearbeitung wird der zu untersuchende Gegenstand in einer

spezifischen Art und Weise hervorgebracht,  bestätigt  und auch verändert.  Nicht-Migration

wird  als  der  Normalfall  gesehen  und  die  Migrationsbewegungen  werden  an  diesem

Normalfall gemessen und beurteilt. Dies zeigt, dass die Perspektive, mit der ein Phänomen in

den Blick genommen wird, das Phänomen selbst auch beeinflusst. Wird Migration als ein rein

soziales Phänomen gesehen, trägt diese Perspektive zur Konstitution von Migrant_innen als

fremde  Elemente  in  einer  Gesellschaft  bei  (vgl.  ebenda:  12f),  weshalb  das  Einnehmen

verschiedener  Sichtweisen  nötig  ist,  um  alle  mit  dem  Phänomen  zusammenhängende

Faktoren zu sehen und Migrant_innen nicht von vornherein als fremd zu konstituieren. 

Dieser Umstand zeigt sich auch in den Begrifflichkeiten der Migrationsforschung: In den

1970er Jahren wurde sie noch „Ausländerforschung“ genannt und beschäftigte sich vorrangig

mit Fragen der Assimilation und Integration, indem Forschung über die Bedingungen einer

gelungenen Eingliederung  in  die  Gesellschaft  stattfand.  In  den 1980er  Jahren  wurde  das

Element der  Fremdheit konstitutiv: Grund für diese Fremdheit wurde in der Ethnizität der

Migrant_innen gesehen, mit denen das „Integrationsproblem“ erklärt wurde. Der Aspekt der

Kultur und damit auch der kulturellen Identität trat in den Vordergrund. Begünstigt durch die

politischen  und  wirtschaftlichen  Entwicklungen  der  EU  kam  es  zur  Konstruktion  einer

europäischen  Identität  und  damit  wurde  die  Fremdheit  vor  allem  Menschen,  die  nicht

Bürger_innen  der EU bzw. des EWR waren, zugeschrieben (vgl. Arens et.al. 2013: 15). Dies

zeigt  die  Notwendigkeit  einer  selbstreflexiven  Kritik  an  diesen  Konstruktionen  von

Identitäten und der damit einhergehenden angenommenen Fremdheit. 

Kritik  ist  eine  Operation,  die  Normalitäten  und  Selbstverständlichkeiten  zu  hinterfragen
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sucht. Sie ist eine intellektuelle Praxis, die Beziehungen zwischen Macht, Wahrheit und dem

Subjekt  aufzeigt,  analysiert  und  damit  auch  ein  Akt  des  Ungehorsams  ist:  Durch  die

Reflexion  der  Beziehungen  kommt  es  zu  einer  bewussten  Entscheidung,  sich  dieser

Normalität nicht zu unterwerfen (vgl. Castro Varela 2013: 66ff). Das Motiv der Kritik kann

dabei aus dem Moment der Empörung (vgl. Arens et.al. 2013: 43) entstehen, der Empörung

über die Ungerechtigkeit der Zustände. Die Empörung allein ist aber nicht genug, denn im

Sinne guter wissenschaftlicher Praxis sollte sich Kritik von wissenschaftlichen Kriterien und

der Vernunft leiten lassen. Kritik kann auch in Anlehnung an den kantschen Leitspruch der

Aufklärung „Habe Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen!“ aufgefasst  werden.

Dieser Satz impliziert, dass der Mensch fähig ist, selbst zu denken, dies aber oft, ganz im

Sinne  Kants,  aus  Faulheit  oder  Feigheit  nicht  tut  und  deshalb  diese  Normalität  nicht

durchblickt  oder  sich  dieser  aus  Bequemlichkeit  fügt.  Durch  Verstand  und  Kritik  kann

Verschwiegenes und Unbenanntes aufgezeigt werden (vgl. Castro Varela 2013: 72).

Eine  Möglichkeit  einer  solchen  Kritik  ist  die  Beschäftigung  mit  dem  Subjekt  bzw.  der

Zugang durch subjektivierungstheoretische Ansätze. Dabei geht es um die Konstruktion von

Migrant_innen als migrationsgesellschaftliche Subjekte: Die gesellschaftlichen Bedingungen,

die  dazu  führen,  dass  sich  bestimmte  Menschen  als  Migrant_in  fühlen  bzw.  als  solche

wahrgenommen  werden,  sind  dabei  Gegenstand  der  Analyse.  Das  Hervorbringen  von

gesellschaftlichen Ordnungen, von Subjekten und die Wechselwirkung dieser beiden Aspekte

wird in den Blick genommen (vgl. Arens et.al. 2013: 17f).

Eine weitere Möglichkeit der Kritik ist die Analyse von Migrationsprozessen in Bezug auf

ihre  Verortung  von  Menschen.  Menschen  werden  als  Bevölkerung  in  Nationalstaaten

eingeordnet,  werden  dadurch  identifizierbar  und  auch  verortbar,  durchaus  auch  in  einem

geografischen Sinne. Diese Zuweisung eines Platzes in einer Ordnung, die von natio-ethno-

kulturellen  Zugehörigkeitsprozessen  geprägt  ist,  dient  der  Ordnung  und  Regulierung  des

Sozialen und sollte deshalb auch in den Blick genommen werden (vgl. ebenda: 27).

Kritik kann nur dann gelingen, wenn sie in die Normen und Verhältnisse, die diese Kritik

beeinflussen,  eingebettet  ist.  Kritische  Positionen  im  Bereich  der  Migrationsforschung

beschäftigen sich mit der Frage nach der Position von Individuen bzw. von Sprecher_innen

und  dem damit  zusammenhängenden  hegemonialen  Ort  des  Sprechens.  Die  Kritik  selbst

findet im Rahmen hierarchisierter Repräsentationsverhältnisse statt (vgl. ebenda: 30). Dies

weist auf ein nicht zu unterschätzendes Spannungsverhältnis hin: Kritik findet innerhalb einer

hierarchisierten  Ordnung  statt,  die  hegemonial  geprägte  Formen  des  Wissens  und

Unterwerfung  implizieren.  Dabei  entsteht  die  Gefahr,  dass  die  Adressat_innen,  die
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Gegenstand der Analyse sind, entmündigt werden, ihnen eine Art ohnmächtiges Verhältnis

attestiert wird. Dies gilt es durch einen selbstreflexiven Zugang zu vermeiden, der sich auf

die  Effekte  von  Macht  und  Wissen  konzentriert.  Macht  und  Wissen  stehen  in  einer

konstitutiv-dialektischen Verbindung: Wissen ist nie machtneutral und jede Macht lässt sich

auf Wissen ein, weshalb es hierbei um die Dynamik der Machtproduktion durch Wissen und

auch  der  Erkenntnisproduktion  durch  Macht  geht.  Eine  Auflösung  dieses  Paradoxons  ist

schwierig,  eine Lösung für jenes Problem kann sich nur dann ergeben, wenn es zu einer

reflexiven Radikalisierung der Kritik kommt, indem sich die Kritik selbst reflektiert und sich

nicht bestätigend zu sich selbst verhält, so schwierig dies auch klingen mag (vgl. ebenda: 35).

Die kritische Migrationsforschung setzt sich demnach auch mit der Thematik von Macht und

dem damit verbundenen Begriff von Herrschaft auseinander:

„Herrschaft  verstehen  wir  in  diesem  Sinne  als  institutionalisiertes,  eine  gewisse
Dauerhaftigkeit aufweisendes, temporär verfestigtes, strukturiertes und strukturierendes
soziales Verhältnis, in dem die Möglichkeiten wechselseitiger Einflussnahme (Macht)
asymmetrisch verteilt sind.“ (Arens et.al. 2013: 47)

Es  geht  demnach  um  die  Asymmetrie  sozialer  Verhältnisse,  die  als  selbstverständlich

wahrgenommen werden. Sie erscheinen natürlich und unabänderlich, eben da sie durch die

Institutionalisierung festgeschrieben und damit beinahe nicht sichtbar sind (vgl. Arens et.al.

2013: 47). Die kritische Migrationswissenschaft hat hier Anknüpfungspunkte zu den bereits

beschriebenen  Theorien,  nämlich  zur  Hegemonie  und  dem  damit  zusammenhängenden

asymmetrischen Verhältnis der Möglichkeiten der Veränderung. Durch Zwang und Konsens

soll  die  Anpassung  der  Menschen  mit  dem  Ziel  des  gesellschaftlichen  Konformismus

verstärkt  werden.  Dies  geschieht  durch  Prozesse  der  Disziplinierung  und  Prozesse  der

Förderung. Diese Prozesse konstruieren schließlich Normalitäten; das bedeutet,  bestimmte

Denkweisen und Annahmen gelten als normal, richtig und wünschenswert, ohne sich ihrer

Veränderbarkeit bewusst zu sein. Diese Gedanken fungieren als roter Faden dieser Arbeit. In

Folge wird wieder das Thema Migration und ihre Forschung näher beleuchtet.

Eine  kritische  Migrationsforschung  hat  drei  Ziele:  Das  erste  Ziel  ist  die  Analyse  der

Herrschaftsstrukturen, die im Zusammenhang mit der Migrationsgesellschaft stehen und die

Entmündigung und Einschränkung der Würde zur Folge haben. Zweitens ist eine Analyse der

Subjektivierungsprozesse wichtig, die sich aufgrund dieser Strukturen entwickeln. Das dritte

und letzte Ziel ist die Analyse der Möglichkeiten der Veränderung der Herrschaftsstrukturen

und Zugehörigkeitsordnungen. Diese Verhältnisse sind nicht strikt determinierend und es gibt

verschiedene Handlungsmöglichkeiten (vgl. Arens et.al. 2013: 48f).
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Die kritische Migrationsforschung leitet sich durch einen moralischen Impuls ab, nämlich der

Frage  nach  der  Legitimität  migrationsgesellschaftlicher  Phänomene  und der  Kritik  dieser

Legitimität.  Diese  Phänomene  erzeugen  Ungleichheiten  auf  verschiedensten  Ebenen,

entmündigen  und  degradieren  Menschen  in  ihrer  freien  Existenz.  Die  kritische

Migrationsforschung  ist  demnach  eine  von  moralisch-ethischen  Überlegungen  geprägte

Position  (vgl.  ebenda:  50)  mit  dem  Ziel  der  Aufdeckung  und  Veränderung  der

Herrschaftsstrukturen  und  den  damit  zusammenhängenden  Zugehörigkeitsordnungen.  Im

folgenden Kapitel soll näher der Frage nachgegangen werden, wie Zugehörigkeitsordnungen

im nationalen Kontext entstehen und woher sie ihre Legitimation nehmen.

2.3.2 Migration und Nation

Die  Idee  der  Nation  kann  als  Basis  für  all  die  Unterscheidungsmechanismen  und

Zugehörigkeitsbekundungen dienen, weshalb im Folgenden auf den Begriff Nation und die

darin begründeten Praxen der Fremdheitszuschreibungen näher eingegangen wird.

Eine  Nation  basiert  auf  dem Gedanken  einer  Gemeinschaft.  Das  Konzept  der  „imagined

communities“  (Mayer  2015:  263)  von Benedict  Anderson  zeigt  den  Zusammenhang  von

Migration  und  dem  Konzept  der  Nation.  Dabei  geht  es  um  die  Vorstellung  von

Gemeinschaften,  die  nicht  nur  die  unmittelbare Gemeinschaft  der Familie  oder des Ortes

umfassen, sondern bedeutend größer sind und Menschen umfassen, mit denen kein direkter

Kontakt besteht (vgl. Mayer 2015: 264).

Migration  und  Nation  sind  durch  ein  komplexes  Beziehungsgefüge  verbunden:  Seit  der

frühen  Neuzeit  kam es  zu  Migrationsbewegungen,  die  zur  Folge  hatten,  dass  Menschen

emigrierten und schließlich mit Ende des 18. Jahrhunderts der Begriff der Nation entstand.

Mayer schreibt über die Entstehung des Nationalkonzepts: „Die Nation wird in dem Moment

erfunden, in dem die regionale Verhaftetheit und der soziale Status prekär und verhandelbar

werden.“ (Mayer 2015: 263).

Durch Migration kommt es zu Erfahrungen der Zugehörigkeit bzw. des Ausschlusses, der

Isolation  und  der  Gemeinschaft;  dies  ist  ein  Bezugspunkt  für  die  Idee  der  Nation.  Das

Konzept der Nation ist dabei von Fantasien der Zeitlosigkeit und Universalität geprägt, wobei

eine  Nation  auch  verschiedene  Dinge  bedeuten  kann,  da  sich  die  diesbezüglichen

Imaginationen in einem vagen Bereich befinden. Zeitungen nahmen im Europa des 17. und
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18.  Jahrhunderts  eine  besondere  Rolle  ein,  da  sie  durch  ihre  nationale  Verbreitung  als

Grundlage für die Vermittlung der Nation als Gemeinschaft fungierten. Dies wurde dann von

Kino, Radio und Fernsehen in der weiteren Entwicklung verstärkt (vgl. Mayer 2015: 263ff).

Nationale Zugehörigkeit ist ein tragendes Unterscheidungsmerkmal der Moderne, da über die

Staatsbürgerschaft beinahe alle Menschen als Bürger_in einer Nation eingetragen sind. Meist

erfolgt  die  Zuordnung  der  Zugehörigkeit  zu  einem  nationalen  Territorium  durch

Abstammung.  In  Österreich  gilt  das  Abstammungsprinzip,  das  bedeutet,  ein  Kind  erhält

automatisch die Staatsbürgerschaft seiner Eltern (vgl. Bundeskanzleramt: www.help.gv.at).

Laut dem Soziologen Zygmunt Baumann wird innerhalb einer Nation „ethnische, religiöse,

sprachliche und kulturelle Homogenität“ (Baumann 1995 zit. nach Messerschmidt 2015: 218)

suggeriert.  Diese  Homogenität  bedeutet  in  ihrer  Folge,  dass  bestimmte  Menschen  nicht

dazugehören  und  deshalb  als  Fremde  klassifiziert  werden.  Sie  entsprechen  nicht  dieser

nationalen Ordnung und stellen diese durch ihre bloße Anwesenheit  auch in Frage. Darin

begründen sich Strategien der Assimilation,  die  die  vorhandenen Unterschiede aufzulösen

suchen.  Die  Assimilation  bedeutet  eine  Anpassung  an  diese  Homogenität  bzw.  eine

Anpassung  an  die  Mehrheitsgesellschaft  und  dem  damit  einhergehenden  Verlust  der

Andersartigkeit.  Die  Unterwerfung  an  die  bestehende  Ordnung  kennzeichnet  diese

Assimilation,  durch  die  die  Individuen  an  den  Rechten  und  Pflichten  der  Gesellschaft

teilnehmen  können.  Die  Fremdheit  wird  durch  das  Abstreifen  von  Differenzen  zum

Verschwinden  gebracht  und  weist  auf  die  Dominanz  der  Mehrheitsgesellschaft  hin  (vgl.

Messerschmidt 2015: 219).

Als ein historisches Beispiel wird die Aberkennung der Zugehörigkeit der deutschen Juden

genannt,  die  nicht  als  zum  deutschen  Nationalstaat  zugehörig  klassifiziert  wurden.  Eine

kulturelle  Assimilation  wurde  verlangt  und  dabei  kam  es  zu  folgender  Paradoxie:  Die

Assimilation  wurde  als  „Subversion  der  nationalen  Identität  angesehen“  (Messerschmidt

2015: 220) und sie wurden als Feinde betrachtet, dies durch den Umstand, dass die als fremd

geltenden Menschen nicht mehr klar auszumachen waren. Die Assimilation wurde demnach

als Bedrohung der konstruierten Homogenität aufgefasst. Dies zeigt, dass Assimilation nicht

vor  Diskriminierung und Verfolgung schützt,  aber  durch die  Forderung des  Ablegens der

Unterschiede die Chance auf Zugehörigkeit suggeriert wird (vgl. Messerschmidt 2015: 220). 

Der Staat selbst aber entscheidet über die Zugehörigkeit, entscheidet darüber, wer Anteil an

der  Staatsbürgerschaft  haben  kann und  wer  nicht.  Dafür  gibt  es  bestimmte  Rituale  bzw.

Formalitäten, die erfüllt werden müssen und die über die Mitgliedschaft bestimmen. Staaten

tragen somit zur Produktion von Zugehörigkeiten bei und definieren die Anerkennungsregeln,
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die  damit  in  Verbindung  stehen.  Sprache  (siehe  Kapitel  2.4.3)  wird  dabei  als  ein

bestimmendes Kriterium der Zugehörigkeit gesehen. Es gibt den Konsens, dass bloß Leute,

die die deutsche Sprache sprechen, auch eine Chance haben (sei es am Arbeitsmarkt, in der

Wahrnehmung  politischer  Rechte,  usw.).  Aber  warum ist  dies  so?  Wodurch  wird  dieser

Konsens legitimiert? Geht es dabei bloß um das Wohl der Menschen oder vielleicht doch um

die Legitimation des Ausschlusses? Welche Maßnahmen gibt es, um Deutsch zu vermitteln?

Und wer profitiert davon? Diese Fragen stellt sich die kritische Migrationsforschung (vgl.

Castro Varela 2013: 72).

Zugehörigkeit wird aber nicht bloß gemacht bzw. von außen konstatiert, Zugehörigkeit läuft

nicht nur in eine Richtung, sondern hängt auch damit zusammen, wo sich die Individuen

zugehörig fühlen. Sie beschreibt das Verhältnis zwischen Individuum und sozialem Kontext,

der soziale, politische und gesellschaftliche Umstände berücksichtigt. Die Zugehörigkeit zu

einer  Gruppe  wird  in  Phänomenen  sozialer  Bedingungen  erfahren,  und  die

Migrationspädagogik analysiert und beschreibt dominante Schemata sozialer Bedingungen,

einer Distinktion, die zwischen „Wir“ und „Nicht-Wir“ (Mecheril 2015: 36) aufgrund „natio-

ethno-kultureller“  (ebenda:  36)  Kategorien  gebildet  wird.  Die  Migrationspädagogik  zeigt

Zugehörigkeitsordnungen und die damit verbundenen Bildungsprozesse auf, die ermöglicht,

aber auch verhindert werden können. Ausschlaggebend ist, dass sich die Individuen selbst

einem  sozialen  Kontext  zugehörig  verstehen  oder  eben  nicht.  Dabei  ist  die  Analyse

dominanter  Schemata  und  Praxen  dieser  Distinktion  Ziel  des  migrationspädagogischen

Ansatzes. Es geht dabei um eine Organisation und Ordnung der Gesellschaft und des Staates,

für die diese Unterscheidungen konstitutiv sind (vgl. Mecheril 2015: 36f). 

Ausgehend von der Anwerbung der Gastarbeiter in den 60er Jahren des letzten Jahrhunderts

entwickelte sich eine immer noch andauernde Diskussion über Migration, die medial und

politisch  getragen wird.  Dabei  wird dieses  Phänomen eher  als  Problem denn als  Chance

diskutiert, da die Diskussion vielfach von Emotionen und nicht von Fakten und Argumenten

getragen wird, wobei eine binäre Sichtweise, nämlich „Menschen mit Migrationshintergrund“

in Abgrenzung zu „Menschen ohne Migrationshintergrund“ vorherrscht. Nicht Alter, Klasse

oder Geschlecht dienen der primären Klassifizierung, sondern die (geografische) Herkunft

des Menschen (vgl. ebenda: 12ff). 

Die Migrationsgesellschaft  ist  ein Begriff,  der von Paul Mecheril  geprägt wurde und nun

weitflächig verbreitet ist. Mit dem Begriff zeigt Mecheril, dass Wanderung ein umfassendes

Phänomen  ist,  das  sich  in  einer  komplexen  Gesellschaft,  mit  ihren  politischen,  sozialen,

administrativen, ökonomischen, kulturellen und rechtlichen Ebenen abspielt. Innerhalb dieser
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komplexen Ebenen vollzieht sich die Positionierung und Identifizierung der Individuen (vgl.

Mecheril 2015: 36f).

Eine Definition von Migration kann sehr weitläufig sein, allgemein beschrieben ist sie eine

Überschreitung von Grenzen. Diese Grenzen sind nicht festgeschrieben, sie veränderten und

verändern sich dauernd und wirken nur auf  den ersten Blick statisch.  Nationale  Grenzen

markieren  den  Übergang  von  einer  staatlichen  Organisationsform  zur  nächsten  und

bezeichnen „natio-ethno-kulturelle Ordnungen“' (Mecheril 2015: 38). Migration ist somit die

legitime oder illegitime Form des Überwindens dieser Grenzen. Zugehörigkeit kann nur unter

der Prämisse erfahren werden, dass es solche politischen und semantischen Ordnungen der

Zugehörigkeit,  die sich auf „natio-ethno-kulturelle“ Aspekte beziehen, gibt.  Gäbe es diese

Ordnungen der Zugehörigkeit nicht, gäbe es auch keine Erfahrung dieser Zugehörigkeit bzw.

auch keine Absprache der Zugehörigkeit. 

Die Verbundenheit mit einer „natio-ethno-kulturellen“ Zugehörigkeit konstituiert sich durch

verschiedene Faktoren. Individuen erkennen sich als symbolisches Mitglied eines Kontextes

und werden umgekehrt auch von bedeutsamen Anderen als ein Mitglied erkannt. Ein weiterer

Faktor ist die „habituelle Wirksamkeit“ (ebenda: 38): Dabei geht es um ein Handeln,  das

innerhalb bestimmter  Grenzen und Möglichkeiten erfolgt.  Die  Situation wird von „natio-

ethno-kulturellen“ Aspekten beeinflusst und damit werden auch die Handlungsmöglichkeiten

definiert.  Das  bedeutet,  dass  erst  durch  die  Mitgliedschaft  zu  einer  Gruppe  bestimmte

Handlungsweisen  möglich  werden.  Der  letzte  Faktor  ist  die  lebensgeschichtliche

Verbundenheit  mit  dem Kontext,  diese drei  Aspekte erzeugen die  „natio-ethno-kulturelle“

Zugehörigkeit. Diese Zugehörigkeit ist in der gegenwärtigen Gesellschaft aber nicht wertfrei:

Disziplinierende und subjektivierende Funktionen gehen mit  der  Mitgliedschaft  zu  einem

bestimmten  Zugehörigkeitskontext  einher.  Demnach  ist  der  Bescheid  über  die

Aufenthaltserlaubnis  eine  formelle  Mitgliedschaftspraxis,  während  die  beim  ersten

Kennenlernen  übliche  Frage  „Woher  kommen  Sie?“  auf  informelle  Weise  über  die

Mitgliedschaft Auskunft gibt.  Die Mitgliedschaft  hängt stets  mit  dem eigenen Verständnis

und dem Verständnis bedeutsamer Anderer zusammen und trägt zur Konstruktion eines Wir

und zum Vorzug bestimmter Handlungsweisen bei. Diese Handlungsweisen bzw. Formen von

Partizipation finden in keinem neutralen Raum statt, sondern in einem Zugehörigkeitsraum,

der geprägt von hegemonialen Strukturen ist (vgl. Mecheril 2015: 38f). 

Man kann demnach auch von Zugehörigkeitsordnungen sprechen, die den strukturierten und

strukturierenden Zusammenhang beschreiben,  durch den aus  Individuen Subjekte werden,

und  die  damit  auf  verschiedenen  Ebenen,  nämlich  auf  der  symbolischen,  kulturellen,
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politischen und biographischen Ebene durch Einbeziehung bzw. Ausgrenzung Einfluss auf

die  Individuen  nehmen.  Setzt  man  diese  Zugehörigkeitsordnungen  in  Bezug  zur  Macht,

ergeben  sich  drei  Wirkungsweisen:  Erstens  die  Disziplinierung  und  Habitualisierung,

zweitens: Die Wirkmacht von Zusammenhängen, die meist Dominanzzusammenhänge sind,

da  eine  bestimmte  „natio-ethno-kulturelle“  Zugehörigkeit  gesetzliche  und  politische

Privilegien ermöglicht, während bei einer anderen Zugehörigkeit diese abgesprochen werden.

Der letzte Punkt, in dem der Zusammenhang mit Macht deutlich wird, ist die Logik: Die

Individuen sehen sich innerhalb einer Ordnung und diese scheint die einzig mögliche zu sein,

sie  verorten  sich  innerhalb  dieser  Ordnung  und  dies  erscheint  als  die  exklusive  Logik

derselben. Die Migrationsforschung setzt  sich zum Ziel,  diese Macht  zu untersuchen und

auch Möglichkeiten des Widerstandes,  also der Veränderung dieser  Ordnung, aufzuzeigen

(vgl. Arens et.al. 2013: 28f).

Eine solche Analyse fragt beispielsweise nach der legitimen Sprache,  wer wann sprechen

darf, ist von jenen Zugehörigkeitsstrukturen abhängig und damit Anzeichen für hegemoniale

Machtstrukturen. Mecheril schreibt dazu: „Die Anzahl illegitimisierter Sprachpraxen nimmt

zu“  (Mecheril  2015:  40)  und  meint  dabei  den  Umstand,  dass  durch  Migration  die

mitgebrachten  Sprachen  der  Individuen  nicht  als  legitime  Sprachen  anerkannt  werden,

sondern Sprachkompetenz auf ein normiertes Deutsch bezogen wird. Deshalb werden viele

Sprachpraxen vonseiten der Gesellschaft als nicht genügend bewertet, da innerhalb der als

deutschsprachig geltenden Länder Deutsch als die zu sprechende Sprache gilt. 

Mit der Frage nach der legitimen Sprache hängt auch die Verpflichtung zum Deutschlernen

zusammen.  Die  Integrationsvereinbarung  (in  Folge:  IV)  birgt  in  sich  das  Recht,  bei

Nichterfüllung  des  verpflichtenden  Sprachtests  die  Aufenthaltserlaubnis  zu  entziehen  und

damit Menschen aus dem Land zu verweisen. Hierbei zeigt sich die Macht des Staates, zu

disziplinieren, Zugehörigkeit zu konstatieren und damit auch auszugrenzen Dies erweckt den

Eindruck, dass die Migrant_innen Deutsch nicht lernen möchten und deshalb dieses Gesetz

eingeführt wurde. Man kann hierbei von einer symbolischen Ausgrenzung sprechen, da es

sich um ein Misstrauen gegenüber den Migrant_innen handelt,  das sich in einem Gesetz,

nämlich der IV, manifestiert (vgl. Dirim et.al 2013: 15).

Weiters zeugt der Ausdruck „Menschen mit Migrationshintergrund“ von einem Konzept, das

im Migrationsdiskurs die Reinheit der Nation konstatiert und davon ausgeht, dass die Nation

ein  homogenes  Gebilde  ist,  in  das  jene  Menschen  nicht  hineinpassen.  Die  nationale

Zugehörigkeit ist exklusiv, wäre sie es nicht, verlöre sie ihre Begründung. Deshalb ist diese

begriffliche  Festschreibung  von  „Menschen  mit  Migrationshintergrund“  eine  Form  der
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Exklusion (vgl. Castro Varela 2013: 72).

Das folgende Zitat fasst die gesamte Breite der Zugehörigkeitsordnungen in einen Satz:

„Natio-ethno-kuIturelle  Zugehörigkeitsordnungen  beziehen  sich  auf  und  erzeugen
hochgradig komplexe, auch imaginierte, intersubjektiv größtenteils anonyme, historisch
gewachsene, politisch verfasste, normativ strukturierte, von Kämpfen um die Inhalte und
Richtungen  sozialer  Ordnung  geprägte,  symbolische  und  durch  Kommunikation
begrenzte,  geographische  Referenzen  aufweisende,  Individuen  als  "Ganzheit"
ansprechende und deshalb hohe identitäre Relevanz besitzende Kontexte.“ (Arens et.al.
2013: 27)

Die  nationale  Zugehörigkeit  ist  in  Österreich  durch  den  Erhalt  der  Staatsbürgerschaft

geregelt. Neun Voraussetzungen müssen erfüllt werden, unter anderem ein Sprachnachweis

auf  B1-Niveau  nach  dem  GERS,  aber  auch  ein  Nachweis  von  Grundkenntnissen  der

demokratischen Ordnung, Unbescholtenheit, eine positive Gesamtbeurteilung des Verhaltens,

ein gesicherter Lebensunterhalt und eine bejahende Einstellung zur Republik Österreich (vgl.

www.staatsbürgerschaft.gv.at).  Erst  dann  kann  die  österreichische  Staatsbürgerschaft

erworben  werden.  Die  Politik  hat  demnach  eine  klare  Vorstellung,  wer  Teil  des

österreichischen Staates sein darf und wer nicht. Die Auswahl der Kriterien zeigt deutlich:

Das  Wissen  um die  demokratische  Ordnung,  Nachweis  der  deutschen  Sprachkenntnisse,

Anerkennung  des  österreichischen  Staates  mit  seinen  Gesetzen  und  Teilnahme  an  der

Arbeitswelt sind ausschlaggebend für den Staat, ob ein Mensch dem Staate zugehörig sein

darf oder nicht.

2.4.3 Migration und Integration

Gegenstand politischer Interventionen ist die Bevölkerung mit ihren Lebensformen, ihrem

Konsum und ihrer Arbeitskraft. In diesem Sinne können die Maßnahmen zur Integration als

aktuelle  Regierungspraxen  verstanden  werden,  die  unter  diesem  Aspekt  betrachtet,

Mechanismen der Kontrolle und Normalisierung erkennen lassen. Getragen werden diese vor

allem  von  pädagogischen  Institutionen,  deren  disziplinierende  Praktiken  die  genannten

Mechanismen ausführen. Diese pädagogischen Institutionen interagieren direkt mit den zu

integrierenden  Personen,  und  führen  damit  die  gesetzlichen  Vorgaben  aus  (vgl.  Castro

Varela/Mecheril 2010: 4). Deshalb kann Bildungsarbeit nicht nur positiv gesehen werden, da

sie  auch  Teil  des  Problems,  nicht  nur  die  Lösung  ist  (vgl.  Messerschmidt  2015:  216),
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aufgrund der Erkennbarkeit von Mechanismen der Disziplinierung und Kontrolle.

Integration ist Teil der Debatte über Migration, der eine bestimmte Auffassung von Migration

zugrunde  liegt:  Migration  wird  nicht,  wie  bereits  aufgezeigt  wurde,  als  ein  Normalfall

gesehen,  sondern  wird  als  eine  Art  „soziale  Störung“  (Castro  Varela/Mecheril  2010:  4)

aufgefasst. Migrant_innen werden aus bestimmten Bereichen der Gesellschaft ausgeschlossen

und  zeitgleich  gibt  es  eine  Zunahme  an  Forderungen  nach  Integration,  wie  die

Voraussetzungen für den Erhalt der Staatsbürgerschaft anschaulich zeigen. 

Migration gilt als problematisch und soll durch Integration gelöst werden. Dabei wird aber

das,  worin  sich die  Menschen integrieren sollen,  nicht  problematisiert  bzw.  gilt  als  nicht

problematisch  (vgl.  Messerschmidt  2015:  221).  Die  nationale  Identität  mit  ihren

differenzstiftenden Praxen bleibt in der öffentlichen Debatte unthematisiert.

Die Forderung nach Integration nimmt auch paradoxe Züge an:  Das Staatssekretariat  für

Integration fordert die Integration der Migrant_innen; diese werden aber durch Zuschreibung

überhaupt erst zu Anderen gemacht, was als „Othering“ bezeichnet wird. In dieser paradoxen

Ebene  der  Forderung  nach  Assimilation  und  zeitgleichem  Othering  bewegt  sich  die

Forderung nach Integration (vgl. Castro Varela/Mecheril 2010: 5). Dieses Othering führt auch

zur  Stärkung  des  Gemeinschaftsgefühls,  in  Abgrenzung  zu  jenen  Menschen  mit

Migrationshintergrund. Dies stärkt das nationale Denken und erzeugt durch Abgrenzung zu

Anderen das Gefühl einer „natio-ethno-kulturellen“ Einheit.

Diese  Abgrenzung  konstituiert  Fremdheit,  die  Wirkungsmacht  auf  das  gesellschaftliche

Selbstbild hat. Deshalb kommt es zu Strategien der Abgrenzung und Grenzziehung, um die

Idee der  nationalen Identität  aufrechtzuerhalten (vgl.  Messerschmidt  2015: 221).  Auf den

Punkt gebracht kann man aus diesen Überlegungen Folgendes schließen:

„Innerhalb einer  Ordnung eindeutiger  Identitäten gelten Fremde als  bedrohlich,  was
einerseits zu Maßnahmen der Auflösung von Fremdheit führt, die heute mit der Politik
der Integration verbunden sind und gleichzeitig zur Identifikation des Fremden durch
verschiedene Politiken und Praktiken der Ausgrenzung, Abgrenzung und Abwertung.“
(Messerschmidt 2015: 217)

2.4.4 Staatliche Bildungspolitik in der österreichischen 
Migrationsgesellschaft

Die  Integration wird  in  Österreich  mithilfe  der  IV  geregelt,  die  bei  der  sprachlichen

Integration von  Drittstaatsangehörigen  ansetzt  und  „vertiefte  Kenntnisse  der  deutschen
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Sprache“ (www.help.gv.at) zum Ziel hat. Drittstaatsangehörige sind Personen, die aus Staaten

kommen, die weder Bürger_innen der EU, des EWR oder Schweizer_innen sind. In der Regel

müssen  die  betreffenden  Personen  bereits  vor  Zuzug  Deutschkenntnisse  auf  A1-Niveau

nachweisen  und  diese  beim Antrag  auf  Erteilung  eines  Aufenthaltstitels  vorweisen;  dies

gehört  aber  nicht  zur  IV,  sondern  wird  durch  das  Niederlassungs-  und Aufenthaltsgesetz

geregelt. Der Text des Bundeskanzleramts in Bezug auf die IV lautet folgendermaßen: 

„Die  Integrationsvereinbarung  (IV)  dient  der  Integration  rechtmäßig  in  Österreich
niedergelassener  Fremder  (Personen,  die  weder  EU-Bürgerinnen/EU-Bürger  noch
sonstige EWR-Bürgerinnen/sonstige EWR-Bürger noch Schweizerinnen/Schweizer sind)
und  bezweckt  den  Erwerb  von  vertieften  Kenntnissen  der  deutschen  Sprache.
Einfache Deutschkenntnisse zur elementaren Sprachverwendung werden bereits vor der
Zuwanderung für die Erteilung bestimmter Erstaufenthaltstitel vorausgesetzt, dies ist aber
kein Teil der IV [...]“  (www.help.gv.at)

Mit  der  Erteilung  einer  der  folgenden  Aufenthaltstitel  „Rot-Weiß-Rot-Karte  plus“,

„Niederlassungsbewilligung“,  „Niederlassungsbewilligung  –  ausgenommen

Erwerbstätigkeit“,  „Niederlassungsbewilligung  –  Angehöriger  [sic!]“  oder

„Familienangehöriger  [sic!]“ (www.help.gv.at) ist die Erfüllung des Modul 1 innerhalb von

zwei  Jahren  verpflichtend:  Modul  1  dient  dem  Erwerb  der  vertieften  elementaren

Sprachverwendung und ist dann erfüllt, wenn der Besuch eines Deutsch-Integrationskurses

des  Österreichischen  Integrationsfond  (kurz:  ÖIF)  erfolgreich  abgeschlossen  wurde  und

damit ein Nachweis auf Niveau A2 nach dem GERS erfolgt. Der Nachweis kann auch bei

einer  anderen  Einrichtung  gemacht  werden  (z.B.  Österreichisches  Sprachdiplom,  Goethe

Institut oder Telc GmbH). 

Das Daueraufenthaltsrecht und die Staatsbürgerschaft können nur mit dem Modul 2 erworben

werden, ansonsten gibt es keine generelle Verpflichtung, das Modul 2 zu absolvieren. Dieses

soll den Lernenden die selbstständige Sprachverwendung ermöglichen, womit das Niveau B1

nach dem GERS gemeint  ist.  Wiederum kann der  Nachweis  durch  den ÖIF oder  andere

Institutionen erbracht werden (vgl: www.help.gv.at).

Der  ÖIF ist  ein  Fonds  der  Republik  Österreich,  ein  Partner  des  Bundesministeriums  für

Europa,  Integration und  Äußeres  und  mit  der  Abwicklung  der  IV  beauftragt,  nimmt

Deutschprüfungen  ab  und  evaluiert  Deutsch-Integrationskurse.  Für  diese  Kurse  wird  das

Lehrwerk  Pluspunkt  Deutsch  –  Österreich empfohlen,  es  beinhaltet  demnach  die

erforderlichen Kenntnisse, um Modul 1 und 2 der IV zu absolvieren. 

Gegründet wurde der ÖIF unter dem Namen „Flüchtlingsfonds der Vereinten Nationen“ im

Jahre 1960 vom UN-Flüchtlingshochkommissariat und dem Bundesministerium für Inneres.

46



1991  wurde  der  ÖIF  vom  BMI  ausgegliedert  und  seit  2002  mit  der  IV  betraut  (vgl.

www.integrationsfonds.at).  Integrationszentren,  Weiterbildung,  Publikationen,  Kurse  und

Workshops sind Aufgabengebiete des ÖIF. Um einen Eindruck von der Arbeitsweise des ÖIF

zu bekommen, wird ein Zitat aus einem aktuellem Werk des ÖIF angegeben, das den Titel

„Mein  Leben  in  Österreich  –  Chancen  und  Regeln“  trägt  und  ein  Werte-  und

Orientierungskurs für Flüchtlinge ist:

„Wenn man Freunde,  Freundinnen und Bekannte in der Öffentlichkeit  trifft,  will  man
natürlich mit ihnen reden, lachen und diskutieren. Das ist ganz normal. Beim Reden und
beim Telefonieren sollte man aber nicht zu laut sein. Man sollte auch nicht zu laut Musik
(zum  Beispiel  am  Smartphone)  hören.  Das  könnte  Menschen  in  der  Nähe  stören“
(BMEIA: 68)

Dieser  Text  zeugt  von  einer  deutlichen  Bevormundung  und  der  Absprache  jeglicher

Selbstbestimmung. Die Zielgruppe sind geflüchtete, erwachsene Menschen, denen auf eine

erzieherische  Art  und  Weise  ein  geregeltes  Zusammenleben  näher  gebracht  wird.  Die

Lernenden  werden  infantilisert  und  ihnen  wird  die  Autonomie,  selbstbestimmt  zu

entscheiden, abgesprochen. Dies soll nur ein erster Eindruck des ÖIF sein; im empirischen

Teil  der  Arbeit  wird  genauer  auf  das  Lehrwerk  Pluspunkt  Deutsch  –  Österreich,  das  als

Grundlage für die Integrationskurse dient, eingegangen.

Neben der IV sollte auch der Nationale Aktionsplan für Integration (NAP.I) erwähnt werden,

der  eine  österreichweite  Zusammenarbeit  aller  Verantwortungsträger  für  erfolgreiche

Integrationsmaßnahmen ermöglichen soll. Auf der Homepage findet sich folgende Aussage

des Bundesministers  Sebastian Kurz:  „Die erfolgreiche Integration von Migrantinnen und

Migranten  ist  ein  Schlüsselfaktor  für  die  Festigung  des  sozialen  Friedens  und  des

Wohlstandes." (www.bmeia.gv.at). 

Im NAP.I gibt es 25 Integrationsindikatoren, darunter fünf Kernindikatoren: Bildungsstand

nach  Migrationshintergrund,  Erwerbstätigenquote  nach  Alter  und  Migrationshintergrund,

Arbeitslosenquote nach Staatsangehörigkeit, Arbeitslosenquote nach Staatsangehörigkeit und

Ausbildung,  Netto-Jahreseinkommen  und  Armutsgefährdung/manifeste  Armut  nach

Geburtsland (vgl. Statistik Austria 2015: 15).

Demnach  scheinen  Sprache,  Ausbildung  und  Beschäftigung  am  Arbeitsmarkt  zu  den

wichtigsten Aspekten der Integration zu gehören. Andere Aspekte, wie soziale Kontakte bzw.

Freundschaften  werden  nicht  erhoben,  während  die  Wahrnehmung  der  Integration,  also

subjektive  Fragen  zum  Integrationsklima,  zwar  ermittelt,  aber  nicht  zu  den  wichtigsten

Faktoren gezählt werden.
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Es  wurden  viele  Beispiele  genannt,  was  Migrant_innen  machen  müssen,  um  die

österreichische Staatsbürgerschaft oder eine Aufenthaltserlaubnis zu erhalten. Es scheint, als

ob  Integration als  ein  einseitiger  Prozess  verstanden würde:  In  der  IV finden sich  keine

Gesetze für österreichische Staatsbürger_innen. Sie werden mit keinem Wort erwähnt, so als

ob  sie  nicht  auch  Teil  der  Migrationsgesellschaft  wären.  Dieses  Nichterwähnen  und  die

Auffassung, dass  Integration vor allem durch Kenntnisse der deutschen Sprache und durch

das  Arbeiten  funktioniere,  legt  den  Schluss  nahe,  dass  Integration nicht  als

gesamtgesellschaftliches Phänomen aufgefasst wird, sondern als etwas, was Migrant_innen

zu leisten hätten, um Teil der Gesellschaft zu sein.

Und  genau  dieses  Leisten  prägt  die  Debatte:  „Integration  durch  Leistung“

(http://www.bmeia.gv.at/integration/) ist das Leitmotiv des Staatssekretariats für Integration,

das  2011  gegründet  wurde.  Dies  ist  beispielhaft  für  die  politische  und  gesellschaftliche

Debatte  über  die  ökonomische  Verwertbarkeit  der  Migrationsbewegungen.  Jene

Migrant_innen, die einen Beitrag zum Wohlstand des Landes leisten, sind positiv konnotiert,

während jene, die bloß Ressourcen verbrauchen und nichts leisten, in einem negativen Licht

gesehen  werden.  Die  Anwesenheit  von  Migrant_innen  soll  einen  ökonomischen  Nutzen

haben,  nur  durch  gesellschaftliche  Erträge  und  Vorteile  wird  sie  legitimiert.  Dies  ist

kennzeichnend für  die  aktuelle  Tendenz der  Betrachtung von Subjekten (vgl.  Arens et.al.

2013: 31f).

Dieses Ausführungen versuchten die in den vorherigen Kapiteln angesprochenen Themen der

Hegemonie, der legitimen Sprache und der Subjektivierungsprozesse in Zusammenhang mit

dem Thema  Migration  und  der  damit  verbundenen  Migrationsforschung  zu  setzen.  Nun

richtet  sich  der  Blick  auf  ein  spezifisches  Gebiet  der  Migrationsforschung,  das  im

anschließenden  empirischen  Teil  als  Analysegrundlage  dienen  soll  und  sich  mit  der

Autonomie von Menschen und ihre Einschränkungen durch pseudo-paternalistische Praxen

auseinandersetzt.
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2.5 Pseudopaternalismus

Lerne  Deutsch  und  alles

wird gut!

2.5.1 Autonomie

Die  kritische  Migrationsforschung  nimmt  Ausgangspunkt  in  ethisch-moralischen

Überlegungen und die Autonomie einer Person hängt mit diesen Überlegungen zusammen. 

Der  etymologische Ursprung des  Wortes liegt  im griechischen „autonomia“,  das  sich aus

zwei Wörtern zusammensetzt: „autos“ bedeutet selbst, „nomos“ bedeutet Gesetz und verweist

damit auf Selbstgesetzgebung bzw. Selbstbestimmung. Ursprünglich wurde der Begriff vor

allem in Hinblick auf  die  Politik  verwendet,  da die  griechischen Stadtstaaten  genau jene

selbstbestimmte Gesetzgebung ausübten. Heute gibt es einige Gebiete innerhalb von Staaten,

die eine Autonomie besitzen, wie beispielsweise Südtirol, das in einigen Bereichen eigene

Gesetze erlassen kann (vgl. Schirlbauer 2006: 13).

Giesinger  (2007)  bezieht  sich  bei  seiner  Definition  auf  den  Autonomiebegriff  von  Kant.

Autonomie bedeutet, dass sich das Verhalten eines vernunftbegabten Wesens von Gründen

bestimmen  lässt.  Diese  Gründe  sind  rational  erklärbar,  demzufolge  auch  für  andere

verständlich und von der Vernunft geleitet (vgl. Giesinger 2007: 52). 

Der Autonomiebegriff kann aber auch erweitert werden, so dass er sich nicht bloß auf rational

erklärbare Gründe bezieht: Autonomie ermöglicht, ein Selbst zu entwickeln und dieses Selbst

durch  den  eigenen  Willen  und  das  eigene  Handeln  auszudrücken.  Dafür  ist  die  äußere

Autonomie unabdingbar, nämlich die Handlungsfreiheit – so zu handeln, wie es die Person

für richtig hält.  Die äußere Autonomie ist demzufolge Voraussetzung für selbstbestimmtes

Handeln (vgl. Giesinger 2007: 58f).

Autonomie ist wertvoll, da sie als Mittel verwendet werden kann, um zu einem guten Leben

zu gelangen bzw. ein gutes Leben zu erlangen. Dafür braucht man die Kompetenz, zu wissen,

was  gut  für  das  eigene  Selbst  ist  und  wie  man  dies  erreichen  kann.  Autonomie  drückt

demnach den eigenen Willen aus, konstruiert das eigene Selbst – und dafür braucht es die

äußere  Autonomie,  also  die  Handlungsfreiheit  (vgl.  Giesinger  2006:  6).  Ist  diese

Handlungsfreiheit  eingeschränkt,  kommt  es  im  Umkehrschluss  zu  Einschränkungen  des

eigenen Willens und des eigenen Selbst. 
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2.5.2 Paternalismus 

Der  Duden  definiert  Paternalismus  als  „Bestreben  [eines  Staates],  andere  [Staaten]  zu

bevormunden“.  Es  geht  demnach  um die  Bevormundung  von  jemandem über  jemanden.

Meist  betrifft  die  Bevormundung – wie der  Duden vorschlägt  –  Staaten,  kann aber  auch

andere  Beziehungen,  wie  jene  zwischen  Eltern  und  Kindern  oder  zwischen  Staat  und

Bürger_innen  des  Landes  umfassen.  Die  Bevormundung  Erwachsener  wird  meist  als

moralisch  problematisch  gesehen  (vgl.  Giesinger  2006:  3);  um  dieses  paternalistische

Verhältnis des Staates gegenüber Erwachsenen soll es im Folgenden vorrangig gehen.

Paternalismus  als  moralisch-problematisches  bzw.  ethisches  Problem  ist  seit  dem  19.

Jahrhundert auch in der Moral- und Rechtsphilosophie präsent und wird im Zusammenhang

mit dem Liberalismus diskutiert. Der Liberalismus setzt die Freiheit des Einzelnen in den

Mittelpunkt und möchte die Individuen gegenüber staatliche Eingriffe schützen. Das Wohl

der  Individuen  an  sich  ist  Ziel  des  Liberalismus,  gänzlich  unabhängig  vom

Gemeinschaftswohl. Der Paternalismus ist das Gegenteil: Eine politische Ordnung, die für

das  Einmischen  des  Staates  plädiert  und  im  Interesse  der  Bürger_innen  ihre  Freiheiten

einschränkt. Wichtig ist wiederum, dass die Einmischung zum Wohl der Individuen beitragen

bzw.  die  Individuen  vor  Schaden  bewahren  soll.  Die  Einschränkungen  erfolgen  aus

altruistischen  Motiven,  Beispiele  für  solch  legitimen  Paternalismus  sind  die

Sozialversicherungspflicht, die Schulpflicht oder auch die Helmpflicht (vgl. Dorostkar 2012:

65).

Gegner des Paternalismus und somit Verfechter des Liberalismus war John Stuart Mill, der

davon ausging, dass Paternalismus nur drei Personengruppen gegenüber legitimiert werden

kann, nämlich „Kindern, Geisteskranken und Barbaren“. Dies resultiert aus den, laut Mill, für

diese  drei  Gruppen  typischen  Eigenschaften  der  Irrationalität,  Inkompetenz  und

Entscheidungsunfähigkeit. Demnach sind „Unmündigkeit, Krankheit oder 'Unzivilisiertheit'“

(Dorostkar 2012: 65) Gründe für die legitime Ausübung des Paternalismus.

Nach dieser Beschreibung des Paternalismus und seiner historischen Verortung folgt nun der

Sprung  in  die  Gegenwart  und  damit  zum migrationsgesellschaftlichen  Kontext,  bei  dem

Begriffe wie „Barbaren“ oder gar „Unzivilisiertheit“ nicht mehr vorkommen, jedoch durch

andere Begrifflichkeiten ersetzt wurden.

Paternalismus ist ein gesellschaftliches Phänomen, das auch das Sprechen und Handeln im

migrationsgesellschaftlichen  Kontext  beeinflusst.  Das  Phänomen  ist  in  diesem  Kontext
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besonders  bedeutend,  da  es  auch  zur  Konstruktion  der  in  den  vorherigen  Kapiteln

beschriebenen  Zugehörigkeitsordnungen  beiträgt.  Es  steht  im  Zusammenhang  mit  dem

dominierenden Integrationsverständnis, da es dieses auch hervorbringt und zur Herstellung

von sozialen Differenzierungen beiträgt.

Das Konzept des Paternalismus geht von zwei Kategorien von Menschen aus: Jene, die eine

bestimmte  Form  von  Unterstützung  erhalten,  wie  beispielsweise  Zuwendung,  Hilfe  oder

Unterricht, und jene, die diese Unterstützung geben. Dieser Unterschied wird durch die im

Paternalismus wirksamen Praxen konstituiert  und verfestigt.  Das Verhältnis  zwischen den

beiden  erwähnten  Gruppen  wird  durch  das  Ziel  bestimmt,  das  Wohl  derjenigen,  die

Unterstützung  bekommen,  zu  schützen  und  zu  vermehren.  Um dieses  Ziel  zu  erreichen,

kommt es zu Einschränkungen der Personengruppe, die des Schutzes bzw. der Hilfe bedarf;

nämlich  zu  Einschränkungen  in  Bezug  auf  die  äußere  Autonomie.  Der  klassische

Paternalismus bezieht sich auf das Verhältnis zwischen Kindern und Erwachsenen oder auf

Personen,  deren  Autonomie  teilweise  eingeschränkt  ist.  Dabei  ist  es  wichtig,  dass  dieses

Verhältnis temporär beschränkt ist, mit dem Ziel, die Autonomie der betroffenen Personen

wiederherzustellen (vgl. AG Sprache, Bildung und Rassismuskritik).

Paternalismus  als  Einschränkung  der  Freiheit  ist  demnach  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn

dadurch erreicht wird, dass die betreffende Person zu einem späteren Zeitpunkt über mehr

Freiheit verfügt. Dies ist bei Kindern der Fall, da durch Bevormundung und Erziehung die

Entwicklung gefördert,  Selbstschädigung verhindert  und somit  ein zukünftiges  autonomes

Leben möglich wird. Es kommt zu einer Einschränkung der Freiheit mit Blick auf das Wohl

in der Zukunft. Ein weiteres Argument für Paternalismus ist, dass gewisse Menschen einen

Mangel an innerer Autonomie aufweisen, weshalb für sie Einschränkungen wichtig sind (vgl.

Giesinger 2007: 96ff). 

Der liberale Paternalismus ist eine bestimmte Form des Paternalismus, bei dem Konzepte der

Selbstermächtigung  bzw.  des  Self-Empowerments  im  Fokus  liegen.  Die  Individuen  sind

dadurch in  der  Lage,  selbstbestimmt zu handeln und aktiv zu partizipieren  (vgl.  Salgado

2014: 48f). Dies zeigt den Zusammenhang zu Subjektivierungsprozessen, die ab den 1990er

Jahren  staatliches Handeln prägten: Selbststeuerung und Selbstmotivation sind wichtig für

die Individuen, um im wirtschaftlichen Leben konkurrieren zu können und in diesem Sinne

erfolgreich  zu  sein.  Dabei  wird  die  individuelle  Freiheit  betont,  was  in  diesem

Zusammenhang  bedeutet,  ein  ökonomisch  orientiertes  Subjekt  zu  werden  und  impliziten

normativen  Forderungen  zu  unterliegen.  Zwang  und  Liberalismus,  Bevormundung  und

Selbstbestimmung stehen in  einem ambivalenten  und paradoxen Zusammenhang,  der  mit
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dem  Begriff  des  liberalen  Paternalismus  bezeichnet  wird.  Prägend  für  diese  Form  des

Paternalismus ist der Gedanke, dass Individuen selbstbestimmt sind, aber hin und wieder eine

Art „Stups“ brauchen, damit sie sich in einer „richtigen“ Art und Weise entwickeln und auch

„richtige“ Entscheidungen treffen (vgl. Dorostkar/Preisinger 2012).

Diese besondere Form des Paternalismus knüpft an Subjektivierungsprozesse an und hat die

Selbststeuerung der Bürger_innen zur Folge. Auch wird er im Zuge der Integrationsdebatte

bedeutsam:  Migrantinnen  und  Migranten  werden  nicht  als  handlungs-  bzw.

entscheidungsfähig dargestellt, sondern als willens- oder entscheidungsschwach konstruiert –

ganz  im  Sinne  John  Stuart  Mills,  der  Paternalismus  durch  Entscheidungsunfähigkeit

legitimiert.  Migranten  und  Migrantinnen  können  sich,  so  die  Annahme,  nicht  selbst

motivieren, weshalb ihnen Hilfe zusteht. Der Staat sieht sich in der Situation, besser über die

Bedürfnisse und Wünsche Bescheid zu wissen, als die Personen, die es direkt betrifft. Der

Staat tritt in die Rolle eines Vaters, der es gut mit seiner Familie meint und deshalb auch

gewisse Regeln vorschreibt – und sie somit zu ihrem Glück zwingt bzw. durch Empfehlungen

und Überredung zum eigenen Wohl hin „anstupst“ (vgl. Dorostkar/Preisinger 2012).

Die Realisierung dessen kann gekoppelt an eine Förderung sein, wie die Rückerstattung eines

Teilbetrags der Kosten für den Deutschkurs. Dadurch werden die betroffenen Personen dazu

gebracht,  selbstbestimmt  zu  handeln  und freiwillig  Verantwortung  zu  übernehmen -  „Sie

sollen Deutsch lernen und verwenden wollen“ (Dorostkar 2012: 77). Es geht dabei um die

Implikation, aus freiem Willen und aufgrund der eigenen Interessen zu handeln, obwohl eine

Anregung  von  außen  das  Handeln  forciert.  Der  Fokus  liegt  auf  der  Freiwilligkeit  der

Entscheidungen,  die  aufgrund dieses  verdeckten Paternalismus als  Eindruck entsteht.  Das

Selbstbestimmungsrecht wird beinahe zu einem Autonomiezwang, der in einem top-down

Prozess vorgegeben wird (vgl. Dorostkar 2012: 77).

Dorostkar  und  Preisinger  verwenden  in  ihrem  Text  auch  den  Begriff  „Paternalistisches

Empowerment“,  der  sich  auf  die  normative Aussage,  dass  Migrant_innen Deutsch lernen

wollen sollen, bezieht. Dabei geht es meist um Förderungen, wie monetäre Förderungen im

Bereich von Deutschkursen. Der Besuch der Deutschkurse wird durch Sprachkursgutscheine

gefördert und damit die normative Setzung, nämlich die Pflicht, Deutsch zu lernen, als eine

Förderung dargestellt.  Sie  sind demnach eine  Art  „Stups“,  damit  die  Individuen Deutsch

lernen  und  dadurch  ihre  Autonomie  und  Selbstbestimmung  erhalten  (vgl.

Dorostkar/Preisinger 2012).

Mit der genannten Selbststeuerung ist  auch die proklamierte „Integration durch Leistung“

verbunden, nach der nicht die Herkunft eines Menschen zähle, sondern bloß dessen Leistung
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wichtig für die  Integration sei. Vorausgesetzt wird dabei die rasche sprachliche Anpassung,

also  das  Erlernen  der  deutschen  Sprache.  Zur  medialen  Verbreitung  wurden

Integrationsbotschafter_innen  eingesetzt,  die  entweder  berühmt  oder  Angestellte  bzw.

Selbstständige von kleineren Betrieben waren (vgl. Dorostkar/Preisinger 2012) und in der

Aktion stets die Wichtigkeit der deutschen Sprache betonten, da erst durch das Erlernen des

Deutschen  Integration stattfinden  könne.  Die  Schlagworte  „Integration  durch  Leistung“

erwecken  den  Eindruck,  dass  durch  entsprechende  Leistungen  Integration und  sozialer

Aufstieg erreicht werden können. Das Erbringen einer Leistung und damit die Verantwortung

für den Erfolg der Integration liegt bei den Migrant_innen. Dabei werden die institutionellen

und rechtlichen Hürden, die den sozialen Aufstieg erschweren und im Verantwortungsbereich

des Staates liegen, nicht thematisiert. Es gibt einige Studien, die jene Hürden aufdecken, wie

bspw.  die  institutionelle  Diskriminierung  in  der  Schule  (Gomolla/Radtke  2009)  oder  die

Benachteiligungen  am  Arbeitsmarkt  trotz  Mehrsprachigkeit  und  guter  Ausbildung

(Bartik/Fröschl/Lutter 2015).

An dieser Stelle kann man auch vom linguistischen Paternalismus sprechen, der mit dem

Leitsatz „Lerne Deutsch und alles wird gut!“ (Dorostkar  2012: 61) auf den Punkt gebracht

wird und bereits die Freiheitseinschränkung und Infantilisierung durch das vorgeschriebene

Deutschlernen impliziert. Es geht dabei nicht mehr um den Aspekt der Leistung, sondern um

die Pflicht des Deutschlernens und der damit verbundenen Auffassung des guten Lebens, das

Arbeit und sozialen Aufstieg garantiert. 

Bei der Deutschlernpflicht spielt auch Folgendes eine Rolle: Den Migrant_innen wird ein

Entscheidungsdefizit zugeschrieben; der Staat geht davon aus, dass er besser weiß, was für

diese Personengruppe gut ist und deshalb entsprechende Gesetze erlässt. Die Frage stellt sich,

wodurch dieses Entscheidungsdefizit  gerechtfertigt  wird.  Die zu Beginn des Kapitels  von

John  Stuart  Mill  beschriebenen  drei  zulässigen  Gründe  für  Paternalismus,  nämlich

„Unmündigkeit, Krankheit oder 'Unzivilisiertheit'“ (Dorostkar 2012: 65) sind in den ersten

beiden  Formen  immer  noch  präsent,  die  „Unzivilisiertheit“  wurde  aber  durch  andere

Faktoren,  wie beispielsweise Bildungsferne oder beschränkte Handlungsfreiheit,  die durch

mangelnde  Sprachkenntnisse  argumentiert  wird,  ersetzt.  Dies  bedeutet,  dass  aufgrund der

Tatsache,  dass  Migrant_innen  eine  andere  Sprache  als  Deutsch  sprechen,  eine

Entscheidungsunfähigkeit auf sie projiziert wird und damit zu einer Übergeneralisierung der

Unmündigkeit  wird.  Durch das  Erlernen der  deutschen Sprache  soll  schließlich  auch die

Handlungsfähigkeit erlangt werden (vgl. Dorostkar 2012: 66).
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2.5.3 Pseudopaternalismus

Paternalismus  ist  im  migrationsgesellschaftlichen  Kontext  von  Bedeutung,  da  es  zu

paternalistischen  Strukturen  und  Handlungsweisen  kommt.  Es  kommt  zur  Konstatierung

eines  Mangels  für  bestimmte  Personen,  beispielsweise  einem Mangel  an  Einbezug  oder

Unterstützung.  Die  Frage  wird  gestellt,  was  getan  werden  muss,  um  für  eine  besseren

Integration von Migrant_innen zu sorgen. In dieser paternalistischen Argumentation gibt es

drei mögliche Bezugsebenen: Staat gegenüber Individuum, Pädagogin/Pädagoge gegenüber

Erwachsene  und  Mehrheit  gegenüber  Minderheit.  Auf  allen  drei  Ebenen  kommt  es  zu

Konstellationen,  die  Forderungen  oder  Bedingungen  enthalten,  die  die  Autonomie  der

betreffenden Personen einschränken. Diese einschränkenden Forderungen werden mit dem

Wohl für die betreffenden Personen begründet und damit legitimiert. Sie können aber auch

dazu führen, dass Unterschiede zwischen Migrant_innen und Nicht-Migrant_innen durch die

verschiedenen  Behandlungsweisen  erst  konstruiert  werden.  Die  Unterschiede  prägen  das

Verhältnis,  das  durchaus  auch  als  hegemoniales  Verhältnis  gesehen  werden  kann.  Die

Einschränkung der Autonomie wird stets mit dem Wohl legitimiert, woran die Frage geknüpft

ist,  welche  Einschränkungen  legitim sind  und  welche  als  nicht  zulässig  gelten  (vgl.  AG

Sprache, Bildung und Rassismuskritik 2012).

Sprache  ist  im  migrationsgesellschaftlichen  Kontext  das  zentrale  Feld,  in  dem

paternalistische  Argumentationen  vorkommen.  Deutsch  wird  als  Voraussetzung  für  eine

erfolgreiche Integration gesehen, wird durch Gesetzte und Kampagnen gestützt und erst mit

entsprechenden  Kenntnissen  wird  der  Zugang  zu  vielen  Bereichen  des  gesellschaftlichen

Lebens möglich. Damit wird das Wohl begründet, erst durch das Erlernen der Sprache kann

an diesem guten Leben teilgenommen werden. Dies ist kennzeichnend für den zulässigen

Paternalismus: Mit Blick auf das Wohl, die Autonomie und die Handlungsfähigkeit werden

paternalistische Praxen ausgeübt. Unzulässig sind diese Praxen aber, wenn dieser Blick zwar

propagiert  wird,  aber  aufgrund von falschen Annahmen getroffen  wird.  Diese  Annahmen

können  sowohl  die  Wirksamkeit  der  verwendeten  Mittel  als  auch  den  Grad  der

Autonomieeinschränkung betreffen.

Pseudopaternalismus  ist  von  dem im vorherigen  Kapitel  beschriebenen  Paternalismus  zu

unterscheiden, da es bei dieser Form nur rhetorisch um das Wohlergehen der Personen, um

ihre Autonomie und ihre Handlungsfreiheit geht, eigentlich mit den paternalistischen Praxen

ein anderes Ziel verfolgt wird. Dieses könnte zum Beispiel die Balance oder die imaginierte
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Einheit  gesellschaftlicher  Wirklichkeit  sein.  Die  Aussage,  dass  erst  mit  guten

Deutschkenntnissen  die  Integration gelingen  und  in  der  Folge  ein  guter  Arbeitsplatz

eingenommen werden könne und schließlich  auch der  soziale  Aufstieg  komme,  kann als

pseudopaternalistisch klassifiziert werden. Zum jetzigen Zeitpunkt ist nicht bewiesen, dass

durch  bessere  Deutschkenntnisse  auch  ein  sozialer  Aufstieg  erfolgt.  Schulerfolg  und

Sprachkenntnisse  stehen  in  einem  direkten  Zusammenhang,  weshalb  diesen  Fakt  im

Hinterkopf behaltend auch der Schluss gezogen werden kann, dass nicht primär das Wohl von

Migrant_innen  im Mittelpunkt  steht,  sondern  „die  (Wieder-)Herstellung  einer  imaginären

gesellschaftlichen Einheit“  (AG Sprache,  Bildung und Rassismuskritik  2012) beabsichtigt

wird, indem eine nationale Ordnung, die auf Einsprachigkeit beruht, vorausgesetzt und als die

Normalität dargestellt wird, diese Normativität aber nicht thematisiert wird.

Ein weiteres Beispiel für den Pseudopaternalismus ist das Verwendungsverbot von anderen

Sprachen als Deutsch in manchen Schulen während der Pause: Den Kindern ist durch dieses

Verbot bloß erlaubt, Deutsch zu sprechen. Es wird dadurch gerechtfertigt, dass Sprache als

ein  bedeutendes  Merkmal  der  kulturellen  Zugehörigkeit  und  somit  auch  als  „kulturell-

moralische Norm, die gesellschaftliche Kohärenz stiftet“ (Dorostkar 2012: 74) gesehen wird.

Mit  dieser  Argumentationsstrategie  kann  nur  durch  die  Verwendung  einer  einheitlichen

Schulsprache bzw. Staatssprache die Kohärenz innerhalb der Gesellschaft gewährleistet und

somit dem Bilden von Parallelgesellschaften entgegengewirkt werden (vgl. Dorostkar 2012:

74).

Dies bedeutet, kurz und prägnant formuliert,  Folgendes: „Pseudo-Paternalismus stellt eine

Maßnahme  der  Disziplinierung  mit  dem  Ziel  der  Herstellung  oder  Legitimation  von

Dominanzverhältnissen  dar.“  (AG  Sprache,  Bildung  und  Rassismuskritik  2012)  Gesetze,

Interventionen und Handlungen, die nicht das Wohl der Einzelnen im Blick haben, sondern

den  Willen  der  Einzelnen  gering  schätzen,  werden  legitimiert.  Die  Disziplinierung  kann

durch Gesetze erfolgen, indem bei  Nichtbestehen eines Integrationskurses eine Geldstrafe

abzugeben ist oder gar die Ausweisung aus dem Staat als letzte Konsequenz erfolgt. 

All  dies  hat  auch  Konsequenzen  auf  die  Pädagogik,  da  diese  Strukturen  jenen Personen

bewusst sein sollten, die im Rahmen eines Deutschkurses pädagogisch tätig sind. Sie tragen

die Verantwortung, die Selbstbestimmung von Personen zu respektieren, und falls es zu einer

Überschreitung kommt, diese auch begründen zu können. Deshalb ist  es wichtig,  sich im

Klaren darüber zu sein, wann paternalistische Handlungen zulässig und damit legitim sind

und  wann  dies  nicht  der  Fall  ist  und  die  Handlungen  als  pseudopaternalistisch  gelten.

Folgende Kriterien,  zusammengestellt  von der  AG Sprache,  Bildung und Rassismuskritik
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können dabei helfen:

Paternalismus ist nicht zulässig,

„• wenn die Freiheit der und des Einzelnen gegen ihren oder seinen Willen eingeschränkt 

wird

• wenn die Bezugnahme der Behandelnden nicht strikt autonomieorientiert ist 

• wenn das, was das Gegenüber will oder wollen könnte, nicht ausreichend in Erfahrung 

gebracht wurde 

• wenn die Zumutung größer als erforderlich ist (wie etwa in 

Assimilationsanforderungen)

• wenn das Recht darauf, Fehler zu machen (J.S. Mill) und damit eigenständiges Lernen 

verhindert wird

• wenn man nicht mit Gewissheit sagen kann, dass das, was vorgeschrieben wird (z.B. 

„Sprich Deutsch“), auch zu jenem Ergebnis führt, das versprochen wurde (z.B. Teilhabe, 

Zugehörigkeit, Anerkennung)“. (AG  Sprache, Bildung und Rassismuskritik 2012)

Das eigene pädagogische Verhalten kann durch diese Analyseperspektive reflektiert werden

und  dient  somit  als  Rüstzeug  für  verantwortungsvollen  Unterricht.  In  der

Erwachsenenbildung  ist  dies  eine  ständige  Herausforderung,  da  pseudopaternalistische

Formen gehäuft vorkommen und diese in Unterrichtsmaterialien festgeschrieben sind.
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 3. Empirischer Teil

3.1 Gütekriterien

Das  Interesse  der  Wissenschaft  liegt  in  der  Generierung  neuen  Wissens  anhand

systematisierter  Methoden,  mit  dem  Anspruch  über  Alltagswissen  und  subjektive

Bewertungen  hinaus  zu  reichen.  Gütekriterien  dienen  der  Validierung  wissenschaftlicher

Erkenntnis und grenzen ein wissenschaftliches Thema vom subjektiven Alltagswissen ab. Sie

sind  abstrakt  gehaltene  theoretische  Konstrukte,  die  die  Anpassung  an  verschiedene

Forschungsvorhaben erlauben. Allen Forschungen, seien sie qualitativer oder  quantitativer

Natur, ist das Kriterium der Transparenz übergeordnet. Dieses umfasst die Offenlegung aller

Schritte und Vorannahmen der Forschung (vgl. Schmelter 2014: 33ff).

Im Rahmen dieser Masterarbeit wurde zur Beantwortung der Forschungsfrage ein qualitativer

Ansatz gewählt.  Der Vorteil  qualitativer  Forschung liegt  im „explorativen Charakter  ihrer

Erkenntnisgewinnung“ (ebenda: 41) und versucht,  Erklärungen und Gründe für komplexe

Phänomene  zu  finden.  Der  Untersuchungsgegenstand  wird  kontextuell  eingebettet  und

ermöglicht somit eine tiefgehende Betrachtung.

Die intersubjektive Nachvollziehbarkeit nimmt bei qualitativen Analysen eine wichtige Rolle

ein,  da  in  ihrem Sinne  der  gesamte  Forschungsverlauf  mit  den  ihm zugrunde  liegenden

Vorannahmen  dokumentiert  wird  und  so  auch  dem  allen  Forschungen  übergeordneten

Kriterium der Transparenz gerecht wird (vgl. Grotjahn 2006: 258). Das Feld der qualitativen

Forschung ist  sehr  breit,  weshalb  es  keinen  einheitlichen  Kriterienkatalog  gibt.  Dennoch

lassen  sich  einige  anerkannte  Grundprinzipien  feststellen:  Offenheit,  Flexibilität,

Kommunikativität und Reflexivität.

Der Zugang soll offen sein, sodass nicht bereits im Vorfeld ein einseitiger Blick vorherrscht.

Offenheit und Flexibilität bedingen sich gegenseitig, da während des Forschungsprozesses

die gewonnenen Erkenntnisse die Datenerhebungs- und analyseverfahren beeinflussen und

diese angepasst werden können. Die Generierung der Erkenntnisse soll umfassend dargestellt

werden und zu  guter  Letzt  ist  das  Kriterium der  Reflexion zu nennen.  Die  persönlichen

Voraussetzungen  der  Forscherin  sind  aufzudecken,  um  den  Forschungsprozess  nicht  zu

verfälschen. Dies kann durch systematische Selbstbeobachtungen erreicht werden, indem das

Vorverständnis mit seinen Veränderungen während des Forschungsprozesses reflektiert und
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festgehalten wird (vgl. ebenda: 43).

Eine  offene  Zugangsweise  ist  ausschlaggebend  für  die  Qualität  der  Forschung.  Ein

qualitativer Forschungszugang birgt aber das Potential einer einseitigen Sichtweise, es besteht

somit  die  Gefahr  der  Subjektivität.  Dies  gilt  es  durch  ständige  Selbstbeobachtungen  zu

verhindern,  was  im  Zuge  dieser  Masterarbeit  durch  die  Auswahl  der  Textstellen

berücksichtigt wurde.

Dem Kriterium der Reflexion soll an dieser Stelle kurz nachgegangen werden: Thema der

Masterarbeit ist eine Lehrwerksanalyse mit Blick auf die hegemonietheoretische Verortung

der  Zielgruppe  des  Lehrwerks,  wobei  pseudopaternalistischen  Praxen  des  Lehrwerks

aufgezeigt werden sollen. Untersucht wird das Lehrwerk auch in Zusammenhang mit seiner

Zielgruppe der DaZ-Lernenden bzw. „Migrantinnen und Migranten“ (Pluspunkt Deutsch –

Österreich: 2), wie im Lehrwerk bezeichnet. Es wird über Migrant_innen geschrieben, sie

sind also Gegenstand der Analyse und es existiert die Gefahr der Zuschreibungen durch die

Außenperspektive,  obwohl  genau dies  während der  Arbeit  versucht  wurde zu  vermeiden.

Trotzdem  ist  der  Forscherin  bewusst,  dass  sie  nicht  außerhalb  der  hegemonialen

Zuschreibungsprozesse steht und weiß, dass sie allein durch die Bearbeitung des Themas zur

Konstatierung des Unterschiedes beitragen kann. An dieser Stelle soll aber wiederum auf die

Theorie Bezug genommen werden, denn durch das Aufdecken von Wissen kann es zu einer

Veränderung kommen und dies ist die Motivation, die hinter der Bearbeitung dieser Thematik

liegt.  Dennoch soll  und muss  dieser  Punkt  nochmals  in  aller  Deutlichkeit  hervorgehoben

werden: Die Forscherin ist  sich des möglichen Spannungsverhältnisses, bedingt durch die

verschiedenen Zugehörigkeitsprozesse, bewusst und hat sich im Sinne der Aufdeckung von

impliziten Wissensbeständen für die Bearbeitung des Themas entschieden, in der Hoffnung

auf Veränderung der bestehenden hegemonialen Ordnungen. Diese Masterarbeit versteht sich

als Kritik, als kritische Position in der Lehrwerksforschung, die der Frage der institutionellen

Position der Sprecher_innen nachgeht und so auch den hegemonialen Ort des Sprechens zu

verorten sucht (vgl. Arens 2013: 30).

3.2 Lehrwerksanalyse allgemein

Diese Masterarbeit setzt sich zum Ziel, das Lehrwerk  Pluspunkt Deutsch – Österreich (in

Folge: PD-Ö) auf dem Niveau B1 zu analysieren. Seit es Lehrwerke gibt, werden sie auch
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einer Kritik und Bewertung unterzogen, beginnend mit  der Entscheidung einer Institution

oder  von  Lehrenden,  das  Lehrwerk  zu  verwenden  oder  nicht.  Die  Lehrwerksanalyse  als

Forschungsbereich  in  der  Fremdsprachendidaktik  erhielt  ihre  Relevanz  im  Zuge  der

Erforschung des  Fremdsprachenunterrichts  im Laufe der  1970er  Jahre.  Das „Mannheimer

Gutachten“ war ein erster Schritt  zur systematischen Analyse von Lehrwerken (vgl. Funk

2004: 41). Der „Stockholmer Kriterienkatalog“ erschien in den 1980er Jahren und versuchte

Lehrwerke praxisorientiert zu analysieren (Maijala 2007: 545). Vorhandene wissenschaftliche

Erkenntnisse, Erfahrung im Unterricht und didaktische Überlegungen flossen in die Analyse

mit  ein.  Die  Auswahl  der  Kriterien  war  und  ist  dabei  stets  beeinflusst  von  subjektiven

Interpretationen (vgl. Krumm 2010: 1218).

Aktuell  gibt  es  zwei  wissenschaftliche  Arbeiten,  die  sich  mit  der  Lehrwerksanalyse

auseinandersetzen:  Funk  (2004)  erstellte  einen  Katalog  mit  12  Qualitätskriterien  als  eine

Möglichkeit der Analyse; Maijala (2007) setzte etwas breiter an und beschrieb 15 Thesen

bzw.  Empfehlungen,  auf  die  bei  einem  Lehrwerk  geachtet  werden  sollte.  Diese

Analysemöglichkeiten setzen auf einer sehr breiten Ebene an und versuchen, das Lehrwerk

als  Ganzes  zu  beschreiben  und  zu  analysieren.  Bei  Funk  (2004)  finden  sich  folgende

Kriterien: Mediale Ausstattung, Ausrichtung des Curriculums, Passung auf die Institution, die

vier Fertigkeiten, Konzeption der Übungen, Grammatik und Phonetik, Wortschatz, Inhalte

und Landeskunde und als letzter Punkt die Evaluation bzw. Selbstevaluation (vgl. Funk 2004:

44ff).  Das Qualitätskriterium der  Inhalte  umfasst  bei  Funk die Vermittlung expliziter  und

impliziter  Landeskundekenntnisse,  die  Sensibilisierung  der  Lernenden  für  eigene  und

fremdkulturelle  Wahrnehmungen  als  interkulturelles  Ziel  und  schließlich  die

Berücksichtigung  der  Lerner_innenmotivation:  Beruflich  relevante  Begriffe  und  Phrasen

sollen von Anfang an in den Unterricht miteinfließen (vgl. Funk 2004: 47). 

Maijala  (2007)  fokussiert  sich  zum  Teil  auf  ähnliche  Kriterien,  bringt  aber  auch  neue

Kriterien  ein,  anhand derer  ein  Lehrwerk  analysiert  werden kann:  Spielerische  und klare

Grammatik,  vielseitige  Hörtexte,  ergänzende  Materialien  in  Bezug  auf  neue  Medien,

ansprechendes  Layout,  realitätsnahe  und  vielfältige  Inhalte,  glaubwürdige

Lehrwerkspersonen, der Alltag als  landeskundlicher Inhalt,  Interkulturalität,  stereotypische

Darstellungen fremder Kulturen durch landeskundliche Inhalte, Varietäten des Deutschen, das

DACH-Konzept, Mehrsprachigkeit, Aktualität der Inhalte und als letztes Kriterium die Frage,

ob ein Lehrwerk die Lernenden erziehen muss. Die Inhalte sollen verschiedene Perspektiven

eröffnen, wobei auch besonders auf die Authentizität der Texte geachtet werden sollte. Im

Bereich der landeskundlichen Inhalte soll  der Alltag im entsprechenden Land thematisiert
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werden, um Interesse in Bezug auf Sprache und Kultur bei den Lernenden zu wecken. Dabei

wird die Funktion des Lehrwerks mit der eines Reiseführers verglichen, der die positiven

Seiten des Landes zeigt und somit eine positive Einstellung zu dem Land vermittelt. Bei der

stereotypischen  Darstellung  wird  darauf  eingegangen,  dass  in  vielen  Lehrwerken

Verallgemeinerungen vorherrschen und diese nicht thematisiert werden. Dem kann durch das

Aufzeigen verschiedener Perspektiven entgegengewirkt werden. Der letzte Punkt beschäftigt

sich mit der Frage, ob ein Lehrwerk die Lernenden auch erziehen muss. Es wird beschrieben,

dass  sich  viele  Lehrwerke,  vor  allem  jene,  die  sich  an  Jugendliche  richten,  an  einem

Erziehungsauftrag festhalten und deshalb auf gutes Benehmen und die Wichtigkeit von  guter

Ernährung und Sport eingehen (vgl. Maijala 2007: 545ff).

Mit ihren Thesen versucht Maijala (2007), kritischer mit dem Thema umzugehen als Funk

(2004) mit dessen 12 Qualitätskriterien. Stereotypisierungen und erzieherische Maßnahmen

werden  bei  Maijala  (2007)  zwar  erwähnt,  aber  nicht  kritisch  beleuchtet.  Die  positive

Darstellung des Landes wird explizit erwähnt, um den Lerner_innen auch ein positives Bild

zu vermitteln. Auch wird die Legitimität, mit der ein Lehrwerk den erwähnten erzieherischen

Auftrag durchführen soll, nicht kritisch reflektiert.

Diese Vorschläge einer Lehrwerksanalyse setzen auf einer sehr allgemeinen Ebene an; sie

versuchen das Lehrwerk in Bezug zum Sprachenlernen zu setzen und beziehen sich nicht

explizit auf den gesellschaftlichen Kontext des Sprachenlernens. 

Im  Zuge  dieser  Masterarbeit  soll  aber  genau  das  thematisiert  werden,  was  in  diesen

Vorschlägen kaum berücksichtigt wird – eine hegemonietheoretische Kritik des Lehrwerks:

Die  vermittelten  Themen,  Sprachhandlungen  bzw.  Redemittel  und  die  damit

zusammenhängenden pseudopaternalistischen Praxen sollen in Hinblick auf die Theorie in

Zusammenhang mit der gesellschaftlichen Ordnung gebracht werden.

3.3 Key Incident Analyse

Das Thema und die Forschungsfragen verlangen, wie bereits aufgezeigt wurde, nach einer

qualitativen Methode, wobei zur Bearbeitung des vorliegenden Themas eine offene Methode

angemessen  erscheint,  um  eine  theoriegestützte  Analyse  zu  ermöglichen.  Ziel  ist  eine

hegemonietheoretisch  beeinflusste  Betrachtung  des  Lehrwerks  durch  Analyse  einiger

60



besonders relevanter und prägnanter Stellen. Deshalb erscheint die Key Incident Analyse als

die geeignete Methode, um die Forschungsfrage zu beantworten und damit das Thema zu

bearbeiten. Diese Form der qualitativen Inhaltsanalyse setzt auf einer allgemeinen Ebene an,

die  erlaubt,  offen  an  das  Thema  heranzugehen.  Sie  ist  eine  flexible  Methode,  die

Anpassungen an die eigene Forschung ermöglicht und analysiert einige besonders prägnante

Textstellen. 

„(T)he ethnographer identifies key events or incidents  […]; describes these events or
incidents in functional and relational  terms;  explores links to other incidents,  events,
phenomena, or theoretical constructs, places the events in relation to other events or to
wider social contexts; and then constructs a description so, that others may see what
members of a social group, need to know, produce, understand, interpret and produce to
participate in appropriate ways.“ (Green/Bloome 1997: 186)

Zentral  für  die  Key  Incident  Analyse  ist  das  Identifizieren  und  Beschreiben  von

Schlüsselevents. Diese werden miteinander und mit anderen Phänomenen oder theoretischen

Konstrukten  in  Beziehung  gesetzt.  So  können  sie  in  einen  breiten  sozialen  Kontext

eingebettet  werden.  Durch  das  Identifizieren  von  Schlüsselevents  ist  es  möglich,  das

Datenmaterial kontrolliert zu reduzieren und somit die Analyse fokussiert auszuführen. Dies

zeigt  sich  auch  in  der  Tatsache,  dass  der  Ansatz  ursprünglich  aus  dem  Bereich  der

Ethnographie  kommt  und  nicht  auf  eine  vollständige  Erfassung  der  ethnographischen

Gegebenheiten abzielt, sondern der Fokus auf einzelnen Aspekten liegt. Ursprünglich liegen

deshalb  die  Schlüsselevents  auch  in  Beobachtungen,  die  während  Feldstudien  gemacht

wurden,  demnach  Teil  einer  sozialwissenschaftlichen  Forschung  waren.  Die  forschende

Person befindet sich in einer Situation, die von sozialen Interaktionen geprägt ist und forscht

dabei nach den Schlüsselevents (vgl. Kroon/Sturm 2002: 97f).

Key  Incidents  können  aber  nicht  nur  in  einem  sozialwissenschaftlichen  Kontext  eruiert

werden,  sondern  ihnen  wird  auch  ein  literarischer  Bezug  und  eine  rhetorische  Funktion

zugeschrieben. Die Key Incident Analyse dient der Analyse qualitativer Daten,  wobei der

Fokus auf einzelnen Daten bzw. Aspekten dieser Daten liegt. Dabei sind diese Aspekte nicht

willkürlich gewählt, sondern sollen im Kleinen das, was genauso im Großen gilt, aufzeigen.

Das Universelle soll demnach im Konkreten, der Teil mit dem Ganzen in Beziehung gesetzt

werden. Ausschlaggebend dabei ist die Annahme, dass im Spezifischen gezeigt werden kann,

was genauso für das Allgemeine gilt. Die Funktion eines Key Incidents kann in diesem Sinne

die eines Emblems einnehmen und kann auch in der Literaturtheorie gefunden werden. Ein

Emblem  ist  ein  dreifaches  Kunstwerk,  das  vor  allem  im  16.  und  17.  Jahrhundert  dazu
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verwendet wurde, den Menschen moralische Lektionen zu erteilen: Die Pictura ist das Bild,

meist  ein  Holzdruck  oder  eine  Radierung,  das  Lemma ist  meist  ein  Sprichwort  oder

klassisches Zitat, das in Verbindung mit der  Pictura eine Art „Geheimnis“ bildet, der dritte

Teil  ist  das  Epigramm,   in  dem das  Geheimnis  beschrieben  und  erklärt  wird.  Aus  dem

spezifischem Wissen wird universales Wissen generiert  (vgl.  vgl.  Kroon/Sturm 2002:98f).

Dies  soll  am folgenden Emblem von Aresi  Paolo  (1574-1644)  nochmals  veranschaulicht

werden:

Pictura: Zwei Vögel kämpfen nachts miteinander.
Motto: Ambo pariter concident (Beide fallen)
Kommentar: Zwei Vögel, die sich nachts bekämpfen, bis sie erschöpft zu Boden fallen, 

dienen als Bild für Duellanten; die erschöpften Vögel werden Beute eines 
Jägers, die Duellanten werden die Beute Satans. - Der Grund für das 
Verhalten der Vögel bleibt auch in der subscriptio unklar, so daß [sic!] im 
Gegenzug auch das Duell als unbegreifliche Torheit erscheint.

(http://mdz1.bib-bvb.de/~emblem/emblanzeige.html?inpBitmuster=4&Auswahl[]=1501)

Nicht nur in der Literaturwissenschaft, auch in der interpretativen Unterrichtsforschung kann

mit dem Emblem gearbeitet werden: Die Bedeutung eines spezifischen Ereignisses soll in

seiner Tiefe erfasst werden, indem der Key Incident von allem Irrelevanten entledigt und so

der  Pictura gleichgesetzt  wird.  Die  Überschrift  ist  das  Lemma und  die  Analyse  und
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Interpretation der beiden sind das Epigramm (vgl. Kroon/Sturm 2002: 100). 

In  der  vorliegenden  Masterarbeit  sollen  genau  solche  Key  Incidents  in  Bezug  auf  das

Lehrwerk erhoben und im Sinne eines Emblems analysiert werden. Dass das Allgemeine am

Spezifischen  erkannt  werden  kann,  ist  die  Voraussetzung  und  Vorannahme  dieser

Analysemethode. Prägnante Textstellen werden als Pictura erkannt, die Überschrift bzw. die

Themenzuordnung als  das  Lemma und die  Analyse und Interpretation dieser beiden Teile

anhand theoretischer Bezüge, die im theoretischen Teil ausführlich beschrieben wurden, als

das Epigramm. So kann das „Geheimnis“, nämlich die Verbindung zwischen Motto und Bild

bzw. der Zusammenhang der Textstellen und ihren Überschriften mit dem gesellschaftlichen

Kontext, gelüftet und aufgezeigt werden.

3.4 Analyse 

Die Key Incident Analyse fokussiert sich auf einzelne, aussagekräftige Textstellen, weshalb

die Auswahl dieser Textstellen den weiteren Forschungsverlauf deutlich beeinflusst. Deshalb

wurde besondere Sorgfalt  auf  diese  Auswahl  gelegt,  um den beschriebenen Gütekriterien

qualitativer  Forschung  –  Objektivität,  Validität  und  intersubjektive  Nachvollziehbarkeit  –

gerecht  zu  werden.  Die  Auswahl  erfolgte  in  Absprache  mit  zwei  anderen  Personen,

namentlich Eva Maria Geidl, B.A. und Mag. Roland Faschingbauer. Frau Geidl ist studierte

Soziologin und hat sich im Rahmen ihres Studiums mit den im theoretischen Teil behandelten

Themen auseinandergesetzt, während Herr Faschingbauer Medienwissenschaftler ist und sich

außerdem in  der  Abschlussphase  des  Masters  DaF/DaZ  befindet.  Bewusst  wurden  diese

beiden Personen ausgewählt, da sie beide aufgrund ihres Studiums einen bestimmten Blick

auf  das  Lehrwerk  einnehmen  können,  somit  auf  das  Thema  sensibilisiert  sind  und  als

außenstehende  Personen  einen  erweiterten  Blick  auf  die  Themen  und  Vorschläge  des

Lehrwerks  legen  konnten.  Beide  erhielten  eine  kurze  Einführung  durch  die  Forscherin,

worauf sie bei der Durchsicht achten sollten, nämlich auf pseudopaternalistische Praxen in

Bezug auf eine hegemonietheoretische Analyse. Fünf besonders prägnante Textstellen sollten

dabei von den beiden Personen genannt werden, die dafür beispielhaft stehen. Die Forscherin

selbst wählte unabhängig von den beiden anderen Personen fünf prägnante Textstellen aus.

So  erhielt  die  Forscherin  fünfzehn  Textbeispiele,  die  anschließend  kategorisiert  wurden.

Folgende drei Themen wurden eruiert:  Gleichberechtigung, Arbeit  und Politik.  Diese drei
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Bereiche  wurden  von  allen  drei  involvierten  Personen  genannt,  meist  mit  denselben

Textstellen. So wurden die Textstellen mit Überschneidungen aller drei Personen in den zu

analysierenden Korpus aufgenommen und die bereits beschriebenen drei Kategorien – da von

allen drei Personen genannt – als besonders aussagekräftig und deshalb geeignet für diese

Methode  befunden.  Diese  Absprache  zielt  auf  Objektivität  und  intersubjektive

Nachvollziehbarkeit ab. Ausgangspunkt und erstes Motiv der kritischen Migrationsforschung

ist das Moment der Empörung (vgl. Arens 2013: 43), ein möglicherweise sehr subjektives

Empfinden. Deshalb wurde dieses Moment durch Absprache mit thematisch sensibilisierten

Personen versucht zu objektivieren und nachvollziehbar zu machen.

Im  Vorwort  des  Lehrwerks  PD-Ö  auf  dem  Niveau  B1  findet  sich  ein  kurzer  Text  des

damaligen Staatssekretärs  für  Integration,  Sebastian Kurz,  der Deutschkenntnisse als  „die

wichtige  Basis  für  gelungene Integration“  und als  Voraussetzung  für  „ein  selbstständiges

Leben“ (PD-Ö: 2) festlegt. Dies kann als „Maßnahme der Disziplinierung mit dem Ziel der

Herstellung  oder  Legitimation  von  Dominanzverhältnissen“  (AG  Sprache,  Bildung  und

Rassismuskritik 2012) gedeutet werden, da suggeriert wird, dass ein autonomes Leben erst

durch Kenntnisse des Deutschen erreicht wird und Integration erst dann gelingen kann. Dass

Integration durch  institutionelle  und  rechtliche  Hürden  erschwert  wird  und

Deutschkenntnisse  nicht  zwingend  ein  autonomes  Leben  bedeuten,  bleibt  unerwähnt  und

kann  in  diesem Sinne als  pseudopaternalistische  Praxis  gelten,  da  die  Ausführung dieser

Aussagen nicht zwingend zu dem versprochenem Ergebnis führen.

Es  wird  außerdem  dezidiert  erwähnt,  dass  das  Lehrwerk  als  Vorbereitung  für  die

Staatsbürgerschaftsprüfung dient, die Lerner_innen werden somit als fremde Elemente in der

Gesellschaft (vgl. Arens et.al. 2013:12f) konstatiert. Das bedeutet, sie sind nicht vollwertiges

Mitglied des Staates; sondern erst durch das Lehrwerk, dessen Themen und schließlich die

Prüfung kann die Staatsbürgerschaft erreicht und die Ablegung des Status des Fremd-Seins

erreicht werden9.

Schließlich beinhaltet das Lehrwerk auch ein Versprechen auf Erfolg durch das Erlernen des

Deutschen. Es soll die Lernenden aber nicht nur zum Erfolg führen,  sondern auch fit für

Alltagssituationen machen, was impliziert, dass die Lernenden genau dafür nicht fit sind und

mit Kenntnissen auf A2-Niveau ihren Alltag noch nicht bewältigen können. Die Bewältigung

von Alltagssituationen und ein erfolgreicher Weg in Österreich sind die Versprechungen des

Lehrwerks, die wiederum als pseudopaternalistisch gelten können, da nicht mit Gewissheit

9 Mehr Informationen zu den Thesen des Staatssekretariats finden sich bei Michael Hofer, der in seiner 
Masterarbeit mit dem Titel: „Integration, das sind die Anderen. Positionierungen im Integrationsdiskurs.“ 
(2015) die Presseaussendungen des Staatssekretariats analysiert.
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gesagt  werden  kann,  dass  das  Erlernen  des  Deutschen  mithilfe  dieses  Lehrwerks  ein

erfolgreiches Leben in Österreich zur Folge hat. 

Das Lehrwerk ist  in 12 Lektionen unterteilt,  die letzte Seite jeder Lektion trägt den Titel

„Gewusst wie“ und „fasst die wichtigsten Redemittel“ (PD-Ö: 3) zusammen. Dabei werden

die  in  der  Lektion  behandelten  kommunikativen  Redemittel  zusammengefasst,  um  den

Lerner_innen  ihre  Relevanz  zu  verdeutlichen.  Im  Zuge  dieser  Analyse  werden  die

identifizierten Key Incidents  mit  den wichtigsten Redemitteln der  behandelten Lektion in

Verbindung  gesetzt,  die  Zeugnis  des  legitimen  Sprachstils  und  damit  der  hierarchischen

Struktur der Gesellschaft bzw. der vorgeschlagenen sozialen Position ablegen. Die erfassten

Key Incidents  sind  zum Teil  Texte,  in  denen ein  bestimmtes  Thema behandelt  wird  und

ähnlich einer Informationsbox Daten zu einem bestimmten Inhalt liefern, zum Teil Übungen,

in denen eine implizite Handlungsaufforderung steckt. Mit Blick auf die Theorie werden in

der nun folgenden Analyse die drei Bereiche Gleichberechtigung, Arbeit und Politik anhand

der  Key  Incident  Methode  ausgelegt  und  die  betreffenden  Textstellen  vom  Lehrwerk

Pluspunkt Deutsch – Österreich der Niveaustufe B1 zitiert.

3.4.1 Gleichberechtigung 

In  der  Lektion  3  „Frauen und Männer  heute“  sind  die  ersten  beiden Seiten  dem Thema

Gleichberechtigung  gewidmet.  Am Beginn  der  Lektion  findet  sich  eine  Informationsbox,

eingerahmt  ähnlich  einem  Lexikonartikel,  bei  dem  der  Begriff  geklärt  wird  und

Informationen aus dem Text entnommen werden sollen. Der Text lautet wie folgt:

„Gleichberechtigung:  Frauen  und  Männer,  Buben  und  Mädchen  sollen  die  gleichen

Chancen haben: in der Schule, in der Ausbildung und im Beruf. Es darf keine Nachteile

oder Vorteile für  eine Gruppe geben.  Frauen dürfen also nicht  weniger  verdienen als

Männer,  wenn  sie  in  der  gleichen  Position  sind,  und  sie  müssen  die  gleichen

Karrierechancen haben. In Ehe und Familie bedeutet Gleichberechtigung, dass sich die

Ehepartner  die  Aufgaben,  z.B.  Kinderbetreuung  und  -erziehung,  Hausarbeit  und

Einkaufen teilen.“ (PD-Ö: 30)

Gleichberechtigung wird in dieser Box in Bezug auf die Chancengleichheit von Mann und

Frau  definiert:  Gleiche  Karrierechancen  und  gleicher  Verdienst  im  Bereich  der  Arbeit,
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Aufgabenteilung  bei  der  Kinderziehung  und  Hausarbeit  im  Bereich  der  Familie.  Die

Definition fokussiert sich auf das Ausbleiben von Vor- oder Nachteilen für eine der beiden

Gruppen,  nämlich  Männer  oder  Frauen.  Gleichberechtigung  beschreibt  nicht  nur  das

Verhältnis zwischen Mann und Frau, sondern, bezogen auf Artikel 1 und 2 der Erklärung der

Menschenrechte  der  Vereinten  Nationen  aus  dem Jahre  1948,  betrifft  sie  alle  Menschen,

unabhängig von Rasse,  Hautfarbe,  Geschlecht,  Sprache,  Religion,  politischer  Anschauung

usw. (vgl. A/RES/217 A(III)).  Dies bedeutet, dass sich der Text nur auf einen Aspekt der

Gleichberechtigung, nämlich der der Geschlechter bezieht. Der Text, der als Informationsbox

gestaltet  ist,  gibt  demnach  nicht  vollständige  Auskunft  über  ein  Thema,  sondern  ein

Teilaspekt wird herausgenommen und als einziger Aspekt beschrieben.

Zur  Kontextualisierung dieses  Textes  wird an  dieser  Stelle  noch auf  die  Auftaktseite  der

Lektion hingewiesen, die eine Beispiel-Familie zeigt mit einer als gleichberechtigt geltenden

Aufgabenverteilung: Sowohl Vater als auch Mutter arbeiten, der Vater kümmert sich morgens

um die beiden Kinder, die Mutter nachmittags und am Abend wird gemeinsam gekocht. Mit

diesem  Bild  als  erster  Eindruck  zum  Thema  „Frauen  und  Männer  heute“  wird  den

Lerner_innen  diese  Infobox  präsentiert  und  es  folgt  eine  normative  Vorgabe  der

Arbeitsteilung: Gleiche Aufgabenverteilung in der Familie ist das, was Gleichberechtigung

ausmacht und in Österreich wird dies, wie die Beispielfamilie zeigt, auch umgesetzt. Diese

Darstellung dient der Konstruktion eines „natio-ethno-kulturellen Wir“: Frauen und Männer

arbeiten gleichermaßen, sie teilen sich die Aufgabenbereiche gerecht auf, sie kümmern sich

gemeinsam um Kinder und Haushalt. Ist dies nicht der Fall, dann greift die Zuordnung zu

diesem  „Wir“  nicht  mehr  –  die  Beschreibungen  dienen  als  Vorgabe,  wie  sich  eine  die

Gleichberechtigung einhaltende Familie zu verhalten hat.

Durch  die  Beschreibung  von  Gleichberechtigung,  unterstützt  durch  das  vorangehende

Bildmaterial,  wird  das  „natio-ethno-kulturelle  Wir“  konstruiert,  das  bedeutet,  es  wird

Homogenität für alle Personen innerhalb des Staates suggeriert, die beispielsweise in einer

solchen  oder  ähnlichen  Familienkonstellation  leben.  Diese  Homogenität  bewirkt  in  ihrer

Folge,  dass  jene  Menschen,  die  diesem  Bild  nicht  entsprechen,  als  anders  bzw.  nicht

zugehörig  konstatiert  werden  und  ganz  im  Sinne  der  Integration mit  der  Aufforderung

versehen  werden,  sich  diesem konstruiertem  Bild  anzupassen  bzw.  sich  zu  assimilieren.

Durch diese Konstatierung erfolgt eine Abwertung dessen, was anders ist – und sie zeugt von

der  Dominanz  dieser  Vorgabe.  Aus  dieser  hegemonialen  Festschreibung  folgt  die

Konstruktion  von  Normen  und  Denkweisen,  die  als  normal,  richtig  und  wünschenswert

gelten.
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Das Andere wird gebraucht, um das Wir zu definieren. Die Konstruktion der österreichischen

Frau  als  selbstbestimmt  und  gleichberechtigt  entfaltet  dann  ihre  Wirkung,  wenn  sie  in

Abgrenzung zu  Frauen gesehen wird,  die  eben nicht  selbstbestimmt  und gleichberechtigt

sind. Migration kann dabei als identitätsstiftendes Moment fungieren, da sie als Bezugspunkt

dieser Andersartigkeit dient und zur Konstruktion der Nation beiträgt (vgl. Mayer 2015: 263).

Deutlicher werden diese in der Informationsbox angeschnittenen Vorgaben auf der letzten

Seite der Lektion,  der „Gewusst wie“-Seite.  Darin findet sich eine Zusammenfassung der

wichtigsten Redemittel: Unter der Überschrift „Über Gleichberechtigung sprechen“ stehen

folgende beiden Sätze: „Ich glaube, dass es in Österreich Gleichberechtigung gibt. Frauen

und Männer haben die gleichen Rechte, aber die Karrierechancen von Männern sind besser.“

(PD-Ö: 38) Der erste Satz  gibt eine Meinung wieder,  die  den Informationen der  Infobox

entspricht,  nicht  aber  der  Realität,  da  Gleichberechtigung  zwar  gesetzlich  in  Österreich

festgeschrieben, ihre Umsetzung aber noch nicht erfolgreich abgeschlossen ist:  So ist  das

Einkommen ungleich verteilt,  Frauen verdienen deutlich weniger als Männer,  laut Gender

Index aus dem Jahre 2014 liegt die Einkommensdifferenz bei 39% (vgl. Gender Index 2014:

31).

Der zweite Satz deckt sich mit den Ergebnissen des Gender Index – der Anteil der Frauen in

der Geschäftsführung der Top-200 Unternehmen lag 2014 bei 5,6% (vgl. Gender Index 2014:

47), die Karrierechancen von Männern sind demnach deutlich besser.  Nicht angesprochen

wird  beim  Thema  Gleichberechtigung  der  Anteil  reproduktiver  Arbeit,  der  bei  Frauen

deutlich höher ist, oder die Lohnungleichheiten bei gleicher Arbeit. Der Equal Pay Day fiel

im Jahre 2016 auf den 10. März, das bedeutet, dass Frauen 47 Arbeitstage länger arbeiten

mussten, um im Jahr gleich viel wie Männer zu verdienen (vgl. equalpayday.at). Das heißt

wiederum, dass Frauen nicht nur schlechtere Karrierechancen als Männer haben, sondern vor

allem auch weniger Lohn bekommen. Dies bleibt aber unerwähnt, die Lerner_innen erhalten

dazu keine Redemittel.

Diese pseudopaternalistische Herangehensweise zeugt von einer Zumutung, die größer als

erforderlich  ist:  Die  konstruierten  Normalitäten  entsprechen  nicht  der  Realität,  trotzdem

findet  sich  die  implizite  Handlungsaufforderung,  sich  jener  nicht  wirklichen  Normalität

anzupassen und sich entsprechend zu verhalten.

Der Titel der Lektion „Frauen und Männer heute“ gibt Auskunft darüber, dass es sich um eine

Darstellung der heutigen Situation handeln soll und dass Gleichberechtigung nach dem eben

beschriebenen Muster stattfindet. Dass die aktuelle Situation aber eine andere ist, dass Frauen

immer noch weniger verdienen und den Großteil der reproduktiven Arbeit leisten, wird in
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diesem primären Text nicht erwähnt. 

Ein  weitere  Überschrift,  nämlich  „Über  Ehe  und  Partnerschaft  und  Aufgabenteilung  im

Haushalt  sprechen“ (PD-Ö: 38),  findet  sich auf  der  „Gewusst-wie“-Seite.  Folgende Sätze

werden als  die  wichtigsten  Redemittel  vorgestellt:  „Es ist  wichtig,  dass  sich die  Männer

genauso viel um den Haushalt und die Erziehung der Kinder kümmern wie die Frauen. Die

Aufgaben  müssen  gerecht  verteilt  sein.“  (PD-Ö:  38).  Reproduktive  Arbeiten,  nämlich

Hausarbeit  und  Kindererziehung,  werden  in  Zusammenhang  mit  Ehe  und  Partnerschaft

gesetzt. Die Lerner_innen, erwachsene Menschen, erhalten eine sprachliche Vorgabe, wie sie

ihre Partnerschaft zu organisieren haben und nicht, um selbstständig über Aufgabenteilung im

Haushalt zu diskutieren. Es wirkt, als wolle das Lehrwerk vorschreiben, wie Aufgaben im

privaten Bereich verteilt werden sollten, man bemerke an dieser Stelle auch das Modalverb

„müssen“,  das  eindeutig  vorschreibenden  Charakter  hat.  Die  Vorgaben  sind  nicht  strikt

autonomieorientiert  und  es  wurde  nicht  ausreichend  in  Erfahrung  gebracht,  was  die

Lerner_innen  selbst  wollen  könnten,  da  nur  einseitige  Redemittel  zur  Verfügung  gestellt

werden.

Das Thema Gleichberechtigung wird im Lehrwerk auf  der Ebene der Gleichberechtigung

zwischen Frau und Mann angesiedelt. Österreich wird als ein Land mit gut funktionierender

Gleichberechtigung dargestellt, die sich durch gleiche Chancen und die beschriebene gerechte

Aufgabenteilung  in  Ehe  und  Partnerschaft  auszeichnet.  Durch  die  Kombination  mit  der

abgebildeten  Beispielfamilie  wird  ein  bestimmtes  Selbstbild  der  österreichischen  Familie

erzeugt und dient damit der Abgrenzung zu anderen, die sich nicht in dieses Bild einfügen. 

Das  Dargestellte  dient  der  Konstruktion  eines  „natio-ethno-kulturellen  Wir“,  der

Konstruktion einer Einheit, die sich erst durch das Andere definieren kann. 

Besonders auffällig ist die Diskrepanz dessen, was als normal und sagbar dargestellt wird und

dessen, was der Realität entspricht. Das wichtigstes Redemittel der Lektion: „Ich glaube, dass

es  in  Österreich Gleichberechtigung gibt.“  (PD-Ö: 38),  steht  im Gegensatz  zu der  realen

Situation  in  Österreich,  da  die  Gleichberechtigung,  wie  erwähnt,  zwar  gesetzlich

festgeschrieben  ist,  aber  in  ihrer  Umsetzung  noch  Mängel  aufweist.  Die  große

Einkommensdifferenz zwischen Männern und Frauen bleibt unerwähnt – eine Tatsache, die

im  Gegensatz  zur  beschriebenen  Gleichberechtigung  steht.  Die  Lerner_innen  erhalten

begrenzte  Informationen,  die  einen  Soll-Zustand  der  Gesellschaft  darstellen,  aber  als  Ist-

Zustand  vermittelt  werden  und  begrenzte  Redemittel,  die  nicht  strikt  autonomieorientiert

sind,  weshalb  die  Aufarbeitung  des  Themenfeldes  Gleichberechtigung  als

pseudopaternalistische Positionierung gesehen werden kann.
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3.4.2 Arbeit 

Unter dem Schlagwort „Integration durch Leistung“ wird dem Leistungsprinzip großen Wert

beigemessen, die ökonomische Verwertbarkeit von Migrant_innen unter diesem Aspekt findet

sich als der zentrale Punkt im Staatssekretariat für Integration (vgl. Hofer 2015: 91) und ist

deshalb auch im Lehrwerk dementsprechend präsent. Zwei der zwölf Kapitel beschäftigen

sich  ausschließlich  mit  dem  Thema  Arbeit:  Die  Lektion  4  trägt  den  Titel  „Aus  der

Arbeitswelt“,  bei  dem  ein  Arbeitskonflikt  geschildert  und  das  Thema  Bewerbung

angesprochen wird, Lektion 8 „Ein neuer Start“ gibt Informationen über Geschäftsideen und

Selbstständigkeit. Vorangestellt zu diesen Themenblöcken gibt es in der Lektion 2 „Kontakte“

einen Unterpunkt: Verhalten in Gesprächen. Darunter werden Vorschläge aufgelistet, wie man

mit anderen Menschen im Rahmen eines Bewerbungsgesprächs kommunizieren sollte. Dies

wird  den  anderen  beiden  Analyseeinheiten  vorangestellt,  da  Tipps  für  richtige

Gesprächsführung im Rahmen der Arbeitswelt angeführt werden und somit Auskunft über die

legitime Sprache innerhalb des Themenfeldes Beruf und Arbeit geben.

3.4.2.1 Bewerbungsgespräch

Unter  der  Überschrift  „Richtig  bewerben“  (PD-Ö:  22)  kommen  verschiedene  Tipps  zum

Thema Bewerbung vor. Vor allem geht es um das Thema Bewerbungsgespräch und worauf

dabei geachtet werden sollte. Eine Zuordnungsübung thematisiert ein Bewerbungsgespräch

und gibt dafür zwei Beispiele an: „Herr Ehrlicher – ein Mann mit Erfolg“ wird dem „Herrn

Murks – ein Mann ohne Erfolg“ (PD-Ö: 23) gegenübergestellt, beide Männer bewerben sich

für  eine  Stelle  und  befinden  sich  in  einem Büro  mit  einer  Frau.  Es  gibt  keine  weitere

Kontextualisierung, die Lerner_innen erfahren nicht, für welche Stelle sich die beiden Herren

bewerben. Herr Ehrlicher wird als positives Beispiel dargestellt, wie man bereits dem Namen

entnehmen kann, während Herr Murks als negatives Beispiel angeführt wird. In der Übung

sollen  den  beiden  Männern  bestimmte  Eigenschaften  zugeordnet  werden.  Dabei  hat  man

keinerlei andere Informationen als eine Zeichnung der beiden Männer. Vom Äußeren soll auf

das Verhalten der Person geschlossen werden, das bedeutet, dem blonden, lächelnden und

Anzug tragenden Mann sollen alle als positiv geltenden Eigenschaften zugeordnet werden,
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während  dem  dunkelhaarigen  mit  Sweatshirt  und  Sonnenbrille  dargestellten  Mann  alle

negativen Sätze zugeordnet  werden sollen.  Mit gesellschaftlichem Konformismus als  Ziel

werden Eigenschaften wie Freundlichkeit,  gepflegtes Äußeres, positive Rückmeldung über

die  alte  Firma,  aufmerksames  Zuhören  und  Blickkontakt  mit  der  Gesprächspartnerin  als

wünschenswertes  Verhalten  festgeschrieben,  das  bloß  der  blonde  Herr  Ehrlicher  auch

ausführt.  Kritik  der  alten  Firma,  unpassende  Kleidung,  Blickkontakt  mit  dem  Boden,

Unhöflichkeit und Reden ohne Pause stehen dazu im Gegensatz und werden Herrn Murks

zugeordnet.

Klare Verhaltensregeln sollen Erfolg im Bewerbungsgespräch garantieren: Herr Ehrlicher hält

sich  an  die  Vorgaben,  hat  deshalb  Erfolg  und  wird  als  positives  Beispiel  stilisiert.  Das

Versprechen auf Erfolg wird durch dieses Beispiel suggeriert. 

Andere Faktoren als Verhaltensregeln nehmen auch Einfluss auf den Bewerbungsprozess; so

werden  „ausländisch“  (vgl.:  faz.net)  klingende  Namen  weit  weniger  häufig  zu

Bewerbungsgesprächen  eingeladen.  Das  bedeutet:  Halten  sich  die  Lerner_innen  an  die

Vorschläge des Lehrwerks, bedeutet dies nicht,  dass sie auch Erfolg haben und die Stelle

bekommen, es wird aber durch den Ausspruch „Herr Ehrlicher – ein Mann mit Erfolg“ (PD-

Ö: 23) suggeriert und kann deshalb als pseudopaternalistische Praxis gedeutet werden. 

Die Inhalte sind vorschreibend, das bedeutet, dass sie klare Verhaltensregeln aufstellen, nach

denen ein Bewerbungsgespräch geführt werden soll. Der blonde Herr Ehrlicher kann auch als

Repräsentant des „natio-ethno-kulturellen Wir“ gesehen werden; er hat Erfolg und wird nur

positiv dargestellt. Herr Murks als ein Mann ohne Erfolg ist demnach selbst schuld an seinem

Misserfolg – dies  wird besonders  deutlich im Hinblick auf  Subjektivierungstheorien.  Das

Individuum setzt  sich  und die  eigene  Identität  in  Beziehung  zu  äußeren  Kategorien,  die

schließlich  verinnerlicht  werden.  Dies  ist  kein  bewusster  Prozess  –  die  verinnerlichten

Kategorien  beeinflussen  das  Handeln  der  Subjekte  und  dies  ist  der  Punkt,  an  dem

hegemoniale  Strukturen  wirken.  Entscheidungen  werden,  beeinflusst  von  jenen

verinnerlichten  Kategorien,  getroffen  und  können  mit  dem  Begriff  der  Subjektivierung

beschrieben  werden.  Im  Zuge  der  Subjektivierung  wird  das  Subjekt  aufgrund  seines

Verhaltens verantwortlich für seinen Erfolg bzw. Misserfolg gemacht,  die  Wirkungsmacht

äußerer Umstände, rechtliche oder institutionelle Hürden werden nicht thematisiert. Der Key

Incident zeigt, dass wirtschaftlicher Erfolg (oder Misserfolg) in der Hand des Individuums

liegt,  was  als  pseudopaternalistische  Praxis  gesehen  werden  kann:  Die  vorgeschlagenen

Verhaltensweisen  der  Individuen  führen  nicht  zwingend  zu  wirtschaftlichem  Erfolg,  ihr

Ergebnis ist nicht absehbar. 
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Richtige  Entscheidungen  bzw.  richtige  Verhaltensweisen  werden  durch  den  Key Incident

vorgeschrieben,  den Lerner_innen wird eine Art  „Stups“ (vgl.  Dorostkar/Preisinger  2012)

durch Betonung der adäquaten Handlungsweisen gegeben – wie das Vermeiden der Kritik an

der alten Firma. Den Lerner_innen wird das Entscheidungsdefizit zugesprochen, eigenständig

über adäquate Verhaltensweisen bei einem Bewerbungsgespräch zu entscheiden. 

Erwachsene Menschen haben das Recht, selbstbestimmt Entscheidungen zu treffen und auch

ein  Recht  darauf,  Fehler  zu  machen.  Wird  dies  nicht  gewährleistet,  kann  dies  als

pseudopaternalistische  Praxis  gewertet  werden.  Das  bedeutet  bei  dem  vorliegenden  Key

Incident:  Der  Fokus  der  Tipps  liegt  auf  gepflegtem  Äußeren  und  gepflegter

Gesprächsführung. Das Lehrwerk soll  die Lerner_innen fit  für Alltagssituationen machen,

was im Umkehrschluss bedeutet, dass sie genau dafür nicht fit sind. Deshalb werden in dieser

Lektion Tipps für ein gelungenes Bewerbungsgespräch gegeben und es wird gezeigt, welches

Verhalten nicht erwünscht ist. Das Negativbeispiel des Herrn Murks wirkt abschreckend und

spricht  den  Lerner_innen  die  Autonomie  ab,  selbstbestimmt  über  ihr  Äußeres  und  ihr

Verhalten zu entscheiden. Abgesehen davon hat jeder Mensch die Freiheit zu entscheiden,

wie er sich kleiden und verhalten möchte und auch das Recht, dies auszuprobieren.

Redemittel für eine Diskussion über Gehaltsvorstellungen, Arbeitszeiten oder Bedingungen

am  Arbeitsplatz  finden  sich  keine.  Diese  wären  im  Sinne  einer  Autonomieorientierung

relevant,  weshalb  auch  die  thematische  Aufarbeitung  des  sprachlichen  Feldes

Bewerbungsgespräch pseudopaternalistisch aufbereitet wurde.

3.4.2.2 Arbeitskonflikt

„Aus der Arbeitswelt“  heißt  die vierte  Lektion des Lehrwerks,  dessen erster thematischer

Schwerpunkt  sich  mit  einem „Arbeitskonflikt“  (PD-Ö:  46)  beschäftigt.  Ein  im Stil  eines

Zeitungsartikels gehaltener Text mit dem Titel „Arbeitnehmerproteste in Bierhäuslberg“ (PD-

Ö: 46) thematisiert  eine Betriebsversammlung,  bei der die  Arbeitnehmer_innen gegen die

geplante  Schließung  des  Werks  Matzon  protestierten.  Eine  Arbeitnehmerin  erklärt:  „Wir

haben  alle  Angst,  dass  wir  arbeitslos  werden.“  (PD-Ö:  46),  die  Vertreterin  der

Geschäftsführung  meint:  „Wir  müssen  billiger  werden,  denn  sonst  sind  wir  gegen  die

Konkurrenz chancenlos.“ und der Text endet mit den Worten der Bürgermeisterin: „Wenn

Matzon  nicht  hier  bleibt,  bekommen  wir  weniger  Steuern  und  müssen  vielleicht  das
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Schwimmbad zusperren.  Es  ist  auch möglich,  dass  private  Geschäfte  zusperren müssen.“

(PD-Ö: 46).

Das Abhalten einer Betriebsversammlung wird bereits als ein Akt des Protestes dargestellt.

Der  fiktive  Zeitungsartikel  spricht  im Titel  Arbeitnehmer_innenproteste  an,  beschreibt  im

Text  aber  bloß  eine  Betriebsversammlung,  bei  der  Meinungen  und  Gedanken  der

Arbeitnehmer_innen ausgetauscht wurden, aber kein Protest  oder gar Streik stattfand. Die

geplante Schließung des Betriebes führte zu großer Besorgnis bei Arbeitnehmer_innen und

der Bürgermeisterin, die sich klar für die Wichtigkeit des Betriebes für die Stadt ausspricht. 

Auf  der  nächsten  Seite  findet  sich  ein  weiterer  Text  mit  dem  Titel  „Einigung  in

Bierhäuslberg“, diese habe sich nach vierwöchigen Verhandlungen ergeben und führte zur

Kündigung von 100 der 300 Mitarbeiter_innen. Die 200 geretteten Arbeitsplätze sind für drei

Jahre  mit  Kündigungsschutz  ausgestattet  und  die  100  gekündigten  Mitarbeiter_innen

bekommen  Abfertigungen  und  Fortbildungen.  Die  Geschäftsleitung  ist  „zufrieden“,  der

Betriebsrat „nicht ganz zufrieden“ (PD-Ö: 47). Dass ein Drittel der Belegschaft die Arbeit

verloren hat, wird nicht als schlechtes Ergebnis dargestellt, die eingenommene Perspektive

favorisiert die Unternehmersicht, dies wird sowohl bei der Einigung zwischen Betriebsrat und

Geschäftsleitung als  auch bei  der  Aussage  der  Bürgermeisterin  sichtbar.  Der  Konsens  ist

eindeutig der,  dass die  Kündigung eines  Drittels  der  Belegschaft  notwendig war,  um das

Unternehmen  zu  retten  und  die  Stadt  vor  größerem  Übel,  nämlich  der  Schließung  des

Schwimmbads oder Geschäften aufgrund mangelnder Steuereinnahmen, zu bewahren.

Hegemonie als Führung, die auf Zwang und Konsens beruht, wobei Konsens überwiegt ist an

diesem Key Incident deutlich ablesbar: Bestimmte Normen oder Ideen werden durchgesetzt,

sodass  ein  allgemeines  Weltbild  erreicht  wird:  Ein  Weltbild,  in  dem  es  von  äußerster

Wichtigkeit ist, dass Unternehmen im Land bleiben, um Steuern zu zahlen; ein Weltbild, in

dem Arbeitslosigkeit die Menschen in Angst versetzt und diese unbedingt vermieden werden

muss.  Ein  Weltbild,  bei  dem  die  Kündigung  eines  Drittels  der  Belegschaft  nicht  als

Misserfolg des Betriebsrates gewertet wird und das Unternehmen durch die Abfertigung den

gekündigten  Arbeitnehmer_innen  entgegen  zu  kommen  scheint,  obwohl  diese  gesetzlich

festgeschrieben ist  und nicht  auf  Wohltätigkeit  basiert.  Die  wirtschaftlichen Erfordernisse

stehen im Mittelpunkt und die Menschen werden dazu gebracht, sich diesen anzupassen. Dies

geschieht  durch  Prozesse  der  Disziplinierung  und  Förderung,  in  diesem  Beispiel  durch

Betonung der Wichtigkeit des Unternehmens bzw. der damit verbundenen Steuern und die

Darstellung der  Arbeitslosigkeit  als  etwas,  wovor  sich  Arbeitnehmer_innen fürchten.  Ziel

dieser  Prozesse  ist  der  gesellschaftliche  Konformismus  unter  Berücksichtigung  der
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wirtschaftlichen Erfordernisse. Dies wird durch Zustimmung erreicht,  sichtbar anhand der

Beschreibungen des Betriebsrates, der der Einigung zustimmte und sie nicht explizit negativ

darstellt, sondern bloß „nicht ganz zufrieden“ (PD-Ö: 47) ist.

Die Argumentation in dem Text ist jene, dass Kosten eingespart werden müssen, damit die

Firma konkurrenzfähig bleibt. Es soll dasselbe produziert werden, aber an einem anderen Ort,

nämlich in Rumänien, wo billiger produziert werden kann, d.h. wo die Lohnkosten geringer

sind. Diese Form des Outsourcing ist nicht unüblich, wobei die Argumentationsstrategie auf

Konkurrenzfähigkeit  aufbaut  und  nicht  auf  die  (vermutlich)  damit  verbundene

Gewinnmaximierung.

Nicht  erwähnt  werden  in  diesem Kapitel  Arbeitnehmer_innenrechte;  der  Betriebsrat  wird

zwar angesprochen, aber nicht genauer erklärt und Gewerkschaften werden mit keinem Wort

angeführt. Im thematischen Block „Aus der Arbeitswelt“ sollte dies nicht unerwähnt bleiben.

Vor allem, wenn man bedenkt, dass das Lehrwerk sich zur Aufgabe macht, die Lerner_innen

fit für Alltagssituationen zu machen. Rechte von Arbeitnehmer_innen erscheinen in diesem

Themenblock durchaus passend, angesprochen wird in der Lektion ein Arbeitskonflikt, der –

positiv konnotiert – mit der Kündigung eines Drittels der Belegschaft endet. Der Key Incident

ist aussagekräftig, da das Ausblenden von Arbeitnehmer_innenrechten, die durchaus relevant

wären, zeigt, dass nicht adäquat auf die Bedürfnisse der Lerner_innen eingegangen wurde,

und kann deshalb als pseudopaternalistisch gelten. 

Das  Lehrwerk  hat  zum Ziel,  die  Lerner_innen  zu  befähigen,  in  ihrem Alltag  zurecht  zu

kommen, aber auch zu bilden. Im Anschluss zu den Texten über den Arbeitskonflikt gibt es

Übungen  zur  schriftlichen  Bewerbung  und  zur  inhaltlichen  Erfassung  einer

Gehaltsabrechnung – Übungen, die im Themenblock Arbeit  erwartet  werden. Es geht vor

allem um das  Feld  der  Arbeitnehmer_innen  –  in  diesem Sinne  sollten  auch  Rechte  der

Arbeitnehmer_innen  und  Pflichten  der  Arbeitgeber_innen  angesprochen  werden  und

schließlich auch,  welche Arten des  gewerkschaftlichen Zusammenschlusses  möglich sind.

Dies wäre der Versuch einer vollständigen Erfassung des Themenblocks Arbeitnehmer_innen.

Im  Lehrwerk  wird  darauf  nicht  eingegangen,  der  Fokus  liegt  auf  der  beschriebenen

Unternehmenssicht. Geht man vom Gedanken aus, dass Wissens als Macht zur Veränderung

dient, wird dies durch die im Lehrwerk vorhandenen Inhalte nicht gewährleistet. Bildung im

Sinne eines emanzipatorischen Gedankens wird durch die einseitige Sicht nicht verwirklicht

und zeigt die Ausrichtung des Lehrwerks.

Auf  der  letzten  Seite  der  Lektion  werden  wieder  die  wichtigsten  Redemittel

zusammengefasst. Unter der Überschrift: „Über einen Arbeitskonflikt diskutieren“ steht: 
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„Ich bin der Meinung, dass der Betriebsrat und die Geschäftsführung von Matzon eine
gute Lösung gefunden haben.
Der  Betriebsrat  konnte  nicht  alle  Arbeitsplätze  retten.  Deshalb  finde ich die  Lösung
schlecht.
Aber das Unternehmen muss gegen die Konkurrenz eine Chance haben.“ (PD-Ö: 54)

Die ersten beiden Sätze spiegeln die beiden möglichen Meinungen wieder, der letzte Satz

relativiert die zweite Meinung: Durch das Modalverb muss wird keine Alternative zugelassen,

das bedeutet, dass das Unternehmen und dessen Erfolg im Vordergrund stehen und deshalb

auch die Kürzungen legitimiert werden. Dabei wird es auch in Zusammenhang mit dem Staat

gebracht, was an den bereits beschriebenen Aussagen der Bürgermeisterin ablesbar ist: Sie

spricht  von  Matzon  als  Arbeitgeber,  der  wichtige  Steuern  liefert.  Beim  Ausbleiben  der

Steuern durch die Schließung des Betriebes müssten staatlich geförderte Einrichtungen, wie

das genannte Schwimmbad, schließen. Auch private Geschäfte könnten laut Bürgermeisterin

von der Schließung betroffen sein. Diese möglichen Konsequenzen werden klar benannt und

wirken bedrohlich.  

Laut der „Sozial- und Wirtschaftsstatistik aktuell“ der Wiener Arbeiterkammer aus dem Jahr

2014 tragen Arbeitnehmer_innen den Großteil der Steuerlast,  da Arbeit im internationalen

Vergleich durchschnittlich hoch besteuert wird, während Vermögen unterdurchschnittlich mit

Beiträgen  belegt  wird.  Die  Statistik  zeigt,  dass  sich  seit  2000 die  Lohnsteuer  prozentual

gesehen mehr erhöht  hat  als  die  Gewinnsteuer,  obwohl in  diesem Zeitraum die Gewinne

stärker  gestiegen sind  als  die  Löhne  und Gehälter.  Der  Großteil  der  Steuern  wird  durch

Einkommen und Konsum eingenommen, wobei Steuern auf Konsum tendenziell regressiv

wirken und Personen mit geringerem Einkommen stärker belasten. Vermögenssteuern spielen

in  Österreich  eine  bloß  untergeordnete  Rolle  (vgl.  SWSA  2014).  Dies  zeigt:

Arbeitnehmer_innen tragen den Großteil der Steuerlast, während Unternehmen im Vergleich

dazu  wenig  Steuern  beitragen  und  deshalb  die  Aussagen  der  Bürgermeisterin  im  Text

irreführend wirken: Es wird suggeriert, dass die Steuern des Unternehmens einen essentiellen

Beitrag  zum  Funktionieren  des  Staates  leisten  und  deshalb  Kompromisse  eingegangen

werden müssen, um der angesprochenen Schließung des Schwimmbades entgegen zu wirken.

Aus aktuellem Anlass ist diese Aussage anzuzweifeln, da im Zuge der Veröffentlichung der

Panama Papers Steuervermeidungsstrategien vonseiten der Unternehmen ein weit größeres

Ausmaß erreichten, als bisher angenommen (vgl. panamapapers.sueddeutsche.de).

Die Zustimmung zu Kündigungen um das Wohl des Staates durch Steuereinnahmen nicht zu

gefährden  ist  der  Konsens  bei  diesem  Thema,  zieht  sich  durch  die  beiden  fiktiven
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Zeitungsartikel  und  die  vorgeschlagenen  wichtigsten  Redemittel.  Die  Bevorzugung  der

Unternehmenssicht  anhand  neoliberaler  Logik  ist  dabei  prägend,  obwohl  die  thematische

Ansiedlung  eigentlich  im  Arbeitnehmer_innenbereich  liegt.  Der  Fokus  liegt  nicht  in  der

Autonomieorientierung,  da  den  Lerner_innen  die  Favorisierung  der  Unternehmenssicht

vorgeschlagen wird, sie in dieser Lektion aber als Arbeitnehmer_innen angesprochen werden.

Durch die Kündigungen wird nicht zwingend der Schließung des Betriebes entgegen gewirkt,

weshalb dieser Key Incident wiederum als pseudopaternalistisch identifiziert werden kann,

mit dem Ziel der gesellschaftlichen Konformität und Zustimmung zu herrschaftssichernden

Mechansimen.

3.4.2.3 Selbstständigkeit 

„Ein neuer Start“ ist die achte Lektion des Lehrwerks und thematisiert Selbstständigkeit im

Beruf.  Die  vier  Themenfelder  sind  „Geschäftsideen“,  „Mobiles  Kochservice“,  „Tipps  für

Existenzgründer [sic!]“ und „Geschäftsdialoge“ (PD-Ö: 92ff), als Key Incident wurde eine

anschließende  kommunikative  Übung  gewählt,  bei  der  die  Lerner_innen  zwei  Satzteile

miteinander verbinden sollen. Die Kommunikation steht im Vordergrund und thematisch geht

es um „Chancen und Risiken der Selbstständigkeit.“ (PD-Ö: 98). Die im Laufe der Lektion

behandelten Themen werden bei dieser Übung prägnant auf wenige Sätze zusammengefasst: 

„Ein  Selbstständiger [sic!] muss  seine  Sozialversicherung  zu  100%  selbst  bezahlen.
Arbeitgeber tragen für ihre Mitarbeiter Verantwortung. Wenn man selbstständig ist, hat
man die Chance, unabhängig zu sein. Viele Selbstständige arbeiten 60 Stunden und mehr
pro  Woche.  Es  gibt  Leute,  die  wählen  die  Selbstständigkeit,  um nicht  arbeitslos  zu
werden.“ (PD-Ö: 98)

Thematisch geht es nicht bloß um Chancen und Risiken, sondern vor allem um Pflichten, wie

die Bezahlung der Sozialversicherung und die Übernahme von Verantwortung, während die

Rechte  wiederum  keinerlei  Erwähnung  finden.  Fehlte  beim  Themenblock

Arbeitnehmer_innen  die  Thematisierung  ihrer  Rechte,  findet  sich  auch  im  Themenblock

Selbstständigkeit keine Erwähnung, welche Möglichkeiten oder Rechte die Selbstständigen

haben. Steuerbegünstigungen werden angesprochen, ansonsten werden keine Informationen

zu diesem Thema gegeben.

Verantwortung  und  Steuerbeiträge  werden  als  Pflichten,  die  Unabhängigkeit  als  Chance
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erwähnt. Dabei bleibt unklar, wovon die Person unabhängig ist, da vor allem ihre Pflichten,

nämlich  Bezahlung  der  Steuern  und  Übernahme  der  Verantwortung  erwähnt  werden.

Unabhängigkeit  ist  die  Negation  von  Abhängigkeit.  Das  suggeriert,  dass  die  Autonomie,

selbstbestimmt über das eigene Leben zu bestimmen, durch Selbstständigkeit erreicht werden

kann.  Eine  Arbeitswoche  von  60  Stunden  wird  als  Normalität  der  Selbstständigkeit

dargestellt,  wobei  subjektivierende  Prozesse  zum  Vorschein  treten.  Die  Selbstständigen

müssen in Kauf nehmen, dass sie mehr arbeiten müssen, um erfolgreich und unabhängig zu

sein. Das Subjekt alleine ist für seinen Erfolg verantwortlich und muss deshalb auch mehr

leisten,  wobei  die  gesellschaftlichen  Bedingungen  ausgeblendet  werden,  die  in

Zusammenhang mit der selbstständigen Arbeit stehen.

60 Stunden wöchentliche Arbeit sind der Preis für ein unabhängiges Leben und stellen die

Normalität dar. Die Darstellung der Selbstständigkeit mit  erschwerten Arbeitsbedingungen

und  Verantwortung  über  das  eigene  Tun  wird  besonders  bedeutsam  in  der  aufgezeigten

Alternative: der Arbeitslosigkeit.  Um nicht arbeitslos zu werden, soll die Selbstständigkeit

angestrebt werden. Arbeitslosigkeit wird, wie im vorherigen Key Incident aufgezeigt wurde,

als etwas Furchterregendes dargestellt, das unbedingt vermieden werden sollte. Das gesamte

Kapitel „Ein neuer Start“ suggeriert die vielen Chancen der Selbstständigkeit und die Vorteile

dieser, während die Risiken als unausweichlich dargestellt werden. 

Dies wird auch besonders bedeutsam mit dem Leitspruch des Staatssekretariats „Integration

durch Leistung“. Erst durch das Erbringen von Leistungen könne Integration gelingen. Das

definierte  Leistungsprinzip  verortet  die  Lerner_innen  im Rahmen einer  Bringschuld.  Erst

durch  ihre  Leistung,  indem  sie  (Steuern,  Sozialversicherung,  etc.)  in  das  Staatssystem

einzahlen, sind sie Teil der Gesellschaft, bzw. haben die Chance, Teil der nationalen Einheit

zu werden. Diese Versprechungen an der Teilhabe am „natio-ethno-kulturellen Wir“ aufgrund

wirtschaftlicher  Einbindung in  das  System weisen  wiederum pseudopaternalistische  Züge

auf. Arbeit und Leistung sind die Voraussetzungen, an deren Ende das Ergebnis Integration

stehe,  was  aber  nicht  zwingend der  Fall  sein  muss.  Diese  Versprechungen vonseiten  des

Lehrwerks kann die Realität nicht einhalten, da es viele institutionelle und rechtliche Hürden

gibt, die Integration erschweren und nicht im Verantwortungsbereich der Individuen liegen. 

Die angesprochene Bringschuld zeigt, dass das Individuum selbst verantwortlich für seinen

Erfolg oder eben Misserfolg ist. Der Staat mit seinem umfassenden Sozialsystem wird beim

Thema  Arbeit  in  Bezug  auf  Arbeitslosengeld  nicht  thematisiert.  Das  bedeutet,  dass  die

Lerner_innen auf die Wichtigkeit von Arbeit und Steuern hingewiesen werden, ihnen gezeigt

wird, dass sie etwas leisten müssen, während der Staat nie in der Position beschrieben wird,
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dass er etwas leisten müsse bzw. aufgrund des wohlfahrtstaatlichen Prinzips Verantwortung

für die in Österreich lebenden Menschen übernehmen muss. Diese Nichtthematisierung des

sozialen  Absicherungssystems  weist  eine  mangelnde  Autonomieorientierung  auf  und  ist

demzufolge eine pseudopaternalistische Herangehensweise an das Themenfeld Arbeit.

Auf  der  letzten  Seite  der  Lektion  stehen  bei  den  wichtigsten  Redemitteln  unter  der

Überschrift  „Über  Selbständigkeit  sprechen“  folgende  beiden  Aussagen  geschrieben:

„Selbständige  müssen die  Krankenversicherung selbst  bezahlen.  Selbständige  arbeiten  oft

mehr Stunden pro Woche als Angestellte“ (PD-Ö: 100). Dies bestätigt die eben beschriebenen

Deutungen: Die Wichtigkeit von der Bezahlung von Steuern wird wiederum angesprochen

und  auch,  dass  es  der  Normalität  entspricht,  dass  Selbstständige  mehr  arbeiten  als

Angestellte. Die normative Setzung zeigt das, was als gesellschaftliche Normalität definiert

wird.

Ein weiterer thematischer Schwerpunkt der Lektion liegt bei Geschäftsdialogen mit Fokus

auf  Kreditgesprächen  bei  der  Bank,  die  als  Voraussetzung  für  das  eigene  Geschäftslokal

dienen. Folgende Redemittel werden zur Verfügung gestellt: 

„Gespräche in der Bank über Kredite 
Wir möchten ein Geschäft eröffnen und brauchen einen Kredit. Wir haben 30.000 Euro
Eigenkapital und brauchen noch einmal 30.000 Euro. Wie schnell können wir das Geld
bekommen?“ (PD-Ö: 100)

Die Ausrichtung ist klar: Die Lerner_innen bekommen als sprachliches Handwerkszeug den

Wunsch, einen Kredit aufnehmen zu wollen und sich über die Schnelligkeit der Auszahlung

zu  informieren.  Wiederum  sprechen  die  Redemittel,  die  nicht  mitgegeben  werden,  ein

deutliches  Bild:  Informationen  über  Zinsen,  über  Risiken  des  Kredites  und  dessen

Rückzahlung werden nicht gegeben. Diese Kreditgespräche sind ergänzend zu dem Vorschlag

der Selbstständigkeit zu sehen, da so der Eröffnung eines eigenen Betriebes nichts im Wege

steht  und  auch  dem  Wunsch  nach  Unabhängigkeit  durch  Selbständigkeit  nachgegangen

werden kann. Die Risiken der Unabhängigkeit, vor allem in Bezug auf Kreditaufnahme (die

sehr wohl viele Risiken beinhaltet) werden aber nicht angesprochen, obwohl es eine eigene

Übung zu Chancen und Risiken der Selbstständigkeit gibt. Die Lerner_innen wissen zwar,

wie sie sich ausdrücken können, um einen Kredit zu bekommen, lernen aber nicht, sich über

Risiken  zu  informieren.  Diese  Redemittel  wären  aber  sehr  wichtig,  da  sie  durchaus  im

Interesse  der  Lerner_innen  sein  könnten  und  im  Sinne  einer  umfassenden

Autonomieorientierung stehen.

Auch die  Summe des Kredites gibt  Aufschluss über die Art des Betriebes und damit  der
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Verortung der  Subjekte.  Ein  Kredit  über  30.000 Euro  ist  eine  relativ  kleine  Summe und

spricht  damit  für  ein  Kleinstunternehmen,  vermutlich  mit  keinen  oder  nur  wenigen

Mitarbeiter_innen. Dies verweist auf die Verortung der Lerner_innen als Selbstständige eines

kleinen Betriebes,  man denke an das in der Lektion beschriebene mobile Kochservice als

exemplarisches Beispiel dafür, welche Art von Betrieb den Lerner_innen vorgeschlagen wird.

Dies kann als Zuschreibung des Platzes in einer Ordnung, die von natio-ethno-kulturellen

Zugehörigkeitsprozessen geprägt  ist,  gesehen werden:  Lerner_innen können in  Österreich

einen kleinen Betrieb gründen, können sich dort selbst verwirklichen, indem sie mehr als 60

Stunden pro Woche arbeiten und ihre Sozialversicherung selbst  bezahlen – stets  mit  dem

Hintergedanken, dass dies die bessere Alternative als die Arbeitslosigkeit sei.  Durch diese

erbrachte  Leistung  verwirklicht  sich  die  angestrebte  Integration und  das  Subjekt  hat  die

Chance  auf  Teilhabe.  Die  Lerner_innen  werden  somit  verortet,  bekommen  klare

Handlungsanweisungen mit  dem Versprechen auf  Zugehörigkeit,  die  aber  nicht  zwingend

verwirklicht  werden  können,  weshalb  auch  das  Thema  der  Selbstständigkeit

pseudopaternalistisch aufgearbeitet wurde.

3.4.3 Politik 

„Aus Politik und Geschichte“ ist das elfte Kapitel des Lehrwerks und der letzte Key Incident

im Rahmen dieser Masterarbeit. Die Lektion thematisiert das politische System Österreichs,

die  Kommunalpolitik,  die  europäische  Union  und  führt  ein  Projekt  mit  dem  Thema

Bürgermeisterwahl  [sic!]  an, bei dem die Lerner_innen einen Bürgermeisterkandidaten [sic!]

bestimmen sollen. Die Geschichte Österreichs wird nur in der Auftaktseite anhand einiger

Bilder  und  eines  Hörtextes,  bei  dem  einige  Fakten  zu  Österreichs  Geschichte  gegeben

werden, bearbeitet. Der Fokus der Lektion liegt in der Bearbeitung des Themenfeldes Politik. 

Auf nur einer Seite wird versucht, das gesamte politische System Österreichs zu erklären,

weshalb  die  Darstellung  entsprechend  komprimiert  erfolgt.  Verschiedene  Informationen

werden in Absätzen dargestellt, als Aufgabe sollen ihnen kurze Sätze zugeordnet werden, die

die Informationen wieder aufgreifen und zusammenfassen. Informationen zum Nationalrat,

der Bundesregierung, den Bundesländern, dem Bundespräsidenten und den Parteien wurden

im folgenden Stil verfasst: „Der/die Bundespräsident/in hat seinen [sic!] Sitz in Wien in der

Hofburg. Er/Sie repräsentiert Österreich gegenüber dem Ausland. Außerdem ernennt er/sie
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den/die  Bundeskanzler/in,  die  Minister/innen und Staatssekretäre/Staatssekretärinnen.“  mit

der Zuordnungsmöglichkeit: „Der/die Bundespräsident/in hat repräsentative Aufgaben“ (PD-

Ö:  128).  Ein  weiteres  Beispiel  ist:  „Die  Regierungspartei/en  bestimmen  den/die

Bundeskanzler/in. Das Kanzleramt am Ballhausplatz ist sein/ihr Amtssitz. Er/Sie bestimmt

die Richtung der Politik“,  dieser  Abschnitt  soll  dem Satz „Die Österreicher/innen wählen

den/die Bundeskanzler/in nicht direkt.“ (PD-Ö: 128) zugeordnet werden. Es finden sich keine

weiteren Erklärungen,  was Bundespräsident_in und Bundeskanzler_in genau machen.  Die

Aufgaben der Minister_innen und Staatssekretär_innen werden nicht erwähnt. Stehen einer

Person bloß diese Informationen zur Verfügung, kann davon ausgegangen werden, dass sie

nicht  genügen,  um ein grundlegendes  Verständnis  des politischen Systems Österreichs  zu

bekommen. Der Versuch der Erklärung des politischen Systems Österreichs auf diese Weise

ist  nicht  autonomieorientiert,  da  die  Ausführungen  nicht  zum  Verständnis  des  Systems

beitragen.  Im Vorwort  des  Lehrwerks  wird dezidiert  erwähnt,  dass  es  sich besonders  gut

eignet,  um sich auf einen Staatsbürgerschaftsantrag vorzubereiten.  Zu den Rechten eine_r

Staatsbürger_in zählt die politische Partizipation, und in diesem Sinne sollte das Lehrwerk

die Lerner_innen auch adäquat auf die Ausübung ihrer Rechte vorbereiten, sodass sie davon

Gebrauch  machen  können.  Dies  kann  anhand  dieser  komprimierten  Einführung  in  das

politische  System  Österreichs  nicht  gelingen  und  kann  deshalb  als  pseudopaternalistisch

gesehen werden. 

Auffallend ist auch, dass sich unter dem Titel „Das politische System Österreichs“ (PD-Ö:

128) drei Bilder befinden, auf denen das Parlament, das Bundeskanzleramt und die Hofburg

abgebildet sind. Bei der Beschreibung des Systems findet sich stets die Information, wo der

Sitz der entsprechenden Politiker_innen ist, während auf ihre Tätigkeiten, nämlich das was,

nicht genauer eingegangen wird. Der Information,  wo sich der Sitz eines Amtes befindet,

wird mehr Wert beigemessen als dem Verantwortungs- und Aufgabenbereich des Amtes.

Die  Information  „Im  Jahr  2012  sind  fünf  Parteien  im  Parlament  vertreten:

Regierungsparteien: SPÖ, ÖVP; Opposition: FPÖ, Die Grünen, BZÖ.“ (PD-Ö: 128) findet

sich auch in jener Übung. Die Worte Regierungsparteien, Opposition und Parlament werden

nicht erklärt, ihre Aufgaben und ihr Verantwortungsbereich wiederum nicht thematisiert. Was

Regierung und was Opposition heißt, bleibt unklar. Hinzu kommt, dass bloß die Kürzel der

politischen Parteien angeführt werden, der volle Name der Partei nirgends erwähnt wird und

so die Lerner_innen im Unklaren darüber bleiben, was die Kürzel bedeuten. Außerdem wird

nicht  thematisiert,  welchem  politischen  Lager  die  Parteien  zuzuordnen  sind.  Die

Informationen  fallen  demnach  eher  dürftig  aus  und  sind  deshalb  nicht  strikt
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autonomieorientiert. Die Lerner_innen erfahren wenig über ihre Partizipationsmöglichkeiten

im politischen System als zukünftige Staatsbürger_innen. Gramsci weist wiederholt auf die

Bedeutung des politischen Bewusstseins für die Aushandlung gesellschaftlicher Hegemonie

hin, da erst durch Bildung und politisches Bewusstsein die Emanzipation des Individuums

möglich wird. Er zeigt auf, dass Bildung Mündigkeit und Emanzipation ermöglichen kann

und deshalb die Bildung einen entsprechend hohen Stellenwert hat (vgl. Merkens o.J.: 34f).

Relevant ist dies im Hinblick auf das Lehrwerk, da es sich dafür ausspricht, die Lerner_innen

auf  die  Staatsbürgerschaft  vorzubereiten  und  ihnen  durch  das  Lehrwerk  das  nötige

Handwerkszeug  an  sprachlichem  Material  und  Wissen  zu  vermitteln.  Die  gegeben

Informationen reichen dafür aber nicht aus, weshalb davon ausgegangen werden kann, dass

sich  das  Lehrwerk nicht  an der  Autonomieorientierung und Emanzipation  der  Individuen

orientiert.

Dies wird dann besonders relevant,  wenn man das politische Verhältnis  als  hegemoniales

Verhältnis  begreift,  das  durch  Wechselseitigkeit  gekennzeichnet  ist  und deshalb  auch  die

gegenseitige  Einflussnahme  ermöglicht.  Voraussetzung  für  diese  Einflussnahme  ist  laut

Gramsci das Wissen, nämlich das Bewusstsein über die gegenwärtigen Umstände in ihrer

Historizität. Dies umfasst das Bewusstsein über die Konstruiertheit gegenwärtiger Normen,

Werte und Wissen in Bezug zu einer bestimmten Zeit und zu einem bestimmten Ort. Mit

diesem  Bewusstsein  des  Gegenwärtigen  folgt  die  Erkenntnis  der  Möglichkeit  der

Veränderung:  „Möglichkeit  will  heißen  „Freiheit“.“  (Gramsci  1967:  160).  Wissen  ist

Grundlage für Veränderung und im Sinne der Emanzipation ist es deshalb die Aufgabe der

Bildungsinstitutionen,  den  Individuen  dieses  Wissen  zu  ermöglichen.  Wird  dies  nicht

gemacht und die angeführten Beispiele zeigen dies deutlich,  ist das Lehrwerk nicht strikt

autonomieorientiert  ausgerichtet  und  geht  nicht  auf  die  politischen

Partizipationsmöglichkeiten der Lerner_innen ein.

Im  Anschluss  an  diese  kurze  Einführung  in  das  politische  System  Österreichs  werden

politische  Themen aufgegriffen.  An die  Lerner_innen wird die  Frage  gestellt,  für  welche

politische Themen sie sich interessieren und es werden folgende Beispielthemen genannt:

„Kinderbetreuung  –  Finanzen  –  Frieden  –  Bildung  –  Integration  von  Migranten  [sic!] –

Arbeitslosigkeit – soziale Sicherheit – Kriminalität – Umwelt – Gesundheit – Familie – ...“,

die  angeführten  Redemittel  sind  unter  anderem:  „Mir  macht  …  Sorgen.  Die  Politiker

interessieren  sich  nicht  genug  /  viel  zu  wenig  für  …  Man  sollte  das  Thema  …  nicht

vernachlässigen.“ (PD-Ö: 129).

Durch die Redemittel werden die angeführten politischen Themen negativ konnotiert, da der
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Fokus  auf  dem liegt,  was  Probleme  bereitet,  was  Sorgen  macht,  und  nicht  darauf,  was

politisch  gesehen  kein  Problem  darstellt.  Besonders  auffallend  ist  dies  bei  den  Themen

Integration von Migranten [sic!],  Arbeitslosigkeit, Kriminalität und soziale Sicherheit. Diese

vier Themen werden durch die beschriebenen Redemittel negativ konnotiert. 

„Über politische Themen sprechen
Ich finde die Integration von Migranten [sic!] ein wichtiges politisches Thema.
Für mich hat das Thema Arbeitslosigkeit große Bedeutung.
Vielen Leuten macht die Kriminalität Sorgen.
Die Politiker interessieren sich zu wenig für die soziale Sicherheit.“ (PD-Ö: 136)

„Ich finde die Integration von Migranten [sic!] ein wichtiges politisches Thema.“ ist der erste

Satz unter der Überschrift „Über politische Themen sprechen“ (PD-Ö: 136) auf der letzten

Seite der Lektion, bei der die wichtigsten Redemittel zusammengefasst werden. Diese klare

Themenvorgabe,  wie die  Lerner_innen zu diesem Thema Position beziehen können,  wird

durch dieses als wichtig klassifizierte Redemittel ausgedrückt. Die Lerner_innen sollen die

Integration als  ein  wichtiges  politisches  Thema  erkennen,  sie  sind  gleichzeitig

Adressat_innen und Sprecher_innen, sollen gleichzeitig handeln – nämlich sich integrieren –

und darüber  sprechen.  Keine  anderen Redemittel,  keine  andere Meinungen werden ihnen

angeboten,  es  wird  nicht  gelernt,  sich  anders  auszudrücken,  nicht,  sich  anders  zu

positionieren als vorgeschlagen. Die Lerner_innen werden als „Nicht-Wir“ (Mecheril 2015:

36) verortet, als jene, die nicht dazugehören, sich zu integrieren haben, um schließlich auch

ihre  politischen  Rechte  ausüben  zu  können.  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten

Mitgliedschaft  ist  mit  disziplinierenden und subjektivierenden Funktionen verbunden,  die

Individuen verorten sich innerhalb einer Ordnung und dies scheint die einzig mögliche zu

sein  –  genau  dies  wird  durch  die  Aufarbeitung  des  Themas  auf  diese  Art  und  Weise

suggeriert.  Die  Lerner_innen  bekommen  nur  eine  sprachliche  Möglichkeit,  um  sich  zu

positionieren, die bestehende Ordnung wird als die einzig mögliche dargestellt. Dies zeigt

sich dadurch, was als legitime Sprache aufgezeigt wird. Integration realisiert sich durch das

Erlernen der deutschen Sprache und der Integration in den Arbeitsmarkt durch entsprechende

Leistungen.  Was genau das  „Wir“  ist,  worin sich  die  Lerner_innen zu integrieren  haben,

bleibt unklar und wird auch nicht thematisiert.  Integration impliziert,  dass es eine Einheit

gibt,  worin  sich  in  diesem Fall  die  Lerner_innen  zu  integrieren  haben.  Die  Theorie  der

„imagined communities“ (Mayer  2015:  263) zeigt,  dass  diese Einheit  auf  dem Konstrukt

kultureller, ethnischer, religiöser und sprachlicher Homogenität aufbaut, was aber eben nur

ein  Konstrukt  ist.  Die  Einheit  erkennt  sich  selbst  als  Einheit  durch  die  Abgrenzung  zu
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anderen  und  diese  anderen  sind  in  diesem  Fall  die  Zielgruppe  des  Lehrwerks,  die

Lerner_innen des Deutschen. Sie entsprechen nicht diesem Konstrukt der nationalen Ordnung

und  haben  innerhalb  dieser  Ordnung  widersprüchliche  Funktionen:  Sie  dienen  der

Konstruktion einer  Einheit  durch Abgrenzung,  sollen in  diese Einheit  durch Sprache und

Arbeit  integriert  werden,  ihre  Andersartigkeit  verlieren,  die  aber  gebraucht  wird,  um die

Einheit überhaupt herzustellen. In diesem Paradoxon von gegensätzlichen Kräften lässt sich

die geforderte Integration der Lerner_innen verorten.

„Für mich hat das Thema Arbeitslosigkeit große Bedeutung.“ (PD-Ö: 136) ist das nächste

wichtige Redemittel der Lektion. Die Arbeitslosigkeit lag in Österreich im Jahre 2014 laut der

WKO bei 5,6 %, weit unterhalb des EU-Durchschnittes von 10,2% (vgl. WKO 2016). Die

Arbeitslosigkeit  in Österreich ist  demnach eine der geringsten in  der EU und deshalb im

internationalen  Vergleich  nicht  sonderlich  besorgniserregend.  Die  Konnotierung  der

Arbeitslosigkeit als etwas, wovor man sich fürchten bzw. sich Sorgen machen sollte, zieht

sich thematisch durch das Lehrwerk und ist Zeichen für den Versuch der Herstellung eines

hegemonialen  Konsenses,  der  die  Wichtigkeit  der  Arbeit  betont  und  in  dem  Sinne  im

Zusammenhang mit dem Leitgedanken „Integration durch Leistung“ steht. Selbstständigkeit

als Ausweg aus der Arbeitslosigkeit wird vorgeschlagen, um Arbeit und Steuereinnahmen zu

garantieren. Die Lerner_innen stehen wiederum in einer Art Bringschuld, sie müssen leisten

um auch das Recht des Aufenthaltes zu bekommen.

Auch die Kriminalität wird als Problem angesprochen, nämlich: „Vielen Leuten macht die

Kriminalität Sorgen.“ (PD-Ö: 136), obwohl ein Bericht des Bundeskriminalamtes aus dem

Jahre 2016 zeigt, dass die Gesamtkriminalität in den letzten zehn Jahren stetig gesunken ist.

2006  wurden  588.000  Fälle  angezeigt,  2015  517.870,  das  bedeutet  einen  Rückgang  von

70.300 Anzeigen in zehn Jahren (vgl. BKA 2016: 14). Diese Zahlen zeigen deutlich, dass

Kriminalität zwar präsent ist, aber innerhalb Österreichs stetig weniger wird. Die Anzahl an

Delikten erscheint in diesen absoluten Zahlen sehr hoch, aber der internationale Vergleich

zeigt folgendes: Beim Global Peace Index befindet sich Österreich auf Platz 3 von 162 (vgl.

GPI 2015: 8). Untersucht wurden drei große Bereiche: Konflikt im Aus- oder Inland, soziale

Sicherheit  und  Militarisierung.  Der  zweite  Bereich  ist  derjenige,  der  an  dieser  Stelle

interessiert  und  umfasst  unter  anderem  die  Indikatoren  politische  Instabilität,

Gewaltverbrechen,  Wahrscheinlichkeit  gewalttätiger  Demonstrationen,  Einfluss  von

Terrorismus, Zahl der inhaftierten Personen und Respekt der Menschenrechte. Der dritte Platz

zeigt,  dass  Österreich  zu  einem der  sichersten und friedvollsten  Staaten der  Welt  gehört,

weshalb die Darstellung der Kriminalität als ein Problem nicht gerechtfertigt ist. 
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„Die  Politiker  interessieren  sich  zu  wenig  für  die  soziale  Sicherheit“,  wird  als  letztes

wichtiges Redemittel bei „Über politische Themen sprechen“ (PD-Ö: 136) angeführt. Dass

die  soziale  Sicherheit  in  Österreich  umfassend  geregelt  ist,  wie  etwa  durch  die

Mindestsicherung für Staatsbürger_innen, EWR-Bürger_innen und Drittstaatsangehörige mit

bestimmten  Aufenthaltstitel  (vgl.:  EU  2013:  29),  wird  nicht  erwähnt.  Informationen  zur

Mindestsicherung,  Arbeitslosenversicherung,  Familienleistungen  oder  Leistungen  bei

Krankheiten gibt es keine im gesamten Lehrwerk. Wiederum kann mit den vorgeschlagenen

Redemitteln bloß die Sorge über die soziale Sicherheit ausgedrückt werden, was impliziert,

dass es in Österreich eher soziale Unsicherheit gibt, bzw. die soziale Sicherheit etwas ist, was

den Lerner_innen Sorge bereiten sollte. Dass Österreich nach einem sozialstaatlichem Prinzip

handelt und Leistungen an seine Bürger_innen in den Fällen von Krankheit, Arbeitslosigkeit,

Mutterschaft  oder  allgemeiner  Bedürftigkeit  zu  zahlen  hat,  wird  nicht  thematisiert,  auch

nicht,  wo  sich  Informationen  zu  diesem  Thema  finden  lassen.  Die  Verortung  der

Lerner_innen ist klar in der Arbeitswelt angesiedelt, wo sie Leistung erbringen, nicht aber

Leistung erhalten sollen und eingebettet in natio-ethno-kulturelle Zugehörigkeitsprozesse und

damit auch in die Ordnung und Regulierung des Sozialen (vgl. Arens et.al. 2013:27). 

Die vorgeschlagenen Redemittel zeigen auf, was als legitime Sprache gilt und Sprache gilt

auch als Ausdruck hierarchischer Positionen in der Gesellschaft. Ein bestimmter Sprachstil ist

nötig, um sowohl sprechen zu können als auch gehört zu werden. Dies zeigt sich an diesem

Key Incident an dem, was nicht thematisiert wird. Jetzige politische Ressorts, die unerwähnt

bleiben, sind Verfassung und Medien, Forschung und Wirtschaft oder Arbeit und Soziales, um

nur  einige  zu  nennen.  Weitere  Themen,  die  nicht  erwähnt  werden,  aber  zurzeit  aufgrund

aktueller  Ereignisse  interessant  wären,  sind  Korruption,  Datenschutz,  Asyl,  Minderheiten

oder  Volksbefragungen.  Vor  allem Minderheiten  wäre  ein  interessantes  Thema,  da  es  die

Konstruktion  der  nationalen  Homogenität  aufbrechen  würde  und  den  Lerner_innen  eine

andere  Sichtweise  bieten  würde.  Diese  Themen  werden  aber  nicht  angesprochen,  die

Lerner_innen  erhalten  nicht  die  Möglichkeit,  sich  auf  der  Basis  des  Lehrwerks  darüber

auszutauschen.  „Sprecher  [sic!]  ohne  legitime  Sprachkompetenz  sind  in  Wirklichkeit  von

sozialen Welten,  in denen diese Kompetenz vorausgesetzt  wird,  ausgeschlossen oder  zum

Schweigen  verurteilt“  (Bourdieu  1990:  32)  schreibt  Bourdieu  und  zeigt  in  diesem

Zusammenhang: Die Lerner_innen werden zum Schweigen verurteilt, weil nicht gelehrt wird,

sich über andere Themen auszudrücken, der Fokus liegt bloß in den Bereichen Integration,

Arbeitslosigkeit, Kriminalität und soziale Sicherheit. Themen, die nicht repräsentativ sind für

die  Fülle  an politischen Themen, die  sowohl durch politische Ressorts  als  auch aufgrund
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aktueller  medialer  Debatten  zur  Verfügung  stehen.  Den  Lerner_innen  wird  durch  den

einseitigen Fokus keine strikte Autonomieorientierung gewährt, weshalb die Aufarbeitung des

Themenfeldes Politik als pseudopaternalistisch gesehen werden kann.

Ein weiterer Punkt soll hier nur am Rande erwähnt werden und betrifft  den Umgang mit

geschlechtersensibler  Sprache.  Wie  im  ersten  Key  Incident  beschrieben,  wird  der

Gleichberechtigung der Frau im Lehrwerk viel Wert beigemessen, dennoch wird meist nicht

gegendert. Bloß in der Lektion über Politik gibt es einige Formen des geschlechtersensiblen

Sprachumgangs wie: „Der/die Bundespräsident/in hat seinen [sic!] Sitz in der Hofburg.“ (PD-

Ö: 128), aber bloß einige Formen, die nicht durchgängig sind, da nur von seinem Sitz, nicht

aber von ihrem Sitz die Rede ist. Auch beim Projekt Bürgermeisterwahl [sic!] zeigt sich, dass

es nur einen Kandidaten und keine Kandidatin geben kann, was eigentlich widersprüchlich zu

der  im  ersten  Key  Incident  beschriebenen  Gleichberechtigung  von  Mann  und  Frau  in

Österreich ist. In den anderen Lektionen findet sich kein geschlechtersensibler Umgang mit

Sprache.
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4. Fazit

Sprache ist nie neutral, sie ist mit einem sozialen Kontext verflochten, sie regelt und definiert

soziale  Beziehungen  und  soziale  Positionen  in  der  Gesellschaft.  Deshalb  ist  auch

Sprachvermittlung nicht neutral, da Sprache in einem Geflecht von Macht und Gesellschaft

stattfindet  und  in  die  Sprachenpolitik  eines  Staates  eingebettet  ist.  Im  Rahmen  der

österreichischen  Sprachenpolitik  wurde  die  IV  mit  dem  Ziel  der  Integration

Drittstaatsangehöriger  durch  den  Erwerb  vertiefter  Kenntnisse  der  deutschen  Sprache

erlassen.  Diese  Kenntnisse  werden  unter  anderem in  Integrationskursen  vermittelt,  deren

Grundlage das Lehrwerk Pluspunkt Deutsch – Österreich bildet. Laut Vorwort des damaligen

Staatssekretärs für  Integration, Sebastian Kurz, soll das Lehrwerk die Lerner_innen fit für

den Alltag machen und ihnen so ein selbstständiges Leben ermöglichen, weshalb es dezidiert

für  Prüfungen  im Rahmen  der  IV oder  eines  Staatsbürgerschaftsantrags  empfohlen  wird.

Dieses  Versprechen wurde im Zuge der  kritischen Betrachtung des  Lehrwerks  Pluspunkt

Deutsch – Österreich überprüft. Die Analyse ergab, dass es sich bei diesem Versprechen um

eine  pseudopaternalistische  Aussage  handelt,  da  die  Vorbereitung  auf  ein  selbstständiges

Leben im Sinne einer Autonomieorientierung nicht gegeben ist.

Gleichberechtigung, Arbeit und Politik wurden als Key Incidents identifiziert und in Hinblick

auf  pseudopaternalistische  Positionierungen  analysiert,  bezogen  auf  die  im  ersten  Teil

beschriebenen Theorien.

In der Lektion zur Gleichberechtigung finden natio-ethno-kulturelle Zuschreibungen statt, die

nicht nur das Andere, das Nicht-Wir definieren, sondern vor allem dafür gebraucht werden,

um  das  Eigene,  das  Wir  zu  definieren.  Die  Konstruktion  der  österreichischen  Frau  als

selbstbestimmt  und  gleichberechtigt,  ähnlich  einer  Vorbildfunktion,  wird  im  Zuge  des

Lehrwerks  festgeschrieben,  wobei  Lohnungleichheiten  und  Anteil  an  den  reproduktiven

Arbeiten nicht erwähnt werden. Der Soll-Zustand, nämlich die Gleichberechtigung der Frau

in allen Teilen der Gesellschaft, wird als Ist-Zustand beschrieben.  

Das  Themenfeld  Arbeit  wird  anhand  des  Leitmotivs  „Integration  durch  Leistung“  des

Staatssekretariats für  Integration aufbereitet.  Es wird das Versprechen auf  Integration und

Teilhabe an der  Gesellschaft  durch das Erlernen des Deutschen und durch entsprechende

Arbeits-Leistung suggeriert.  Trotz rechtlicher und institutioneller Hürden wird das Subjekt

selbst für Erfolg oder Misserfolg verantwortlich gemacht. Das Thema Arbeit wird aus der
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Unternehmenssicht  aufbereitet,  trotz  Fokus  auf  Arbeitnehmer_innen.  Es  herrscht  eine

neoliberale Sichtweise auf Wirtschaft vor, die die Wichtigkeit der Konkurrenzfähigkeit der

Unternehmen  betont,  womit  auch  Einschränkungen  der  Arbeitnehmer_innen,  wie

Kündigungen,  verbunden  sind.  Arbeitnehmer_innenrechte  finden  keinen  Eingang  in  das

Lehrwerk, obwohl diese im Zuge einer Autonomieorientierung wichtig wären.

Arbeitslosigkeit  wird  im Lehrwerk  als  etwas  Furchterregendes  dargestellt,  das  unbedingt

vermieden  werden  sollte,  und  die  Selbstständigkeit  wird  als  Ausweg  angeboten.  Eine

Arbeitswoche von 60 Stunden wird als die Normalität der Selbstständigkeit dargestellt und

die Bezahlung der Steuern mehrfach erwähnt. Die Lerner_innen werden im Rahmen einer

Bringschuld  verortet;  erst  durch  ihre  Leistung,  ihre  Steuern  erhalten  sie  das  Recht  auf

Teilhabe an der Gesellschaft.

Im Zusammenhang mit  der  Selbstständigkeit  werden auch Kreditgespräche angeführt,  die

aber  keine  Redemittel  zu  Risiken  eines  Kredits  enthalten.  Mit  dem  Versprechen  auf

Zugehörigkeit werden die Lerner_innen als Selbstständige eines kleineren Betriebes verortet,

was als Ausweg aus der Arbeitslosigkeit dienen soll.

Im  Bereich  der  Politik  wird  eine  knappe,  eigentlich  unverständliche  Einführung  in  das

politische System Österreichs gegeben, obwohl sich das Lehrwerk mit dem Kapitel eindeutig

im Bereich der Bildung verankert und in diesem Sinne die Informationen auch entsprechend

aufbereitet werden sollten. Erst durch Bildung und politisches Bewusstsein ist laut Gramsci

die Emanzipation des Individuums möglich. Die knappe, unverständliche Aufbereitung des

Themas wird dem nicht gerecht.

Integration, Arbeitslosigkeit, Kriminalität und soziale Sicherheit werden als die wichtigsten

politischen  Themen  festgeschrieben  und die  negativ  konnotierten  Redemittel  zeugen  von

einer  klaren  Positionierung,  welche  politischen  Themen  den  Lerner_innen  als  wichtig

vorgeschrieben werden.

Die  Veränderung  bestehender  Herrschaftsverhältnisse  ist  nicht  alleiniges  Ziel  der

Wissenschaft,  aber  die  Erkenntnisse  der  Analyse  dieser  migrationsgesellschaftlichen

Herrschaftsverhältnisse können möglicherweise auch eine Wirkung haben; und zwar in dem

Sinne, dass die bestehenden Verhältnisse verändert werden (vgl. Arens et.al. 2013: 45). Diese

Masterarbeit soll als Kritik gesehen werden, im Sinne des Generierens neuer Erkenntnisse

und der Erweiterung des Wissens als erster Schritt zur Veränderung der Verhältnisse. 

Es  handelt  sich aber  bloß um einen ersten Schritt,  denn die  Grenzen dieser Masterarbeit

liegen klar auf der Hand: Es wurden einige Textstellen mit dem Versuch der Einbeziehung
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des Kontextes analysiert – der Kontext ist die beinahe undurchschaubare gesellschaftliche

Wirklichkeit. Deshalb kann dies bloß ein erster Versuch sein, Sprachvermittlung, Macht und

Gesellschaft in Zusammenhang zu setzen und einen Einblick zu bekommen. 

Die Intention des Lehrwerks bzw. welche Redemittel und Themen bereitgestellt werden, war

Gegenstand  der  Analyse.  Unberücksichtigt  bleibt  die  konkrete  Unterrichtssituation,  wie

Lehrer_innen  oder  Lerner_innen  mit  dem Lehrwerk  umgehen,  ob  es  Strategien  gibt,  die

pseudopaternalistischen Positionierungen zu umgehen oder auch Strategien, diese Setzungen

zu thematisieren. 
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Abstract - Deutsch

Die  vorliegende  Arbeit  ist  der  Versuch,  Hegemonie  in  Verbindung  mit  dem Fachbereich

Deutsch als Zweitsprache zu bringen. Sprache ist nie neutral, sie regelt und definiert soziale

Positionen in der Gesellschaft. Deshalb ist auch Sprachvermittlung nie neutral, da Sprache in

einem Geflecht von Macht und Gesellschaft verstrickt ist. Grundlage der Analyse bildet das

Lehrwerk Pluspunkt Deutsch – Österreich, das in vielen Integrationskursen verwendet wird.

Es  wurde  einer  hegemonietheoretischen  Analyse  unter  besonderer  Berücksichtigung

pseudopaternalistischer  Praxen  unterzogen.  Das  Lehrwerk  verspricht  Teilhabe  an  der

Gesellschaft durch  Integration und Spracherwerb – ein Versprechen, das nicht eingehalten

werden  kann:  Es  weist  keine  Autonomieorientierung  auf,  ist  geprägt  von  natio-ethno-

kulturellen  Zuschreibungen,  schreibt  politische  Themen  vor  und  dient  der  Sicherung

bestehender Herrschaftsstrukturen.
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Abstract - English

This paper is an attempt to highlight the connection between hegemony and the discipline of

German  as  a  second  language.  Language  is  never  neutral.  It  controls  and  defines  social

positions in a society.  Therefore teaching a language is also never neutral  as language is

intertwined into a mesh of power and society. The teaching material  Pluspunkt Deutsch –

Österreich used  in  many integration  courses  serves  as  the  basis  for  this  analysis.  It  was

subjected to an analysis on hegemonic theories with a special focus on pseudo-paternalistic

practices.  The  teaching  material  promises  participation  in  society  via  integration and

language learning – a promise which cannot be kept: It does not contain any orientation on

autonomy, is characterised by natio-ethno-cultural attributions, dictates political topics and

serves to secure existing power structures. 
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